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Libanon 

Im Libanon bleibt die Lage explosiv. 
Nach dem Wiederaufflammen des 
Bürgerkriegs und dem Eingreifen der 
NATO-Truppen (USA, Frankre ich) auf 
seiten der Regierung Gemayel verein­
barte man zwar eine Nationale Versöh­
nungskonferenz. Aber bietet sie d ie rea­
le Chance rur eine politische Lösung? 
Was will die Nationale Errettungs­
front? Was wollen die USA, Israel und 
Syrien? 

Den Vielnamkrieg 
verdrängen? 
Die Reagan. Administration will die 
"Krankheits"zeichen (Syndrom) des 
Vietllamkrieges vergessen machen, um 
die Öffentlichkeit auf einen neuen Waf­
fengang einzustimmen. Die .,Testgelän· 
de" der Stunde sind Nikaragua, EI Sal· 
vador, der Libanon und das Stationie· 
rungsgebiet Europa. Die Enthüllung der 
"Air Land Battle"-Doktrin, der neuen 
Armee-Doktrin der USA, bestärkt ange· 
sichts der Raketenslationierung die Ge­
fahr eines atomar-chemischen Präven· 
tivkriegs in Europa oder in den Krisen· 
regionen der Dritten Welt. 
Wir gehen dem Vietnam-Syndrom, dem 
Superrüstungsprogramm Reagans und 
seiner Aufwertung des chemischen 
Krieges auf den Grund. 

Chile 

Auch am 6. nationalen Protesttag stell· 
te die chilenische Volksbewegung ihren 
Stärkezuwachs unter Beweis. Ihr 
,,~larsch für die Demokratie" hai das 
Pinochet. Regime an den Abgrund ge­
drängt. Doch flir seinen Sturz bedarf es 
eines noch stärkeren Drucks und ei­
nes langen Atems der Massenbewegung. 
Warum das so ist, schildert Kat ja Mau· 
rer nach ihrem mehnyöchigen Aufent· 
halt in Chile. 
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AlB-Aktuell: Reagans Feuerprobe auf Grenada 

"Die: Ära der Skrupel ist vorhei." Da5 verkündete: llS·Präsi· 
dent Ronald Reagan am 27.5.198\ vor Absolventen der 
Militärakademie West Point. Die "Skrupel", die er beim 
Amtsantritt zu StörfaktOren erklärte, waren jene, die sich 
mil dem Desaster der Wehnation NT. I im Vietnamkrieg 
festgesetzt hatten. 
Sie bezeichneten das sog. Vietnam-Trauma oder Vietnam­
Syndrom (Komplex von Krankheitszeichen), das es schnell­
stens zu verdrängen, abzustreifen galt. Die Reagan'schen 
Wdtherrschaftsambitionen vertrugen sich ehen nicht mit 
"Skrupeln" gegenüber Atomkriegsplänen oder gegenüber 
vic:tnarngemäßen Interventionsakten in der Dritten Welt, wie 
wir sie im "heißen Herbst" 1983 am Beispiel Grenada, liba­
non oder Nikaragua/EI Salvador erleben. 
Bei einer Feierstunde im Weißen Haus im November 1981 
hatte der US-Präsident die Veteranen des Vietnam krieges 
(1964-73) gewürdigt, weil sie doch "in der besten Tradition 
des amerikanischen Militärs in einem Krieg gekämpft haben, 
den zu gewinnen ihnen nicht erlaubt wurde." Genau diese 
"Erlaubnis" - um im Bilde zu bleiben - und das Bewußt­
sein "Der Sieg ist möglich" (Colin S. Gray) sucht Ronald 
Reagan durch ein skrupelloses Zuschlagen in verschiedenen 
Weltgegenden in diesen Tagen seinen "Boys" zurückzuge­
ben. 
Im September 1983 griffen erstmals sei t dem Vietnamkrieg 
Kampftruppen der USA direkt in einen Bürgerkrieg ein, und 
zwar im Libanon. Und erstmals wieder nahmen US-Kriegs­
schiffe eine fremde Küste unter Dauerbeschuß. Ronald Rea­
gan drohte ferner Sy;ien und seinen libanesischen Verbün­
deten noch mehr "Entschlossenheit" an. 
1m Oktober d.j. leiteten ClA-Kommandos und "Contras" 
eine neue Offensive gegen das revolutionäre Nikaragua ein. 
Mehr als 5.000 ~Iann der US-Streitkräfte befinden sich seit 
juli 1983 auf Manöver im Frontstaat Honduras. Sie bleiben 
dort, ebenso wie ~.ie in nikaraguanischer Küstennähe stat io· 
nierte US·Kriegsflotte, auf dem Sprung, zum Generalangriff 
auf das Land Sandinos. 

Ohne Skrupel gegen "linke Strolche" 

Wie real diese Gefahr tatsächlich ist, stellte sodann die Rea­
gan'sche Feuerprobe auf Grenada unter Beweis. Im Morgen­
grauen des 25. Oktober 1983 begannen rund 2.000 US·Fall­
schirmjäger und Marines unter Einsatz von Artillerie, 
Kampfhubschraubern und -Flugzeugen eine Invasion gegen 
die Insel. Bei der Besetzung des Landes assistierten ihnen 
300 Soldaten anderer. ostkaribischer Staaten, darunter aus 
jamaika, Dominica und Barbados, sowie der US·Flugzeug· 
träger "I ndependence". 
Obgleich der US-Präsident noch am gleichen Tag den "voll­
ständigen Erfolg" der Operation Grenada verkündete, leiste­
ten die grenadinische Armee und Miliz (zusammen 2.800 
Mann) sowie die kubanischen Entwicklungshelfer und Miti­
tärberater an verschiedenen Punkten starken, zur Stunde 
andauernden Widerstand. Laut Verteidigungsminister Caspar 
Weinberger entsandte man am 26. Oktober zusätzlich 800 
US-Fallschirmjäger nach Grenada, um noch fortbestehende 
"Widerstands nester" zu beseitigen. 
Die von Ronald Reagan aufgetischten Gründe für seinen In­
vasionsbefehl sind alles andere als hieb· und stichfest: 
In Grenada hätte - so Grund I - eine "Gruppe von linken 
Strolchen" die Macht ergriffen, womit das Leben der etwa 
1.000 US-Bürger auf Grenada "auf dem Spiel" gestanden 

In Point Salon ... Grenada. ~ urtl< ern nou., ~l"gh.f.n .,"8 ..... ,h' .• 1, M,hl.rlIUgha1<n _ nlCh, 
.,,,a VOn "u""nern. """"'rn"'" US·S"."kroft.n 

habe. In Wahrheit war keinem von ihnen ein Haar ge­
krümmt, keiner bedroht worden. 
Völkerrechtlich daneben ging auch die Berufung Reagans 
und der Premierministerin Dominicas, Eugenia Charles, auf 
den Vertragstext der Organisation ostkaribischer Staaten 
(gegr. 1981). Denn danach wäre ein Eingreifen gegen den 
Mitgliedsstaat Grenada nur rechtens gewesen, hatte er sich 
eine "Aggression" gegen eines seiner Nachbarländer schuldig 
gemacht. Doch nicht Grenada hat sich schuldig gemacht, 
sondern die Nachbarn, die sich von Washington als Feigen· 
blatt eines Kriegsabenteuers mißbrauchen ließen. 
Schon gar nicht steht es Reagan zu - dies ist sein dritter 
offizieller Grund -, im Innern eines fremden Staates fUr 
"die Wiederherstellung von Recht und Ordnung" zu sorgen. 
zum al ohne zweiseitige vertragliche Grundlage, zumal aller­
seits ungebeten. 
Allein das Volk Grenadas habe das Recht, über die Regie­
rungsform in seinem Land zu entscheiden, stellte Mexikos 
Delegierter Porfirio Munoz auf der Dringlichkeiusitzung des 
UN·Sicherheitsrats vom 26.10.1983 klar. \Vie er verurteilte 
das Weltforum die Grenada-Invasion als "Aggressionsakt" 
und forderte den unverzüglichen Abzug aller ausländischen 
Truppen von der Karibikinsel. So auch am 27.10.1983 der 
Rat der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS). 
In Washington verhehlte man im übrigen nicht, daß ein er­
folgreicher militärischer Sch lag gegen Grenada auch als deut­
liches Warnsignal für die SandinistafUhrung Nikaraguas, für 
Kuba und die Sowjet union anzusehen sei. Sie müßten nun 
stärker in Rechnung stellen, daß die USA eine Neuauflage 
zur gewaltsamen Wahrung ihrer Vorherrschaftsanspriiche in 
der Region nicht scheuten. 
Interne Auseinandersetzungen innerhalb der regierenden 
New jewel Bewegung, die zu dem tragischen Tod von Pre­
mierminister Maurice Bishop und seiner Ablösung durch 
einen Militärrat am 19. Oktober dJ. ftihrten, boten der Rea· 
gan-Administ ration eine günstige Gelegenheit, ihre Ent­
schlossenheit zur offenen Intervention, zum Präventivkrieg a 
1a "Air Land Battle" (siehe Beitrag von W. Brönner) ohne 
Skrupel unter Beweis zu stellen. 
Folgt man der Reagan'schen Wahnlogik, dann sind nach der 
Feuerprobe von Grenada regierende "linke Strolche" in aller 
Welt, von Nikaragua über Kuba, Libyen oder Syrien bis hin 
zur Sowjetunion, akut invasionsbedroht. 
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Wolfram Bronner 

"Air Land BaHle" 
Auf zum 

atomar 
Präventivkrieg ! (1) 

Spätestens die Enthüllung (zur Jahresmitu: 1982) des "Leit· 
linien-Dokuments" des Pentagon, das die Unterschrift des 
US-Verleidigungsministers Caspar Wdnberger trägt, schuf 
Gewißheit darüber, wie die Reagan-Administralion ihr Kon­
zept der globalen Alleinherrs<::haft durchzusetzen gedenkt. 
Die Rückerlangung der militärischen überlegenheit der USA 
gegenüber der So\vjetunion, der NATO gegenüber dem War­
schauer Pakt soll durch ein Superrustungs.Programm (siehe 
den Beitrag von M.T. Klare) und eine neue, offensive Atom­
kriegsstrau:gic: wahrgemacht werden. 

"Permanente Kubakrise" durch Erstschlagswaffen 

Als "Grundlage:" dieser neuen Konzeption war in dem 
Dokument dc:s Pentagon "die sogenannte Enthauptung, d.h. 
Schläge gegen die politische und militärische Führung und 
gegen die VerbindunS'linien der Sowjet union" benannt wor­
den. Vol! präpariert sem .ür die Entscheidungsschlacht will 
man etwa im Zeitraum 1986-88. Aber das heißt nicht, man 
wäre außerstande im günstigen Fall - "Gelegenheiten" gilt 
es laut C. Weinberger immer zu nuaen (man denke an Gre­
nada!) - schon zuvor halb oder ganz zuzuschlagen ... 
Die wesentlichste Voraussetzung; Um die Streitkräfte der 
USA schon ab der Jahreswende 1983/84 instandzusetzen, 
"die gesamte sowjetische (und mit der Sowjetunion verbün­
dete) militärische und politische Machtstruktur auszuschal-
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ten",l braucht man ~Is Kernstück die Stationierung ent­
sprechender atomarer Erstschlagswaffen. Man braucht um 
jeden Preis die per NATO-Beschluß (Dezember 1979) ;tu~r­
kannte Stationierung von 572 l\littelstreckenraketen 
Pershing 11 (108) und Cruise Missiles in Westeuropa, u!l,d 
damit in Reichweite jener gegnerischen Zentren. 
Weitere bereits von Washington in Auftrag gegebene 385 
Pershing 11, 5.000 Cruise Missiles, Trident-I1-U-Boot-Rake­
ten und andere US-Erstschlagswaffen sollen noch in den 
80er Jahren vor der Haustüre der Sowjetunion in Stellung 
gebracht werden, in Europa, Ostasien sowie dem Nahen und 
Mittleren Osten. Dann wäre die Erstschlagskapazität eine 
Rundherum-Angelegenheit. 

Was macht sie so überaus gefahrlieh? Da wäre erstens die 
einmalige Punktzielgenauigkc:it der Pershing 11 (sie ist mehr 
als zehnmal trc:ffgenauer als die sowjetische 55-20) und 
Cruise Missiles. Da wäre zweitens ihre Untergrabung der 
Vorwarnzeiten, denn die Pershing 11 braucht 6-10 Minuten 
statt der etwa 30 Minuten von Interkontinentalraketen. Die 
langsameren Ctuise Missiles können die gegnerische Luft­
abweh r unterfliegen. 
Sollten diese neuartigen Waffensysteme trotz allen Wider­
stands stationiert werden, so destabilisieren sie das annähe­
rungsweise strategische Gleichgewicht USA-UdSSR im Sinne 
einer "permanenten Kubakrise" (so der Kongreßabgeord­
nete Ron Dellums), was ein Todlaufen der Genfer Verhand-



lungen 2, einen prekären weltpolitischen Krisen- bzw. Span­
nungszustand auf Dauer, das stete Risiko eines atomaren 
Schlagabtausches bedeutete. 
Doch die Erstschlagswaffen sind auch als "Speerspitze e ines 
präemptiven Angriffs" Oohn Steinbruner, Direktoriumsmit· 
glied der US-Denkfabrik Brookings Institut), d .h. eines vom 
Stationierungsland Bundesrepublik ausgehenden Präventiv­
bzw . "Vorbeuge"krieges vorgesehen. Sie sind gewissermaßen 
als entwaffnende Auftaktwaffen in einem Blitzkrieg auf 
euroasiatischem Boden gedacht. der nach dem Konzept des 
Pentagon-Chefs Weinberger ,.Gegenoffensiven") in mehre­
ren Regionen bzw. an den global gesehen wichtigsten Fron­
ten (Naher und Mittlerer Osten, Korea bzw. Ost asien, Kuba 
bzw. Karibik/Mittelamerika) einschließen soll. Dieser welt­
weit angelegte Krieg soll nur insofern "begrenzt" gehalten 
werden, als das Territorium der USA - in folge der erstreb­
ten blitzartigen Zerstörung der sowjetischen Gegenpoten­
tiale (Interkontinentalraketen!) - weitgehend ungeschoren 
bleiben soll, wie schon im I. und 2. Wehkrieg. 
Die Verantwortlichen in Washington beließen es nicht bei 
neuen Kriegftihrungs-Ideen und gigantischen Aufrüstungs­
programmen. Schon das besagte "Leitlinien-Dokument" des 
Pentagon wies "die Streitkräfte an, Pläne mit dem Ziel zu 
entwickeln, die Sowjetunion auf jedem Konfliktniveau -
von Aufständen bis hin zum Atomkrieg - zu besiegen."4 
Inwieweit dieses Umfonnulieren der Militärplanung inzwi­
schen gediehen und im Alltag der US-Streitkräfte verankert 
worden ist, hatte sich in der neuen Funktionsbestimmung 

At.II-Mocller C. W",nberg<''''' <,"cr P.nz<~,nh<jl d<r Schn<ll<n Ej"~,",f"uppt 

und Umstrukturierung der Schnellen Eingreif truppe (R DF) 
bereits angedeutet. S Es wurde zur Gewißheit mit dem Be­
kanntwerden der neuen offiziellen Doktrin der US-Streit­
kräfte "Air Land Battle" (Luft- und Feldschlacht), deren 
Kernaussagen im "Field Manual 100-5", der neuen Dienst­
vorschrift des Heeres der USA vom 20.8.1982. enthalten 
sind. 
Laut General G.K. Otis, dem Oberbefehlshaber der US­
Landstreitkräfte in Europa, war die Doktrin im März 1981 
in dem Dokument 525-5 "Operationelles Konupt rur die 
Luft- und feldschlacht- und Korps-Operationen 1986" aus· 
formulie rt und im J ahr 1982 in Kraft gesetzt worden. 

"Air Land Battle" (AL B) bricht mit der gelt<: nden NATO­
Doktrin "Flexible Response" (Flexible Reaktion), indem sie 
d("ren Schein einer defensiven Einstellung fallen läßt und 
offen das Konzept des überraschenden Angriffskrieges bzw. 
Präventiv krieges vert ritt. 
Zwar fußten auch "Flexible: Response" und die alte Doktrin 
der US·Annee (Di.:nstvorschrift von 1977) auf dem Prinzip 

"Air Land Battle" 
A Substantial Step Toward Future Capabilities 

des Ersteinsatzes atomarer Waffen, doch liegt die Betonung 
der ALB-Doktrin gerade auf dem frühzeitigen Gebrauch von 
atomaren und chemischen Waffen. Sie liegt auf dem Ab­
gehen von der vormals gesonderten Einsatzschwelle zwi· 
sehen atomar-chemischen und konventionellen Waffen. Die 
integrierte Anwendung des gesamten Waffenspektrums 
("integriertes Schlachtfeld") soll praktisch mit Kriegsbeginn 
erfolgen und zwei Kemaufgaben von "Air Land Battle" 
lösen, die in der neuen Dienstvorschrift 100-5 so formuliert 
sind: 

Einmal erklärt AL B die "Offensivaktion" zur "entscheiden­
den Form des Krieges" und stellt fest, daß ,jede US-Streit­
macht, ganz gleich wo auf der Welt sie operiert, sich die 
Initiative so früh wie möglich sichern und sie aggressiv nut­
zen muß. Sie wird jede Waffe, jeden Vorteil und jeden Zu­
wachs an Kampfkraft nutzen, um den Feind mil einem 
machtvollen Schlag aus der Balance zu bringen ... Überra­
schung. Konzentration und Gewalteinsatz vermögen dem 
Angreifer den einzigen Vorteil von Bedeutung verschaffen -
die Initiative." 

Früher E insatz vo n A - und C -W a ffe n 

Zum zweiten sollen " Luftangriffe in die Tiefe, auf Verstär­
kungskräfte und Verteidigungsstellungen des Feindes" eröff­
net werden. Man will das Schlachtfeld so unverzüglich weit 
in das gegnerische Territorium verlagern und den Großteil 
der Truppen des Warschauer Pakts oder eines anderen Geg. 
ners zerstören, noch bevor sie die Frontlinie des Schlacht­
feldes erreichen. Für solche "Präventiv"schlägc tief ins 
feindliche Hinterland ist der konzentrierte Einsa tz von 
Trägersystemen, die mit atomaren und chemischen Waffen 
bestückt sind, vorgesehen . 
Ihre besondere Eignung beschreibt der Field Manual 100-5 
so: "Atomare und chemische Waffen erhöhen die Möglich­
keiten rur plötzliche Alternativen auf dem Schlachtfeld dra­
matisch, was man durch Angriffe ausschlachten kann ... Der 
Angreifer wird durch atomaren Beschuß beträchtlich an 
Schutz hinzugewinnen, indem er das Feuerschutzsystem der 
Verteidiger zerschlägt und ihn in kürLCster Zeit konfus 
macht. Die taktische l'lanung des atomaren oder chemischen 
t"lankenschutzes muß die schnelle Bewegung. eine geringe 
Massierung, alternative Wege betonen und bedarf der Pläne 
mit vollem Gewalteinsatz, selbst wenn die Verbindungen ab­
geschnitten sind. Atomarer oder chemischn Feuerschutz 
wird kleim'ren Einheiten die ErruUung von Aufträgen er­
möglichen, die ansonsten in <:incr konventionc1Jtn Schlacht 
massil:rtl: Streitkräfte erforderlich machen würde . Ocr ato· 
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"Air Land BaHle 2000" 
Das Hauptquartier des V.S. Army Training and Doctrinc Command 
(TRADOC, Denkfabrik d.,. US-Ann"", in Fort l\Ionroe, Virginia; d. 
Red.) ;n mit dem Auftrag betraut worden, Kon:.cptc rUT die Krieg­
führung de. Zukunft zu proren. Air Land 8ank 2000 ist ein Zu· 
kunftskonzepl. das darzustellen versucht, wie die Kriegführung des 
2LJahrhundcrts aussehen wird. Es handelt sich hierbei mehl 
um das ente derartige Zukunftskon~cpl, aber um die bisher 
anspruchs"ol1stc Studi",. ( ... ) 
Einer der wichtigsten Trends seit den !)Ocr Jahren bencht im Wan­
del in der wirtschaftlichen und poli,iS<:hen Vielfalt der Weh. Wir 
hab.," 1'5 nicht länger mit einer bipolaren Welt Zu tun, in der zwei 
übcm • .gende Supermacht<: miteinander konkurrieren. Im Jahr 2000 
werden Staaten aus d~r Dritten Welt, Industriekandle und r~gio· 
n31~ Staat~nblöcke ein~ noch größ~r~ R.olle spielen. Oie Sowjets 
werden "'eiterhin Einfluß in benimmten ~biet~n suchen - 50· 

wohl politisch als auch ökonomisch, und die GeI~genheit~n für 
Konflikt~ werden zunehmen. Oie UmerlChiedlichkeit der Konflikt· 
ebenen, mit denen zu rechnen ist, wird die Bereitstellung von 
Streitkräften rur mehr als nur einen Kriegführungstyp erfordern. 
Oie Knappheit der Ressourcen macht sich über alle Staatsgrenzen 
hinweg einschriinkend bemerkbar. Kobalt beispielsweise ist lebens­
wichtig für die Herstellung von Düsentriebwerken. Die USA impor­
tieren 93% ihres Kobalts. Wir sind auf vid mehr Gebieten als nur 
beim 01 erpreßbar. Wir nähern uns einer wahrhaft internationalen 
Wirtschaft s· und Ressourcenwdt. Es ist kein Geheimnil;' daß die 
schwerinduslrielle Produktionskapazität der USA Khwindet. ( ... ) 
Wir müs~en fahig sein, überall zu kämpfen, oder über spezialisierte 
Streitkr~fle mit der Fähigkeil, auf jeder Art Gdände unler allen 
denkbaren Bedingungen zu kämpfen, ,·errügen. Alle Einheiten ha­
ben jetzt einen gewissen Grad an Wimer-, Dschungel· und Wüsten· 
ausbildung, aber weder auf dem erforderlichen Niveau noch in der 
erforderlichen zahlenmäßigen Stärke, Wir müssen tatsächlich dafür 
gewappnet sein, den Krieg zu Lande zu gewinnen, um in die Lage 
w kommen, eiuen vorteilhaften Frieden auszuhandeln. Die Be· 
tonung liegt auf: gewinnen - wir können es uns nicht leinen, 
lediglich die Niederlage zu ,'e, meiden. 
Die Parität (Gleichgewicht; d. Red.) der Waffen wird durch die 
Technologie erreichl werden. Wir können zablenmäßig nicht mit 
unseren Feinden mithalten. ~fechuvorteile müssen wir durch die 
Qualitäl, nicht die Quamität unserer Waffensysteme erzielen. Dies 
bedeutet präzisere Waffen, beuere überwachungs· und Aufk]ä· 
rungsausriiuung sowie bessere und wirhamer., Befehls- und Kon· 
Irollsysteme. 
Ein anderer Aspekt des Krieges der Zukunft besteht in seiner Leta· 
lität (hohe Zahl von Todesfallen; d. Red.). Es wird mehr Verluste 
und vidrJihigere Arten von Verletzungen geben. In den vergan· 
genen Kriegen haben die USA stets anrlingliche R.ückschläge nlit· 
ten und dann begonnen zu siegen. Wir haben immer zu spät mobili­
siert, abcr dann überlegene Kampfkraft entwickelt. In künftigen 
Kriegen mit höherer Intensität und kürzerer Dauer wird sofoT! auf 
Sieg gesetzt werden müssen. Es wird möglicherweise nur eine ein· 
zige Schlacht geben und keine Gelegenheiten, seine Kräfte nach 
schweren Anfangs\'erlu5len neu zu formieren. Unser erster 
&:hlachlplan wird erfolgreich sein müssen. 
Im Jahre 2000 wird CI unumgänglich sein, unsere Macht im Aus· 
land schneller geltend machen zu können. Die Gelegenheiten zur 
Führung von Kriegen in fast allen Teilen der Welt werden weiter 
wachsen und unsere Reaktiomzeiten werden sich verringern. 
Gegenwärtig gibt es mehrere potentielle KonOiktgebiete, in die wir 
unsere ~lacht nicht ohne große Schwierigkeiten projizieren können. 
Die Stn:ilkrärte der Zukunft werden leicht, selbstyersorgend und 
für den schnellen Einsatz tauglich sein mUs.sen. 
Die charakterinischen EigenKhaften des Schlachtfeldes im Jahr~ 
2000 sind: große Mengen hochentwickelter KampfausrUstungen: 
komplizierte Befehls· und Kontrollsysteme; kein einzelnes Waffen­
system wird dominieren; CI wird keine signifikanten qualitativen 
Vorteile geben; Ausdehnung der Schlacht in den Luftraum und in 
die Tiefe der feindlichtn "''' ftllationen (SOO km und mehr); inlen­
sives Gefecht am entsch , . ,den Punkt. Von diesen Kennzeichen 
haben wir du grundlegende Operationskonzept abgeleitet. 
Das Schliisseldement der Kampfweise, die im Jahr 2000 von uns 
verlangt werd .. n wird, besteht darin, die Initiative zu bebalten, und 
zwar nicht nur mit herkömmlichen Methoden. sondern durch mas· 
sives Ausspielen der Beweglichkeit, einer MiKhung von }-euerkr.lft 
und Bewegung plu. Eimatz aller Kampfmiuel in einer wirklich 
integrierten Kraftanstr .. ngung. ( ... ) 
(Quelle: Bläner rur deutKbe und internationale Politik, Köln, Nr. 
]0/ 1983, S. 1377·1379) 
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mare oder chemisc he \'orberdtende Beschuß kann auf diese 

Weise die Stärke des Feindes vermindern, so daß tiefe, viel­
faltige und gleichgewichtige Angriffe möglich sind."6 

Die benötigte militärische Kapazität, um dieses neu .. Ein· 

satz konzept voll realisie ren zu können. glaubt die Armee· 
spitze der USA spätestens bis zum Jahr 1986 geschaffen zu 

haben. Doch sollten schon zuvor herausragende ALB-Be­

standteile verfUgbar sein: 
Auf alOmafen Gebiet die landgestützten strategischen Mit­

telstreckenraketen I'ershing 11 und eruise Missiles, die eben· 

falls Atomsprengköpfe tragenden taktische n Kun.strecken· 

raketensysteme Pershing I-A und Lance, die s .... · und luft­

gestützten Atomwaffen (darunter zusätzliche Cruise Mis· 

siles) sowie die Neutronenwaffen. die in Form von Gefechts­

köpfen für Lanee·Raketen oder als Artilleriegranaten Idngst 

in Serie hergestellt werden. 
Im Bereich der c hemische n Wanen ist die Produktion der 

neuartigen Binärwaffen (siehe 2. Teil in AlB 1/ 1984) ange­

laufen. Laut dem UmTÜstungsprogramm der Reagan.Admini. 

stration soll von 1983-85 die serienmäßige Herstdlung von 

binären I 55.mm.Artilleriegranaten, Ilaubitzengranaten und 

"Big eye"'-Bornben durchgängig gewährleistet sein. In Wa­

shington sieht man neuerdings auch vor, die Erstschlagswaf­
fe Cruise ~Iissile-s als Träger der chemischen Binän,' affen 

einzusetzen, deren Zielstellung so T.S. Gold gerade­

darin besteht, die Fähigkeiten der US-Streitkräfte nif 

Schläg .. "in die Tiefe" zu erhöhen, 7 

Auf dem Gebiet der konvent ionellen Waffensysteme werden 
neben dem neuen Kampfpanzer M- I Abrarns sowie elektro­

nischen Aufklärungs. und Angriffskomplexe PLSS (Luft-) 

und Assault Brakcr (I'am:erbekämpfung) weitere neuartige 
Waffensysterne eingenihn, welche für die atomar-chemi­

schen Angriffe in die Tiefe als Ergänwng bzw. Flanken· 

schutz geeignet erscheinen: d;" IasergeSleue-rte-n Copper­
head-Geschosse für 155-mm-Haubitzen; der erste Allwetter· 

Kampfhubschrauber AII-64 Apache, der 16 lasergesteuertt 

Hellfire-Raketen aufnehmen kann; und der Raketenwerfer 

i\ILRS, def 12 Raketen von 30 km Reichweite in wenige-r als 

I Minute abfeuern kann. 



Die Nahziele der Doktrin "Air Land Ihlile 1986" wurden 
im August 1982 mit dem Zukunfukonzept der US-Armee 
,,Air Land ßattle 2000" (siehe Ka~ten) fortgeschrieben. du 
ab Mitte der 90er Jahre in Kraft treten soll. Auch ALB 2000 
benennt als Schlüsselelernente der US.Kriegführung die so· 
fortige Initiati ... e ("Aufrechterhaltung eines offensiven Gei­
stes"), den integrierten Einsatl. aller Kampfmittel (d.h. der 
atomaren, chemischen und konventionellen) und die "Aus­
dehnung der Schlacht in den Luftraum und in die Tiefe der 
feindlichen Formationen (300 km und mehr)". Hinw 
kommt eine erhöhte Beweglichkeit. 9 

Die Ergänzung "Rogers-Plan" 

Der im Del.ember 1982 \'om ~ATO-Ausschu6 für Veneidi­
gungsplanung gebilligte "Rogers-Plan·'. der unter F ederfüh· 
rung du i'\ATO-Oberbefehbhabeu Bemard Rogers zustan­
dekam, legte anders als ALB den lIauptakzent auf die 
Modemisierung und den Offensiveinsatz konventioneller 
Waffen. 
Er wurde in der Öffentlichkeit so feilgeboten, als sei mit 
ihm eine "Konventionalisierung" der NATO.Strategie und 
-Aufrüstung verbunden, als erhöhe er die f-:insatzschwelle für 
Atomwaffen, als sei er eine Alternative zur atomaren Ent­
hauplUngssttategie der USA. General Rogers als Vorreiter 
der hiedensbewegung? 
Bei näherem Hinsehtn entpuppt sich der "Rogers-Plan" eher 
als ALB-Erganzung und als ein Weg, NATO-inteme Wider­
stände, die im Falle einer Erhebung von ALB zur offiziellen 
NATO·Doktrin zu erwarten standen, zu "ermeiden, die frie­
densbewegung in den :\,ATO·Staaten irrezuftihren. General 
Rogers selbst steht in Wahrheit fest auf dem Boden von "Air 
Land Battle'·. 

So etwa, wenn er die Grenl.e zwischen atomaren und kon­
ventionellen Wafftn verwischt, indem tr die Neutronenwaf­
fen als "konventionelle Waffen'" einSlUfI. So etwa, wenn er 
die \lodemisierung der konventionellen Waffemysterne aus­
drücklich nicht als Abkehr ,.von der Option eines atomaren 
Erstschlags" verstanden haben will, sondern betont, daß 
"die Verbesserung eines Teils der Triade (sie bedeutet im 
Jargon der NATO die Einheit \"on nrategiseh-atomaren, 
taktisch·atomaren und konventionellen Waffensystemen: d. 
Red.) die Effektivität der anderen Teile erg'Jnzt.".1O 
Die Stationierung und der Einsatz der Erstschlagswaffen 
Pershing 1I und Cruise Missile in [uropa, des Kernstücks \'on 
"Air Land Battle", ist ohnehin aufgrund des sog. NATO· 
Doppelbeschlusses vom Dezember 1979 Sache des Bündnis­
ses, ... on diesem autorisiert. Die Enucheidungsbefugnis über 
die Anwtndung der atomaren und chemischen Waffensyste. 

me aber bleibt in jedem Fall weitgehend in Händen der 
VS-Streitkcifte. Und NATO-Befehlshaber wie die Generale 
Rogtrs oder Otis, die in I'ersonalunion eine gesonderte Be· 
fehlsgewalt über die US-Streitkr.ifte in Europa haben, sind 
letztlich nur an die Weisungtn ihrer Regierung in Washing­
ton gebunden. Warum sonst beharrt ALB 2000: "Wo eine 
abgestimmte Reaktion des Hündnisses nicht möglich ist, 
bleibt die einseitige Aktion möglich."ll 
"Air Llllld Battle" ist gewiß stark auf das "mitteleuropäi­
sche Schlachtfeld" zugeschnitten, will aber zugleich den 
"weltweiten Herausforderungen", vorab in der ölregion 
Naher und Mittlerer Usten und Ostasien, begegnen. Die Um-
5trukturierung der Schnellen Linjfreiftruppe (RDF) in klei­
nere, mohile Einheiten, die auch mit taktischen Atomwaf­
fen undloder chemischen Waffen ausgerüstet sind, soll glei. 
chermaßen Voraussetzungen für die jederzeitige Anwendbar­
keit der f\LU.Kriegftihrung auch in Konfliktfällen der Drit· 
ten Welt schaffen. 
Durch die Installierung tines Erstschlagspotentials auf wcst­
europäischem Boden und die Ausrüstung der US-Streitkräfte 
mit atomaren und chemischen Waffen wird das "Air Land 
Battle"-Konzept zum Damoklesschwert gegen den Weltfrie­
den. Aus ihr erwächst das standige Risiko der Eskalation 
eines "kleinen" Konfliktes zum umfassenden atomar-che­
mischen Krieg. 
Dabei macht es kaum einen Unterschied, von wo das weh· 
..... eite Inferno seinen Ausgang nimmt. Sicher ist nur eins, so 
meint der Reagan-Berater Colin S. Gray, nämlich "daß es 
die Vereinigten Staaten sein werden, ... on denen verlangt 
..... ird, das atomare Eskalationstempo zu beschleunigen, in 
Rtaktion auf irgendeine sich entwickelnde lokale militäri· 
sche Katastrophe am Persischen Colf oder in West­
europa,"12 
Die ALB.Konsequenzen fur den künftigen Intervrntionismus 
Washingtons und für seine Einbeziehung der chemischen 
Kampfstoffe in die Kriegfuhrung sollen im folgenden ein­
gehender untersucht werden. Denn so manches erscheint 
unter den Vorzeichrn \'on "Air Land Ballle" - gerade auch 
aus dem Blickwinkel des Stationierungslands Bundesrepu­
blik (Pershing 11, chemische BinJ:rwaffrn!) in einem \·erim· 
denen Licht. Wird [or/gesetzl 

Anmerkungen: 
I) New York Timcs (NYT), New York. 31.5.1982 
2) Der Rn.gan·Ber.ater und Vater des 1980 entworfenen Atom· 
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ubrigen bekannt, daß die Rugan·Administration in Genf libero 
haupt kein Verhandlunpcrgebnil wunsche: "Bei dem NATO· 
Plan, 108 Pershing 11 und 463 landgeltützte Mam:hflugkörper 
(CruiK Missiles; d. Red.) zu Itationieren, ~ht CI nicht darum. 
ein Gleich~wicht oder ein Gegengewicht gegenüber der sowjeti· 
lehen SS-20·Stalionierung zu ,chaffen ... Die NATO braucht eine 
beträchtliche Anuhl dieler 572 SYlteme (oder ähnlichei), 
gleichglihig, ob die I(Iwjetilche SS-20.StaJionierung auf Null 
reduziert wird oder nicht." 
In: Air Force Magazine (AFM), Washington. Nr. 5{März. 1982 

3) Caspar Weinberger vor dem Außcnp-olitilChcn AUlSChuß dei US­
Kongreises: "Wenn wir zum Krieg gezwungen werden, müsten 
wir berrit lI'in, Gcgcnoffen,i"en in anderen Regionen zu führen 
und zu vttsuehen, die Sehw.iehen dei AggrelSOTI (belll'r: dei 
Angegriffenen; d. Red.) auszunutzen, wo immtt sie lieh zeigen." 
WireleSli Bullrtin, Washington, 18.6.1981 

4) NYT,31.5.1982 
S) Siehe die Studie "on 01. Paine in: AlB 7-i/198.5, S. 9·15 
6) field Manual 100·:'. Operations, Wuhington, 20.8.1982 
7) !\"ach: K. whs (H.-sg.), Der blte Tod, Köln 1982, S. 19 und 

NATO'I Sixteen Nations (NSN), BriislI'l, NI'. 1{l983, S.70 
8) Vgl. MERIP ReporU, Washington, Januar 1983, S. 15 und Le 

Monde Diplomatique, Paris, Februar 1983 
9) Auuüge von ALB 2000 finden sich in: Bläuer rur deutsche und 

internationale Politik, Nr. 10/1983, 5. 1377 H. und tu, 
22.10.1983 

10) Zit. nach: LeMonde, Paris, 6.1.198.5 und NSN, 1.a.O., 5.16 
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Nico Biver 

Die US-Kampftruppen richten 
sich in Honduras ein 

In Honduras beginnt man bereits von einer Besetzung des 
Landes durch die USA zu reden. Die Geschwader von C-130 
und C-141-Transportnug'.tcugcn und Chinook Hubschrau­
bern, die im Norden des Landes, in San Pedro Sula, landen 
und tausende Soldaten der US-Eiiteeinheiten "Marines" und 
"Green Bereu" ausspucken, vermitteln in der Tat den Ein­
druck einer Invasion. 
Von dort aus werden die 5.673 US·Soldaten zu ihren Ein­
satzorten in Trujillo und I'uerto Castillo an der Nordküste 
sowie nach San Lorenzo und Chaluteca an der Grenze zu 
Nikaragua gebracht. Seit Mitte August clJ. üben sie zusam­
men mit der Hälfte der honduranischen Armee den Krieg 
gegen Nikaragua und gegen die Guerilleros in EI Salvador 
und Honduras. 

Auf dem Sprung gegen Nikaragua 

Weshalb diese Manöver allerdings bis mindestens Män. 1984 
andauern sollen, ist schwer einzusehen. Es stärkt die Be­
flirchtung vieler Honduraner, daß sich die USA auf eine 
ständige Präsenz: einrichten. 
Erste Schritte in diese Richtung wurden bereits mit der Er­
richtung des &egionalen Ausbildungszentrums (CRE~t) in 
der Nähe von Puerto Castillo im Juni d.]. getan. 

Es dient nicht nur der Schulung von bislang 1.600 salvado­
rianischen Soldaten, sondern auch von Militärs aus Guate­
mala, Peru, Venezuela und Honduras. Aller Voraussicht 
nach soll hierher das US-Ausbildungszentrum flif latein­
amerikanische Militärs, die in Panama gelegene "Escuela de 
los Americas", verlegt werden, da die Panama-Kanal-Ver­
träge ihre dortige Schließung vorsehen. Auf eine dauerhafte 
US-Präsenz deutet ferner die Errichtung einer zweiten 
Radaranlage, der Ausbau von FlugpiSlen und eines lIafens in 
Puerto Castillo hin. 
Erste Hilfsdienste Hir die honduranische Armee leisteten die 
Einheiten der US-Streitkräfte zur Aufstandsbekämpfung be­
reits im September d.]. bei der Zerschlagung der ersten 
größeren Guerilla-Einheiten in Honduras, die den Volks-
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streitkräften (I' AP), dem bewaffneten Arm der Revolutio­
nären Partei der Arbeiter Miltelamerikas (I'RTC), angehö­
ren. 
Mit der TruppenenlSendung nach Honduras will die Reagan· 
Administration die Voraussetzungen dartir schaffen, nöti­
genfalls selbst massiv militärisch gegen das revolutionäre 
Nikaragua und die Befreiungsbewegung in EI Salvador, und 
im Eventualfall auch in Guatemala und lI onduras einzugrei· 
fen. 

Gleichzeitig übernehmen die US-Kampftruppen die Rücken­
deckung Hir die Aktionen von "COntras" und hondurani­
scher Armee gegen Nikaragua, tragen sie durch ihre Ausbil­
dungsaufgaben zur Stärkung der Armeen Honduras' und EI 
Salvadors bei. "Die laufenden amerikanisch-honduranischen 
Manöver", so der Oberkommandierende der US-Truppen in 
Honduras, General Schlossberg, "müssen dazu beitragen, 
Truppen auszubilden, die sich in jedes Landes begeben 
können, das sie darum bittet."l 

Diesem Zweck dient auch die nunmehrige Reaktivierung des 
Mittc1amerikanischen Verteidigungsrates (CONDECA). Das 
Bündnis war Ende 1963 unter Beteiligung von Honduras, 
Guatemala. EI Salvador und Nikaragua gegründet worden 
und halte mit dem sog. l'ußballkrieg zwischen EI Salvador 
und I londuras 1969 praktisch aufgehört zu existieren. 

Die Reaktivierung der CONDECA 

Am 8. August d.J. machte der Sturz von Efrain Rios Montt 
durch scinen Vertddigungsminister l\Iejia Victores, unter 
reger Mithilfe der USA, den Weg frei ftir die engere Einbezie­
hung aueh Guatemalas in die regionale Kriegsplanung \Va­
shingtons. 2 

Anfang September d.]. halle sich US-Verteidigungsminister 
Caspar \Veinberger eigens nach Mittelamerika begeben, um 
Vorbereitungsgespräche zur Wiederbelebung der CONDECA 
zu führen. Seine Marschrichtung lautete, es gehe darum, daß 
"alle gemeinsam energisch gegen den internationalen Kom-



munismus" kämpfen sollten. 3 
Am I. Oktober d.J. trafen sich dann in Guatemala die 
Führer der Streitkräfte von Honduras. EI Salvador, Guate· 
mOlla und Panama sowie der Oberbefehlshaber des in Pana­
ma stationierten Kommandos Süd der US·Streitkräfte, 
General Paul Gorman. Sie beschlossen die Reaktivierung der 
CONDECA, um elOer .,a\Ißerkontinentalen Aggression 

marxistisch-leninistischen Charakters" zu begegnen.4 

Offenkundiges Erstzic:1 dieses Bündnisses ist die Einbezie­
hung der Armeen EI Salvadors und Guatemalas in einen 
Krieg gegen Nikaragua, der von Honduras oder den "Con­
lras" provoziert werden könnte. Ähnlich naheliegend ist 
auch eine denkbare vereinte Rettungsaktion in EI Salvador. 
Trotz der sog. Befriedungsprogramme der US-Militärberater 
hat die salvadorianische Armee weiter an Boden verloren. 
Ein Fortdauern des Siegeszuges der Nationalen Befreiungs. 
front "'arabundo Mani (Fl\ILN) könnte mit einem großan­
gelc:gten Einmarsch von honduranischen. guatemaltekischen 
und nordamerikanischen Truppen gekontert werden. 
Die Wiedergeburt der CONDECA kommt einer Torpedie­
rung der Friedensbemühungen der Contadora·Staaten (~lexi­
ko, Venezuela, Kolumbien und Panama) gleich. Dies umso 
mehr, als auch in Gestalt \'on Manuel Antonio Noriega, dem 
Chef der Nationalgarde I'anamas, ein ~Iitglied der Conta­
dora.Gruppe an dem Treffen in Guatemala teilnahm. Unklar 
bleibt allerdings, ob der Status Panamas der eines Mitglieds 
oder nur Beoba<:hters der CONDECA ist. 
Dessen ungeachtet wird immer deutlkher. daß die Zustim­
mung der CONDECA-Staaten und der Reag-.Ul·Administra­
tion zum Friedensplan der Contadora nkhts weiter ist als 
ein Rauch-Vorhang, hinter dem der Krieg gegen Nikaragua 
\'orbereitet wird. Di<:5 illustriert das absonderliche Verhalten 
der neuen Machthaber in Guatemala, die erst lauthals die 
Contadora-Initiative verurteilt ha!!en, um im Na<:hhinein 
deren Friedensplan doch noch zuzustimmen. 
Der Plan war am 10. S<:ptember d-J. auf einem Treffen der 
Außenminister der Contadora·Staaten sowie Nikaraguas. 
Honduras', EI Salvadors, Guatemalas und Kostarikas in 
Panama-Stadt ausgearbeitet und anschließend von den ein­
zelnen Regierungen gebilligt worden. 
Der 21-Punkte-Plan beruht auf den Vorschlägen der Conta­
dora vom 17. Juli d.J. und Nikaraguas \'om 19. Juli d.J.5 Er 
sieht u.a. eine s<:hritt ..... eise Abrüstung, eine Reduzierung der 
r.'1ilitärberater, ein Verbot jeglicher ausländischer Militär­
präsenz in der Region sowie die Errichtung pluralistischer 
Systeme, die eine Volksbeteiligung garantieren, vor. 

Nuestros fusiles 
nuestros tanQues 
~ caiiones preservan Ja p 

u.,un"m ''''e,di, ußp.b< ''''.n Mana,ua, "Un"" •• ae".h ••. Pan'.' und "."""'" d,onen 
dem h .. <kn" 

Die bereitwillige Zustimmung auch der Militärdiktaturen EI 
Salvadors, Honduras und Guatemalas zu diesen "'orderungen 
gehl ..... ohl darauf zurück. daß sie von den Contadora·Staaten 
keinen übermäßigen Druck zur Realisierung des I'lans erwar­
ten. und daß ihre Seite vollendete militärische Tatsachen zu 
schaffen vermag, welche den Friedensplan zu einem wert­
losen Stück Papier machen dürften. 

Die Reagan·Administration täuscht ihrerseits eine gewisse 
Verhandlungswilligkeit vor, um den Widerstand im eigenen 
Land abzus<:hwächen und die Wehöffentlichkeit zu beruhi­
gen. Dem dient au<:h die Reise der ~Iitlelamerika-Kommis­
sion unter Henry Kissinger. die am 9. September d.J. eine 
Reise dur<:h die Krisenregion begann, angeblich um Informa· 
tionen über die Lage in den einzelnen Ländern zu sammeln. 
Gleiches gilt auch für die Reise des Staatssekretärs für inter­
amerikanische Angelegenheiten. Langhorne Motlc:y, der am 
13. Oktober d.J. in Managua eintraf. Er drohte der sandini· 
stischen Führung mit der Anwendung des Interamerikani­
schen Venrages fUr gegenseitigen Beistand (TIAR), sollten 
die nikaraguanischen Streitkräfte "Contras" über die Gren­
zen hinweg verfolgen. 
Der nikaraguanische Verteidigungsminister Humberto 
Onega hatte nach einem Angriff von "Contras" der Revolu­
tionären Demokratischen Allianz (ARDE), den sie von 
Kostarika aus auf den Grenzort Penas Blanca gefUhrl hatten, 
am 28. September d.). erklärt, daß seine Truppen die "Con­
tras'· künftig bis 500 m weit auf kostarikanisches und hon· 
duranisches Territorium verfolgen würden. 
Diese Erklärung wurde angesichts einer neuen Offensive der 
"Contras" abgegeben. die mit Beginn der US-Manöver in 
Honduras einsetzte. "Wahrscheinlkh sind alle konterrevolu­
tionären Pläne mit den Manövern koordinien, die im 
wesentlichen eine Rückendeckung für die konterrevolutio· 
näre Aktivität sind". stellte der nikaraguanische Innenmini­
ster Tomas Borge fest. 6 

CIA·Nachhilfe für die "Contras" 

Glekhzeitig mit dieser Offensive sind die "Contras" zu einer 
neuen Strategie übergegangen, da sie bisher keine Erfolge 
erzielen konnten. 
"Unser Bestreben, einfach einen Krieg auf dem Land zu 
fUhren, war ein .-ehlschlag", erklärte ein Sprecher der Nika· 
raguanischen Demokratis<:hen Kraft (FON), die von Hondu­
ras aus operiert, "weil der Volksaufstand des nikaragua­
nischen Volkes, auf den wir ursprünglich gehofft hatten, 
nicht stattfand". 7 Seit 1981 wurden in~gesamt 1.636 "Con­
tras·' getötet, während auf nikaraguanischer Stite 717 Tote, 
zu einem großen Teil Zivilisten, zu beklagen sind. 
Die Umorientierung kam vor allem auf Druck des CIA zu­
stande, der befUrchtet, daß keine weiteren Mittel mehr be· 
reitgestellt werden, wenn die "Contras" keine Erfolge vor­
weisen können. Eine Bewilligung weiterer 19 Mio Dollar für 
die "Contras" bleibt ungewiß, da bisher lediglich der Senat 
bereit ist, dem zuzustimmen. 
Die neue Strategie sieht vor, withtige Wirtschaftsobjekte zu 
zerstören. um die ökonomis<:hen Schwierigkeiten Nikara­
guas zu \·erstärken. Zu diesen Objtkten gehören vor allem 
Transportwege und Häfen. Daß sowohl die ARDE als auch 
die FON gleichzeitig ihre Strategie geändert haben, beslätigt 
die enge Zusammenarbeit zwischen beiden Gruppen und 
dem CIA. 
Um den Außenhandel zu stören, wurden die Zollgebäude an 
der wiChtigsten Verbindungsstraße, der Panamericana, an 
der Grenze zu Honduras und Kostarika angegriffen. Größere 
S<:häden richteten jedoch die Angrifft auf die lIäfen Corinto 
und Sandino an der Pazifikküste und Benjamin Zeledon an 
der Atlantikküs.te an. Einige dieser Anschläge, die vor allem 
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Tomas Borge 
Wir entwickeln 

unsere Verteidigung 
Im September/Oktober d.J . unternahm der nikaraguanischc Innen­
minister T omas Borg<: (!l3) eine Reise durc h mehrere westeuro­
päische Lälldcr , darunter Fnnkrdch. Spanien und die BundCSI"I!pu­
blik. 

Zu den . 'ricdensbcmühungn Nikaraguas 
Nikaragua ull1cmimmt Anstrengungen, um zu verhindern, daß die 
Lage in Mittelamerika noch komplizierter wird. Diese Anstrengun­
gen kon:tcllIricrcn sich auf die Gespräche du Contadora. Wir ent· 
wickeln ebenfalls nicht offizielle bilaterale Beziehungen und Kon­
takte Zu nordamerikanischen Kongrc8mitglicdcrn, denen gegenüber 
Nikaragua seine Friedensbestrebungen, um ein friedliches Oberein­
kommen und eine VcrhandlungsJösung Zu erreichen, belont. 

Zu den Be~ichungcn Nikaragua·USA 
Richard Stone (R. Reagans Sonderbeauftragter für Mittdamerika; 
d. Red.) war in Nikaragua, und wir haben ihn erneut eingeladen 
wiederzukehren. lIenry Kissinger wird Nikaragua in den nächsten 
Tagen besuchen. Wir hoffen, daß diese Kontakte schrittweise dazu 
führen, den Kampf zu verhindern. 
Unabhängig davon wissen wir. daß nur die nordamerikanische 
öffentliche Meinung das konkrete politische Vorhaben der Regie· 
rung Ronald Reagans, unsere Revolution zu zerstören, stoppcn 
kann. Wir sind optimistisch. Wir sind sicher, daß unsere Revolution 
unumkehrbar ist und daß niemand sie zerstören kann. Wir sind 
bereit den Preis zu zahlen, der notwendig ist, um sie zu verteidigen. 

Zum Einfluß der US·Manö'·er auf Nikar.ogua 
(Die Manöver) wirken sich in dem Maße aus, daß sich unser Volk 
Jtärker zur Verteidigung des Vaterlandes zusammenschließt, die 
Volksmoral weiter gestärkt und die gegen die Revolution gerichtete 
politische Aktivität des c.c,gners neutralisiert wird. 

Man hat über die Möglichkeit spekuliert, daß unsere kühnen Ent· 
scheidungen über den Frieden durch den äußeren militärischen 
Druck beeinflußt werden könnten. Dies ist falsch. Am 19. Juli 
(dJ., Wortlaut in All! 9f 198.'1, S.7; d. Red.) formulierten wir un° 
sere Friedenspolitik, die nicht mehr ist, als die Fortsetzung unserer 
traditionellen Friedenspolitik, die während der 4 J ahre Revolution 
ausgearbeitet wurde. 

Zur Verhinderung eines umfanenden Krieges 
(Die Regionalisierung des Krieges in Mittelamerika) hängt ab vom 
Druck, den Ronald Reagan von seinem eigenen Volk, von den 
nordamerikanischen Kongreßmitgliedem und Senatoren, der 
öffentlichen Meinung der Vereinigten Staaten, des Westens und der 
Welt erhält. Sie hängt auch von uns ab. weil man bei jedem Zeichen 
von Schwäche uns.crerseiu eine Aggussion neuen Typs gegen uns 
entfesseln könnte. 
Die Schläge, die wir der bewaffneten Konter«volution versetzt 
haben, könnten zu neuen Optionen führen. Beispielsweise könnte 
man beschließen, daß die honduranische Armee direkt in unserem 
Land interveniert. Wenn es nicht politisch gelingt, die Zerstörungs· 
absicht der Regierung Ronald Reagans gegen unsere Revolution zu 
neutralisieren, könnte die Aggression ein neues Ausmaß erreichen. 
Deshalb ergreifen wir Abschreckungsmaßnahmen, entwickeln wir 
unsere Verteidigung, bewaffnen wir uns und bereiten uns auf den 
Krieg \lor. 
(Quelle: EI Pais, Madrid, 14.9.1983; Ausschnitte) 
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da:tu dienten die Erdölzufuht abzuschneiden. wurden durch 

Luftangriffe verübt. Der bisher schwerste Angriff auf den 

Hafen von Corinto, der am 10. Oktober d.J. von See aus 
erfolgte, löste einen Großbrand aus. der dnen Schaden von 

380 Mio Dollar verursachte. 

Um wdtere öllieferungen durch Mexiko an Nikaragua zu 
verhindern und die Brennstoffknappheit weiter zU verschär­

fen haI die FON erklärt, daß sie die Tanker angreifen werde 

und den Hafen von Corinto vermint habe. 
Um die .,Contras·' wieder in Schwung zu bringen. hat der 
C IA seine Einmischung weiter verstärkt. Piloten die über 

Nikaragua abgeschossen wurden, bestätigten, daß der C IA 
sowohl der FO N als auch der AROE die "'lugzeuge zur Ver­

fUgu n g gestellt habe. Regelmäßig übermegen US-Spionage­

nug-Leuge, darunter solche vom Typ RC·135, nikaragua. 

nisches Territorium . 
Die New York Times enthüllte, daß die VersorgungsOüge fUr 

die Kommandos der "Contras" durch den CIA organisiert 

werden, und zwar vom salvadorianischen J\IiJitärOughafcn 

lIopango aus. 8 

Ohne diese Flüge wäre es den "Contras" nicht möglich, tief 

in nikaraguanisches Territorium vorzustoßen, da sie von der 

Bevölkerung nicht unterstütu werden. Die geringe Unter· 

stützung, die sie bislang im Norden vor allem aufgrund ver­

wandschaftlicher Bindungen genießen konnten, nimmt wei­

ter ab, da die sandinistische Regierung besonders hier das 

Landreformprogramm beschleunigt und ihre Aufklärung 

vorangebracht hat. 

Dies hat allein von Juli bis September d.J. zur Desertion von 

200 "Contras" gefUhrt, die a us diesen Gebieten Slafnmen. 

Gleichzeitig verstärkte Nikaragua seine Verleidigungsbereit­

schaft. 
Am 9. August d.J. wurde dem Staatsrat der Entwurf eines 

Gesetzes vorgelegt, das die Einmhrung der allgemeinen 

WehrpfliCht vorsieht. Von den rechten Parteien wurde das 
inzwischen vom Staatsrat beschlossene j'rojekt abgelehnt, 

weil es angeblich .,den Geist der Friedensbemühungen der 

Contadora-Gruppe" verletze und "die Eliminierung des ver· 

sprochenen Pluralismus" bedeute. Die Bischöfe, die über die 

überralle der "Contras" noch kein Wor t verloren, erklärten, 

daß das Projekt "einen parteilichen Charakter" habe und 

"den allgemeinen Linien einer Gesetzgebung totalitären 
Typs" entspreche. 9 

Eine Stärkung der Annee erhoffte sich die sandinistische 

Regierung auch durch den Aufbau von Luftstreitkräften. Sie 

hat sich deshalb an alle Länder gewandt, um fo'lugzeuge zu 

erwerben. Oa die USA Druck auf ihre Verbündeten - :t.B. 

"'rankreich - ausüben, kommt vor a llem die Sowjetunion 

ftir diese Lieferungen in Frage. Das US-Außenm inisterium 

bezeichnete die Absicht Nikaraguas, eine Luftwaffe zu 

gründ en, als ein "destabilisierendes" Ereignis. Und das. ob· 

wohl Honduras über die größte Luftwaffe Mittelamerikas 

verfUgt. 
Da die Friedensbemühungen bisher gescheitert sind, bleibt 

Nikaragua kein anderer Ausweg, als sich weiter zu bewaff· 

nen. "Wir werden unsere Verteidigungsanstrengungen ver­

stärken müssen", so der nikaraguanische Staatschef Daniei 

Ortega, .,und uns darauf vorbereiten, einer eventuellen nord­

amerikanischen Intervention entgegenzuneten . ,· lO 

Anmerkungen: 
I) Le Monde (L\1), Paris, 17.9.198.'1 
2) Siehe ausfo.ihrlich in : AlB 10/198.'1. S . .'16·38 
3) LM,1 7.9 .1 983 
4) EI Pais, Madrid, 4.10.198.'1 
5) Siehe: AlB 9fl983, S. 4·7 
6) Barricada Internacional, Managua, 12 .9. 198.'1 
7) International Herald Tribune (IHT), Paris/Zürich, 30.9 198.'1 
8) Vgl. IHT, 3.10.198.'1 
9) Barricada Internacional, 12.9.198.'1 

10) IHT,29.9.1983 



Walid Burhani 

Die Marines greifen ein -
wird der Libanon Protektorat? 

"Verstrickt euch nicht wieder in eine dumme Angelegen­
heit, mit der ihr in ein neues Vietnam hineingeraten würdet. 
Wir hatten nichts dagegen. wenn ihr hier bleiben wurdet, um 
uns zu hdfell. Aber wir haben etwas dagegen. wenn ihr uns 
Schläge vene!",l. so daß wir dazu gezwungen werden, euch 
unter Feuer 'W nehmen."l Diese Warnung richtete Walid 
Djoumblatl. hihrer des breiten Oppositionsbündnissc:s Na­
tionale Errcuungsfront, ~littc: September d.J. an die Adresse 
der Regierung Rcagan, als das akth'C' Eingreifen von USo 
Streitkräften in das Karnpfgc:schc:hcn im Großraum Bc:irut 
offenkundig geworden war. 
Die libanesische Opposition sah darin zurecht eim: direkte 
Intervention in ein inncrlibancsischc5 Konfliktgeschehen, 
bei dem sich der bewaffnete Widerstand im Schufgebirge 
und dem sudlichen Randgebiet Beiruts soeben klare Vorteile 
gegen Regierungstruppen und Phalangemilizen erkämpft 
hatte (s iehe nachstehenden Beitrag), US-:\Iarineinfanteristen 
kämpften auf deren Seile mit HandfeuelWaffen, Hubsch rau­
ber- und Artillerieeinsatz in Suq-EI-Gharb, um die Stadt und 
mit ihr die phalangistische Regierung Gemayel vor dem Fall 
zu retten. 

Washington stationierte gleichzeitig 14 Kriegsschiffe der 
VI. Flotte (Mannschäfustärke 14.000) in Küstennähe, die 
am 19. September d.J. Stellungen von Linksmilizen und 
Syrern mit massivem Artilleriebeschuß belegten. Von dem 
mit 90 Kampfflugzeugen ausgestatteten t"lugzeugträger 
"Eisenhower" und dem französischen Flugxeugträger 
"Foch" aus startete man begleitende Aufklärungs- und 
Bombenfli..ige. 
R. Reagan beließ es nicht bei diesem "Feuerschutz" und 
logistischer Unterstützung rur die Verteidiger von Suq·EI­
Gharb. Man hielt \'or der libanesischen Küste auch amphibi­
sche L.andungseinheiten mit 2.000 Marines in Reserve. 
Vizeadmiral Edward H. Martin, Kommandierender der VI. 
notte, rechtfertigte den Einsatz seiner Kriegsmaschinerie 
damit, daß die erfolgreiche Verteidigung von Suq-EI-Gharb 
"lebenswichtig ruT die Sicherheit des Personab der USA" 
sei. Und Präsident Reagan antwortete auf die Frage, wie 
viele zusätzliche Kräfte er im Libanon noch einzusetzen ge­
denke: "Was immer erforderlich ist, um unsere Männer zu 
schützen."2 Es ist dies derselbe Vorwand wie bei der US­
Invasion vom 25.10.1983 auf Grenada ... 
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In Wirklichkeit feuerte die US-Kriegsmarine ihre Salven auf 
libanesische Stellungen eben nicht ab, um zidgerichtete An­
griffe gegen eigene Soldaten abzuwehren, sondern um Ope­
rationen der libanesischen Regierungstruppen mitzutragen 
bzw. zu nankieren. Das aktive Eingreifen jener Marines, die 
im Rahmen der westlichen multinationalen Streitmacht im 
Raum Beirut stationiert sind, aber läuft auf die einseitige 
Stiitzung der Zentralregierung hinaus, und das ist mit dem 
Mandat dieser gegenwärtig 5.400 Mann starken Truppe 
(1.200 US·Amerikaner, 2.000 t' ranzosen, 2.100 Italiener 
und 100 Briten) absolut unvereinbar. 
Als diese Streitmacht im Anschluß an den isradischen Liba­
nonkrieg vom Juni-August 1982 erstmals an Land ging, hat­
te sie ausschließlich den Auftrag, gemäß dem sog. Habib · 
Plan den Abzug der Einheiten der Palästinensischen Befrei­
ungsorganisation (P LO) zu überwachen und den Schutz der 
Zivilbevölkerung im evakuierten Westbeirut zu garantieren. 
Inzwischen ist das Kontingent der US-Marines jedoch vor­
nehmlich damit beschäftigt, die Stdlungen der regulären 
libanesischen Armee zu verstärken, die Regierungstruppen 
im Nahkampf zu drillen und in der Bedienung von Kampf­
hubschraubern auszubilden . .3 

Während der US·Präsident bei der Entsendung der Marines 
hoch und heilig versichert hatte, sie würden unter keinen 
Umständen länger als einige Wochen bleiben und in bewaff­
nete Auseinandersetzungen eingebunden werden, denkt man 
heute im Weißen I-laus ungeniert über die Ausweitung des 
Kontingents, seine Stationierung auf Dauer und über seine 
ffi>ernahme sog. Ordnungsfunktionen nach. Im Interesse der 
"Selbstverteidigung" versteht sich ~ wie Außenminister G. 
Shultz versicherte_ 4 

"Reagans Warnzeichen" für die Syrer 

Wie weit dieser Umdenkungsprozeß in Regierungs. und Mili ­
tärkreisen der USA bereits verinnerlicht ist, demonstrierte 
gleichen Tags General Paul Kelly, der Oberkommandierende 
der US-Marines. Als er am 21. September d.J. gemeinsam 
mit George Shultz vor dem Außenpolitischen Ausschuß des 
Repräsentantenhauses erschien, um die Zide der gegenwärti­
gen Mission seiner Marines im Libanonkonflikt zu erläutern, 
begann er mit der Freud'schen Fehlleistung: Unsere Mission 
"in Vietnam .. .'·s Wenn rur Washington der Libanon Viet­
nam ist , ist dann Syrien nicht Kambodscha oder Laos? 
Wiederholt beschuldigte Präsident Reagan im Septemberl 
Oktober d .J. Syrien, wegen seiner Rückendeckung für den 
libanesischen Widerstand der eigentliche Schuldige am Wie­
derausbruch der bewaffneten Zusammenstöße zu sein. 
Den Entscheid vom 5.9.1983, zusätzliche US.Kampflruppen 
(2.000) in Küstennähe des Libanon zu entsenden, bezeich­
nete er als "ein Warnzeichen rur die Syrer". Mitte Oktober 
d-J. klagte er Damaskus an, das Haupthindernis rur einen 
VerhandJungsfrieden zu sein sowie die Einverleibung des 
Libanon bzw. Nahen Ostens in den sowjetischen !I.-Iachtbe­
reich zu betreiben: "Können die Vereinigten Staaten und 
die freie Welt beiseite stehen und zusehen, wie der Mittlere 
Osten in den Sowjetblock einbewgen wird? ,,6 
Auf diese Weise zimmerte der US-Präsident eine nachträg­
liche Selbstrechtfertigung zurecht für den eigenen direkten 
Militärinlerventionismu~ und für die selbstherrliche Verlän­
gerung der Präsenz von tausenden US-Militärs für zum in­
destens weitere 18 !l.lonate, die der US-Kongreß am 28. 
September d.]. guthieß. Im Juni 1982 haue Washington die 
Libanoninvasion des verbündeten Israel allseitig unter· 
stÜtzt,7 weil man sich von ihr die Austreibung der syrisch­
palästinensischen Truppenkontingente und eine "Neuord­
nung" des Libanon versprach_ Im Schatten der israelischen 
Panzer inthronisierte man damals das Minderheitsregime Ge-
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mayel und dessen Bestreben, eine phalangistische Alleinherr· 
schaft auf möglichst große Teile des Landes auszudehnen. 
In den nichtsyrisch kontrollierten Gebieten nahm en dabei 
die israelischen Besatzer, die Marines und rund weitere 70 
US-Offiziere, unter deren Regie die Ausbildung der neufor­
mierten regulären Armee steht, Sicherheits- bzw. Polizei­
funktionen bei der Unterdrückung oppositioneller Kräfte 
wahr. Für das Jahr 1983 gewährte Washington der Regie­
rung Gemayel offiziell 251 Mio Dollar an Militär- und Wirt­
schaftshilfe_ U.a. lieferten die USA Artilleriegeschüue, 
Truppentransporter, mehr als 100 M-48-Panzer, 200 Panzer­
wagen (235 weitere folgen), Maschinengewehre und dem­
nächst auch US-Kampfhubschrauber des Typs Hucy, die in 
italienischer Lizenz produziert werden. 
Quasi a ls Gegenleistung unterzeichnete das Phalangeregim e 
im Mai 1983 ~ unter Aussperrung Syriens ~ die Verein­
barungen von Khalde,9 die Israel und den USA weitgehen· 
de Vorrechte im Libanon einräumte. Die Präsenz ihrer Trup­
pen wurde faktisch legalisiert. da ihr Rückzug an den vor­
herigen Abzug der syrischen Kontingente angekoppelt wur­
de. Und das obgleich die Einheiten Syriens aufgrund eines 
Mandats der Arabischen Liga und der libanesischen Regie­
rung aus dem Jahr 1976 im Lande stehen - im Unterschied 
zur ungebetenen Besatzungsmacht Israel und auch zu den 
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US-~Iarines, die rur ihre Stützungsaktivitäten zugunsten der 
Phalange ebensowenig autorisiert sind. 
Syriens Regierung Assad geriet spätestens auf die Abschuß­
liste Washingtons, als sie dem Diktat von Khalde die Aner­
kennung ,'ersagte und die libanesische Opposition in ihrem 
Aulbegehren gegen Gemayds Ausverkauf nationaler Souve· 
ränitälSrechte untefSllitzte. Das Selbstbehauptungsvermögen 
des libanesischen Widerstands im Schuf in den September. 
kämpfen und die sowjetische Bereitstellung modernster 
luftabwehrsysteme rur Syrien stärkten schließlich den 
Widerstandswillen der Regierung Auad. 
'-ür sie stehen im Ost libanon fundamentale Sicherheitsin­
tereuen mit auf dem Spiel. ~'alls die heute im Lande der 
Zedern stationierten Streitkräfte Israels und/oder der USA 
die Verbindung Beirut-Damaskus und das Bekaa-Tal an sich 
reißen würden, geriete Damaskus in ihre Reichweite. Damit 
wiire das Terrain bereitet rur eine Ulitzinvasion, wie sie R. 
Reagan und Israels Verteidigungsminister Arens angedroht 
haben, sollte Syrien keine Abzugsbercitschaft erkennen las­
sen. 
So gesehen sind die Vereinbarungen eines Waffenstillstands 
am 25. September d.J. und das Projekt einer nationalen 
Aussöhnungskonferen1; (siehe nachstehenden Beitrag) in 
Genf ein Achtungserfolg Syriens und seiner Verbündeten. 

Präsident Assad hatte eine Beteiligung der .,Interventions­
macht USA" an der innerlibanesischen Verhandlungsrunde 
und die von ihr beanspruchle Oberwachungsrolle der west­
lichen Streitmacht strikt abgelehnt, und Nichteinbeziehung 
der t,;SA und Israels durchgesetzt. Die Chancen rur eine 
Endlösung a la Reagan sind durch das aktive Eingreifen der 
Marines kaum größer geworden. 
Aus diesem Grund mehren sich innerhalb des Establish­
ments in WashingIOn Stimmen, die Reagans Libanonpolitik 

so der ehemalige Botschafter der USA in Beirut. Dean 
Brown als gescheitert und einer "dramatischen Ände­
rung" ~dürftig kritisieren. Die US-libanonpolitik könne 
nicht ,.da\on ausgehen. daß die SowjelUnion und Syrien 
irgendwie hinter allen Schwierigkeiten stecken. Anstatt sich 
ausschließlich auf Staatspräsident Amin Gemayd zu stützen, 
müßten die USA ihre Energie auf die Schaffung eines neueil 
'nationalen Konsensus' im Libanon kon1;entrieren." lO 

" Entschlossenheit " nach den Bombenanschlägen 

Angenommen, die Reagan-Administration würde die isolier­
te Regierung Gemayel opfeTll und der Schaffung einer Re­
gierung der nationalen übereinkunft - unter Einschluß der 
Nationalen Errettungsfront ihre Zustimmung geben, so 
mußte sie mit Gewißheit zwei ihrer 1982/83 erv.·orbenen 
Trümpfe aus der Hand geben: Einmal müßte das von ihr 
durchgesetzte t\bkommen von Khalde zurückgenommen 
und den israelischen Annexions· und Interventionsgelüsten 
ein Riegel vorgeschoben werden. Zum anderen müßten die 
USA auf ihre eigenen militärischen Ambitionen und Basen 
im Libanon vertichten. Und das hieße Verzicht auf die dau· 
erhafte Stationierung \'On Einheiten der Schnellen Eingreif­
truppe, die rur die Behauptung ihrer Vorherrschaft in der 
Region wie rur Feuerwehreinsatze 1;um Schutz der "lebens­
wichtigen Interessen des Westens" am Persischen Golf be­
stimmt sind. 
Oie Reaktion der Reagan.Adminislration auf die spektakULa­
ren Bombenanschläge vom 23. Oktobe r d.J., bei denen in 
den Hauptquartieren der französische n und US·5treitmacht 
in Beirut rund 250 Soldaten den Tod fanden, läßt jedoch rur 
Illusionen keinen Raum. Sie zog aus den hohen Verlusten 
erst einmal den Schluß, erst recht ihre Truppenpräsenz im 
Libanon aufrechtzuerhalten und entsandte Vernärkungsein­
heiten. Sie bekräftigte, die U5-~1arines in Beirut sollten ihre 
l\lission unveränder t fortsetzen. 
Mehr noch. Ronald Reagan forderte eine " noch größere 
Entschlossenheit des Westens" und kündigte "Vergeltungs­
maßnahmen" an,11 deren Einzelheiten der r\ationale 
Sicherheiurat in Washington auf einer Sitzung am 
24.10.1983 beraten haben 5011. 
Vor Wiederholung des Invasionsabenleuen Grtnada im 
Libanon oder Syrien muß dringend gewarnt werden. 

Anmukungen: 
1) The Middlc: Ealt, London, Oktober 19M 
2) Zit. nach: International Herald Tribune (IHT), Paril/Zürich, 

21.9.1985 und Newlw~k (NW), New Vork, 26.9.1985 
3) Daten nach: Time, New Vork, 3.10.1985 
4) Shuh:t-Rede vor dem Außcnpoli1LKhcn AuslChuß des RepriilCn­

tantenhau5Cl, in: Amerikadienst, Dokumentation, Nr. 
39/28.9.1983 

~) Nach: Le Monde Diplomatiquc (L>'ID), Paris, Oktober 1983 
6) Zit. nach: IHT. 6.9.1983 und Fl1Inkfurter Allgemeine Zeitung 

(FAZI,10.10. 1983 
7) Siehe aUlrUhrlich: AlB 11·12/ 1982, S. 5 rr. und LMD, Oktober 

1983 
8) Daten nach: Time, 12.9 .1983: IHT. 21.4.1983 und NW, 

10. 10.1983 
9) Siehe: AlB 7·8/1983. S. 30-34 

LO) IHT, 12.9.1983 
11) Nach: Die Welt, 24.10.1983; FAZ, 25.10.1983: IHT, 24. und 

25.10.1983 
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Ivesa Lübben-Pistofidis 

Aussichten einer 
nationalen Versöhnung 

im Libanon? 

29 Tage wiederaufgeflammter Bürgerkrieg im August/Sep· 
tember 1983 haben die Kräfteverhältnisse im Libanon er· 
heblich verändert. Die libanesische Regierung sah sich ge­
zwungen, in einem - unter Vermittlung des saudisehen Prin­
zen Bandar bin Sultan und des amerikanischen Nahostunter· 
händlers Mac Farlane ausgehandelten - Waffensti llstands­
abkommen vom 25. September d .] . der Opposition bedeu­
tende Zugeständnisse zu machen. 

Das Waffenstillstandsabkommen sieht im einzelnen vor: 
• die Bildung eines Sicherheitskomitees, das zu gleichen 
Teilen aus den Konfliktparleien bestehen soll; 
• die Abhaltung eines " Kongresses der Nationalen Versöh· 
nung", an dem neben dem Staatspräsidenten Amin Gemayel 
und seinem Vater Pierre Gemayel (als Vertreter der Phalan­
gepartei) Vertreter aller bedeutenden Oppositionsparteien, 
sowie Saudi Arabien und Syrien als Beobachter teilnehmen 
sollen; 
• eine Truppenentflechtung, bei der sich die Phalangisten 
aus den größten Teilen des Schufgebirges, wohin sie vor 
einem J ahr unter dem Schutz der israelischen Armee einge­
drungen waren, zuriickziehen müssen; 
• die Regierung unter Ministerpräsident Wazzan mußte ih­
ren Rücktritt einreichen, um einer möglichen "Regierung 
der nationalen Versöhnung" den Weg frei zu machen. 
Auf dem für Oktober d J. "Kongreß der Nationalen Versöh­
nung" steht entsprechend den Forderungen der Opposition 
der zwischen Israd, den USA und der Regierung Gemayd 
am 17. Mai d.]. unterzeichnete Separatvertrag1 zur Disposi­
t ion und soll über eine grundSätzliche Neuverteilung der 
Macht im Lande beraten werden. Das Wiederaufflackern 
militärischer Zusammenstöße in Tripoli und Beiru t Mitte 
Oktober dJ. stellte das Versöhnungsprojekt allerdings in 
Frage. 

Israelische Fron tbegradigu ng 

Ohnehin umstritten ist die E"htscheidungsbefugnis des Kon­
gresses, auf dem die Oppositionspolitiker die Mehrheit dar­
stellen werden. Während die Oppositionsparteien fordern, 
daß die Beschlüsse des Kongresses rur alle am Konflikt be­
teiligten Parteien verbindlich sein sollen, will sich Staatsprä­
sident Gemayel die Entscheidung über die Umsetzung der 
Beschlüsse vorbehalten. Kommentatoren des phalangisti­
schen Senders .,Stimme des freien Libanon" lehnen das Ab-
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kommen gar durchweg ab. 
Die erneuten bürgerkriegsähnlichen Kämpfe waren ausge­
brochen, nachdem sich die israelischen Besatzungstruppen 
vom 3.-5. September d.J. aus dem überwiegend von Drusen 
bewohnten Schuf-Gebirge auf eine neue Frontlinie zurück· 
zogen, die entlang dem Awali-Fluß verläuft. 
Sehon am 8. Juni d .] . hatte die oppositionelle Arbeiterpar­
tei Israels angesichts der relativ hohen Verluste der israeli­
schen Truppen im Libanon (in der ersten Hälfte 1983 allein 
über 200 Tote) im Parlament den Antrag gestellt, die israeli­
schen Truppen zunächst in eine "Sicherheitszone" und 
innerhalb von 3 Monaten ganz aus dem Libanon abzuziehen. 
Zwar wurde dieser Antrag mit der Mehrheit der Regierungs· 
parteien abgelehnt, doch bleibt auch die Regierung Shamir 
durch den zunehmenden Unmut der eigenen Bevölkerung 
über den Stellungskrieg Israels im Nachbarland unter Zug· 
zwang. 

Alle Fakten sprechen daflir, daß der TeilTÜckzug Israels eine 
bloße Neuformierung der Okkupationsarmee ist mit dem 
Ziel, die Besatzung des Südlibanon auszubauen (siehe auch: 
AlB 7·8/1983, S. 30-34) . 
Den Aufbau von neuen Befestigungsanlagen, Beobachtungs-



posten und elektronischen Sensoren entlang dem Awali läßt 
sich die israelische Regierung 30 r-.lio Dollar kosten. 2 

Ein hochrangiger israelischer Offizier begründete diese Inve­
stition damit, daß sich Israel daraufvonubereiten habe, sei­
ne Truppen rur viele Jahre im Libanon zu behalten, falls 
Streitkräfte der PLO und Syriens im Lande bleiben soll­
ten. 3 

Die syrische Regierung hat ihrerseits bekräftigt, daß sie den 
bedingungslosen Abzug israelischer Truppen aus dem liba­
non als Voraussetzung für einen Abzug der eigenen Truppen 
erachtet. Zu Recht hat Präsident Assad darauf hingewiesen, 
daß nach dem libanesisch·israelischen Abkommen Israel eine 
"Sicherheitszone" zugesprochen wird. die 24 km an die syri. 
sche Hauptstadt heranreicht. Syrien sehe somit seine eige­
nen Sicherheitsinteressen durch das Abkommen bedroht.4 

Die neue Befestigungslinie entlang des Awali stellt schon 
jetzt eine Grenze mitten durch den Libanon dar, die ohne 
die Genehmigung der israelischen Militärverwaltung nie· 
mand überschreiten darf. 
Die Ausweitung der israelischen Exporte nach Südlibanon 
(inzwischen 15-20 Mio Dollar monatlich)5 und die zuneh­
mende Integration des Südlibanon in den israelischen Wirt· 
schaftskreislauf hat zur wirtschaftlichen Desintegration des 
Libanon gdührt und den Ruin vieler Bauern in der besetz­
ten Zone zur Folge gehabt. die gegen die billigen israelischen 
Agrarprodukte nicht konkurrieren konnten. Außerdem ist 
der "Import" verschiedener libanesischer Produkte in die 
Besatzungszone verbOIen. So darf beispielsweise ein Händler 
aus Beirut keinen Zement odtr kdm: Apfelsinen mehr in 
Saida odtr Tyrus verkaufen, da sie zur Konkurn'nz rur israe­
lische Wartll werden könnten. 
Die libantsische Opposition weist auf noch andere beunruhi· 
gende Anzeichen hin, die eine Annexion des Südlibanon be­
fürchten lasstn: So "hat (die israelische Armee) im Libanon, 
zwischen dem Herrnongebirge und dem Barukgebirge fast 30 
zivile Siedlungspunkte errichtet. .. Abgesehen davon, daß 
viele der Siedlungen in der West bank zunächst als solche 
Siedlungspunkte errichtet wurden, stellen sie rur Israel ein 
ideales Mittel dar, das Cebiet zu kontrollieren. ohne aufdit 
I.okalbevölkerung zurilckgreifen zu müssen. 
Andererseits hat die iST'.Ielische archäologische Abteilung an· 
gekündigt, daß sie mit der Erforschung jüdischer Ruinen im 
btsetzten Gebitt beginnen werde ... das Vorhandensdn sol· 
eher Ruinen müßte in der Weslbank immer zur Rechtftrti· 
gung des Baus von Siedlungtn herhalttn ..... 6 

Um das durch den Teilrückzug Israels im Schuf entstandene 

~Iachtvakuum auszuflilltn. hatte Staatspräsident Gemayel 
angeordntt, die libanesische Armee in den vormals israeli­
schen Stellungtn im Schuf zu stationieren. Dieses Ansinnen 
wurde \'on den im Schuf lebenden Drusen zurilckgewitsen. 
Sie machun deutlich. daß sie ein Vordringen der libanesi· 
sehen Armte in ihr Siedlungsgebiet solange nicht aheptit. 
ren würden. wie nicht eine politische Ubereinkunft für den 
gesamten Libanon gefunden sei, die eine Einbeziehung aller 
Teile dtr libanesischen Bevölkerung in die politischen Ent· 
scheidungsproZC':sse gewährleiste. 
Sie befUrchteten. daß im Schatten der libanesischen Armee 
die phalangistischtn ~lilizen (Katatb) ihre Stellungen im 
Schuf und ihre Herrschaft im Libanon weittr ausbauen 
könnten. 

Gemaye ls Phalange-Staat 

Große Teile der moslem ischen Bourgeoisie hatten bei der 
Wahl Amin Gemayels zum Staatspräsidenten im September 
19821 in ihm einen möglichen Kompromißkandidattn ge· 
sehen. Sie hofften. er könnte Isratl zum Rückzug zwingen. 
tin Gl'Cichgewicht zwischen den verschiedenen Fraktionen 
der libanesischen Bourgeoisie in Form einer "Aussöhnung 
zwischen Mosltms und Christen" wiederherstellen und dtn 
arabischen Charakur des Landes wahren - beruht doch die 
Machtbasis diuer moslemischen Bourgtoisie nicht zuletzt 
auf den Wirtschaftsbeziehungen mit den arabischen Nach· 
barländern. 

Sie wurde schon bald eines besseren belehrt. Für die herr· 
sehende christlich-maronit ische Finanz- und Kompradortn. 
bourgeoisie war die Wahl ihres Kandidaten zum Staatspräsi. 
denten nur der erste Schritt ihres Vorhabens, den Staats· 
apparat vollständig zu erobern und ihre Vorherrschaft über 
den ganzen Libanon auszuweiten. 
Die Regierungspolitik unter Gemayel war nach außen ge· 
prägt durch die Anlehnung an Israel und eine bedingungs­
lose Unterwerfung unter die Interesstn der NATO·~Iächte, 
insbesondtre des US.lmperialismus. von desstn Unterstüt· 
zung er sich wiederum die Stärkung seiner eigenen Position 
versprach. Nach Inntn btdeutete sie tine zunehmtnde 
l-"aschisierung und Unterdrückung nicht nur der Linken. son· 
dern alltr nichl.phalangistischen Kräfte. 
So wurde der Aufbau dtr Sicherheitsorgane, vor allem der 
Armee. fast ausschließlich von Phalangisun betritben. Zum 
neuen Oberkommanditrenden der Armee wurde ein Offizier 
ernannt, der seil 1973 für die Ausbildung der phalangisti. 
schtn Milizen, der Kataeb, verantwortlich war. 41 Offiziere. 
die im Dienstgrad über ihm standen, reichten aus Protest 
gegen diest Entscheidung ihren Rücktritt ein. Auf alle wich· 
tigen Posten in Armee, Geheimdienst und Sichtrheitsorga. 
nen wurden Phalanginen oder Kräftt. die den Kataeb naht· 
standtn, beruftn. Die Annet wurde so zum verlängerten 
Arm der Pha1ange-r-.lilizen, die ihre Aufgabe nicht in dtr 
Wiederherstellung der Souveränität des Landes, sondern in 
der Unterdrückung dtr fortschrittlichen und patriotischen 
Kräfte dts Libanon sahtn. 
Aufgrund eines Abkommens zwischen dem Staatspräsiden· 
ten und dem Parlamentspräsidenttn Assaad wurdt dem 
Staatspräsidtnten das Recht übertragtn, per Dekret zu regie­
ren. Alle bedeutenden t:ntscheidungen werden vom Präsi· 
denten und seinem Sicherheitsberater gefällt. nach vorheri­
ger Beratung im Politbüro der Phalange-Partei. Die Sitzung 
des Ministerrats hat nur noch akklamatorischtn Charakter. 
Selbst über das Abkommen mit Israel vom 17.5.1983 wurde 
im Parlament weder dtbattiert noch abgestimmt. Alltin der 
Beifall zu dem Antrag des ehtmaligtn r-.linisterpräsidenten 
Saeb Salam, die Parlamentarier mögen die Regierung bei 
ihren Bemühungen zur Erlangung der vollen Souveränität 
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Gründungscharta 
der Nationalen Errettungsfront 

Seit der israelischen Invasion des Libanon häuften sich gcr<ihr!iche 
Entwicklungen und Ereignisse. Eine der ernstesten Entwicklungen, 
die eine ~fahr für die Zukunft Libanons darstellt, war die Unter­
zeichnung des libanesisch-israelischen Abkommens (vom 
17.~. 1 983; d. Red.), welche ein neues Stadium der von den USA 
und Israel in die Wege geleiteten Beziehungen kennzeichne:t. 
Die gegenwärtigen Gefahren zwingen uns, die nationalen Potentiale 
zu mobilisieren, die benötigt werden, um jenen Herausforderungen 
entgegenzutreten, die uns mit Milleln fortgc5etzte r Aggression, 
Unterdrückung und I-Icgcmonic aufgezwungen wurden. Unsere 
aktive Konfrontation beruht ~uf der Ablehnung des Abkommens 
durch aUe nationalen libanesischen Kräfte. 
Bei ihren Versuchen, dieses Abkommen zu erflillen, ignoriert das 
libanesische Regime die folgenden Tatsachen: 
Erstens gefahrdet das Abkommen die nationale Sicherheit des Liba­
non, und es is t eine klare Verletzung der Nationalen Obereinkunft 
des Landes aus dem Jahre 1943 . 
Zwei tens ist das Abkommen darauf gerichtet, die Einheit der mili­
tärischen und administrativen Einrichtungen des Landes Zu zerstö­
ren mittels der VeTewigung der Präsenz Sud Haddads und seiner 
Milizen s.owie mittels des gemeinsamen libanesisch·israelischen 
Komitees, dem freie Hand für die Verwaltung der Angelegenheiten 
des Libanon gegeben ist, während es (das Abkommen; d_ Red_) das 
libanesische Volk einer Teilnahme an die$(';m Prozeß beraubt. 
Drittens mißachtete das libanesische Regime die Verfassung des 
Landes, indem es den Südlibanon aufgab und die nationale Souve­
ränität, die territoriale Integrität und die natürlichen Ressourcen 
des Landes, insbes.ondere im Süden, abtrat. 
Viertens widerrief das Abkommen den demokr .. tischen Aufbau des 
Landes und beraubte das libanesische Volk der Freiheiten der Mei­
nungsäußerung und der Obndenkung seiner nationalen Wünsche 
und lebenswichtigen Probleme. 
Fünftens öffnete du Abkommen den l. ibanon sperrangelweit rur 
"erschiedenste Investitionen Israels, welche voraussichtlich der 
Wirtschaft des Libanon Schaden zufUgen und die Wirtschaft der 
gesamten arabisch~n Region in Mitleidenschaft ziehen werden. 
Die Bestimmungen des libanesisch-israelischen Abkommens zwin­
gen den Libanon, alle arabischen Bindungen, insbesondere seine 
Verpflichtungen gegenüber den Entschließungen der Arabischen 
Liga und der arabischen Gipfeltreffen, aufzugeben. 
Das Abkommen "erwandelt den Libanon in eine Ausgangsbasis für 
Aggressionen gegen die östlichen arabischen Nachbarn im allgemei­
nen und insbesondere gegen Syrien. 
Diese im Abkommen enthaltenen Tatsachen und Reali täten sind 
nichts anderes ab vorbereitende Schritte des libanesischen Regimes, 
das WHlens ist, einige Teile des Libanon aufzugeben zu dem Zweck, 
ein "Klein· Libanon" zu errichten. Solch ein rassistischer Staat wird 
umfauend auf nationaler und arabischer Ebene abgelehnt. 
Darüber hinaus wird dieses Gebilde ernsthafte Auswirkungen auf 
die Einheit der Region haben, weil eJ zu einer umfassenden Spal· 
tung rühren wird. 
(Quelle: Syr'a Times, Damaskus, 24 .71983) 
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des Libanon unterstützen, wurde spater als Zustimmung 
zum Waffenstillstandsabkommen ausgelegt. 
Per Dekret hob Gemaye1 die Unkündbarkeit von Beamten 
und Richtern auf - entgegen den Bestimmungen der libane· 
sischen Verfassung - und leitete eine beispiellose Säube­
rungsweIle ein. Uber 2.000 Beamte, Lehrer, I'räfekten und 
Richter wurden entlassen und durch Phalangisten ersetzt. 
Durch diesen Katalog von ~ l aßnahmen wurden Schritt für 
Schritt die Trennung zwischen phalangistischen Organisatio. 
nen und Staatsapparat aufgehoben und eine faschistische 
Terrorkampagne eingeleitet. I' resse und Medien wurden 
gleichgeschaltet, Versamm lungen, Demonstrationen und 
Flugblätter \lerboten. Die Gewerkschaftcn sollten durch ein 
neues Gewerkschaftsgesetz zerschlagen werden. Bei den 
täglichen Razzien der libanesischen Armee in Westbeirut 
sind bisher über 1.500 Libanesen \lerhaftet worden und seit· 
dem verschwunden, was von der Staatsmacht geleugnet 
wird. 
Durch ihre Unterdrückungspolit ik verschärfte die phalangi­
nische Staatsmacht die sozialen Widersprüche und forderte 
den Widerstand der linken Opposition heraus. Durch die 
Usurpierung der politischen Macht 8 zerstörte sie das ohne· 
hin labile Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Frak­
tionen der Bourgeoisie. 
Sie alle und die verschiedenen Religionsgemeinschaften 
haben aber aufgrund des Nationalpaktes von 1943 - den 
Walid Ojoumb[att als konfessionellen ['akt zwischen sunni­
tischer Großbourgeoisie in ßeirut und dem damaligen maro­
nitischen Establishment bezeichnet - gemäß einem be­
stimmten Propon:system Anspruch auf eine bestimmte An­
zahl von Parlamentssitzen und auf bestimmte Staatsfunktio­
nen. 

Die rasche Erholu ng des Widerstands 

Hatten Phalangisten, Israelis und Amerikaner gehofft, daß 
nach dem Abzug der Palästinensischen Befreiungsorganisa. 
tion im Sep tember 1982 aus Beirut und angesichts der mili· 
tärisch-politischen Schwächung der Linken der Weg offen 
sei für die Einbeziehung des l. ibanon in eine Pax Americana. 
so konnte sich die Linke doch recht schnell erholen, und 
näherten sich gleichzeitig bedeutende Teile des Bürgertums 
der Linken an, die begann, sich neue Organisationsformen 
zu schaffen. 
Die militärische Niederlage der libanesischen Linken und 
ihrer palästinensisehen Verbündeten gegen die israelischen 
Invasoren im Sommer 1982 hatte eine Reihe organisalOri. 
scher und politischer Schwächen der Libanesischen Natio· 
nalbewegung offenbart, die unmittelbar nach der Schlacht 
um Beimt deren Aunösung zur Folge hatte. Dies bedeutete 
aber nicht das Ende des Widerstands gegen die israelischen 
Aggressoren und gegen die faschistischen Kräfte im eigenen 
l.and. 
Im Gegenteil. nachdem die israelische Armee am 17.9. [983 
nach Westbeirut eingedrungen war mit dem erklärten Ziel, 
"Widerstandsnester auszuheben". zeigte sich, daß der Wider· 
stand nicht völlig zerschlagen werden konnte. überfälle auf 
israelische Militärpalrouillen forderten in den folgenden Ta­
gen 50 Opfer unter den israelischen Soldaten und trugen 
en tscheidend dazu bei, daß sich die Besatzer nach 6 Tagen 
aus der libanesischen Hauptstadt wieder zurückziehen 
mußten. 
Diese Operationen markieren den Begi nn einer neuen Wider­
standsbewegung, der Libanesischen ~ationah:n Widerstands­
front (fRNL). Entgegen der Libanesischen Nationalbewe­
gung ist die FR NL kein fester organisatorischer Zusammen­
schluß \Ion Organisationen. Sie hat den Charakter einer 
Widerstandsbewegung, die ruf jeden ofrensteht, der bereit 



ist, gegen dIe ZIonistischen ßesatzer und rur die Souveränität 
und Unabhängigkeit seines Landes zu kämpfen. Und sie 
wird von allen relevanten Teilen der ehemaligen Libanesi­
schen Nationalbewegung unterstützt. von den Kommuni­
sten. lIon der Sozialistischen Fortschrittspartei Walid 
Djoumblatls, \'on den nasseristischen ~Iourabitoun und an­
deren. 
Im Südlibanon häufen sich die Angriffe auf israelische Mili· 
täreinrichtungen, oft noch spontan und unkoordiniert, aber 
immer im Namen der i':ationalen Widerstandsfront. Seit 
ihrer Grundung wurden in ihrem Namen über 300 Operatio· 
nen durchgefUhrt, bei denen über 700 israelische Soldaten 
verletzt oder getötet wurden. 
Die FRNL hat darüber hinaus aber auch eille politische 
Dimension: "Der bewaffnete Widerstalld, den die FRNL 
fuhrt, hat nicht nur rein militärische Auswirkungen. Sie 
stellt den wichtigsten ~'lolOr zur Remobilisierung des libane­
sischen Volkes gegenüber den Okkupanten d:lT. In dem 
Maße. wie die FR;';!. ihre Operationen verstärkt, entwickeln 
sich auch die Tage von Aufständen, Generalstreiks, Demon­
strationen in der ganzen besetzten Zone." 9 Zugleich drückt 
sich in der FRNL aber auch die' gesammationale Dimension 
jede'r Widerstandshandlung aus. 

Der Abschluß de's Vertrages mit Israd. die immer offener 
\'orgetragenen Hegemonialansprüche der l'halangisten und 
schließlich die Besuche israelischer Regierungsmitglieder in 
Beirut (Arens, Scharon), dies zusammengenommen bewirkte 
den Lusammenschluß von oppositionellen Parteien und l'er­
sönlichkeiten auf politischer Ebene. 
Am 23. Juli 1983 kündigte Walid Djoumblatt, ehemaliger 
Präsident der Libanesischen )l"ationalbewegung und Führer 
der lIor allem unter den Drusen des Schufgebirges \le ranker­
ten Sozialistischen Fortschrittspartei,die Bildung der Natio­
nalen Errettungsfront (FSN) an. Die FSN, der poli. 
tische Organisationen (die Sozialistische t'orlschrittspartei, 
die Kommunistische Partei, die Organisation der Kommuni­
stischen Aktion, die Sozialistische Arabische Baath·Partei 
u.a.) sowie Führer der verschiedenen Religionsgemeinschaf­
ten - so der sunnitische ehemalige Ministerpräsident 
Karame und der maronit ische ehemalige StaalSpräsident 
t-+rangieh - angehören, stellt den breitesten Zusammen­
schluß dell)okralisch-nationaJer Kräfte in der Geschichte des 
Libanon dar. Ihr Zustande kommen konterkariert die' Be­
hauptung Amin Gemayels, der den Oppositions kräften vor­
wirft. sie seien syrische Marionetten, wohingegen 99% aller 
Libanesen hinter ihm stünden. 

Andere Organisationen und Persönlichkeiten haben der 
FSN, die zum Kristallisalionspunkt des libanesischen Wider­
standes geworden ist, ihre Unterstützung zugesagl, so Ray­
mond Edde, der Führer des Nationalen Blocks, der das anti· 
phalangistische maronit ische Lager repräsemiert oder Nabih 
Berrih, Chef der vor allem in den südlichen Beiruter Armen­
\'ienel operie'renden schiit ischen Amal-Milizen. 
Selbst die traditionellen moslemisehen Führer fordern heute 
immer lauter grundlegende politische Reformen. So spra­
chen sich z.B. die religiösen Führer aller drei moslem ischen 
Religionsgemeinschaften, der Sunniten, der Schiiten und der 
Drusen, in einer gemeinsamen Erklärung für die Zurück· 
nahme des Vertrages mit Israel, rur die Rückkehr zur Demo­
kratie und rur die Abschaffung des Konfessionalismus in 
allen staatlichen Institutionen aus. lD 

Als sich die Drusen im September d.J. im Schuf dem Vor­
dringen von libanesischer Armee und Ph alange·Milizen ent­
gegenstellten und innerhalb von 2 Wochen fast die gesamten 
Schulberge unter ihre Kontrolle brachten, fand ihr Kampf 
die Unterstützung der gesamten Opposition. "l'i"atürlich glau­
ben wir nicht, daß dieser Kampf und seine Ziele auf die 
(Schuf+)berge beschränkt sind. Es ist der Kampf des ganzen 
Libanon", erklärt Raschid Karameh, einer der drei Kopräsi. 
denten der Nationalen Errett ungsfront. 11 

Die Drusenmilizen werden unterstützt von Einheiten der 
Kommunistischen Partei und der überwiegend griechisch­
orthodoxen Syrischen Volkspanei. 
Der Vormasch der demokratisch-nationalen Kräfte konnte 
erst bei der lIor den Toren Beiruts gelegenen Stadt Suq-EI­
Gharb gestoppt werden, und zwar durch Intervention der 
inzwischen vor der Küste der libanesischen Hauptstadt auf­
gelaufenen US·amerikanischen Kriegsarmada und den Ein· 
satz französischer Etendard-J äger. Tatsächlich hatte es so 
ausgesehen, als könne ein weiteres Vorrücken der Linksmili­
zen auf Beirut und ein koordiniertes Vorgehen mit den in 
den südlichen Vororten Beiruts operierenden Amal-]I,liJizen 
die Macht Amin Gemayels ernsthaft infrage stellen. Die 
Amal-l\Iilizen hatten bereits Ende August d.J. für 2 Tage 
große Teile Beiruts unter ihre Kontrolle gebracht, nachdem 
die Zentralregierung angeordnet hatte, die illegalen Armen­
siedlungen am Südrand der Stadt, die vor allem von schiiti­
schen Flüchtlingen aus dem Südlibanon bewohnt sind, von 
der Armee räumen und dem Erdboden gleichmachen zu las­
sen. Dies hätte weitere Zehntausende von Libanesen ob­
dachlos gemacht. 
Amerikaner und franzosen griffen genau in dem fo.loment in 
das Kampfgeschehen ein, als der libanesischen Armee die 
Munition ausgegangen war und sie sich anschickte, Suq-El 
Gharb den Linksmilizen zu überlassen. 
Auch wenn die Opposition aus den Kämpfen im September 
d.J. nicht ab Sieger hervorgegangen ist, so hat sie doch 
Punktgewinne zu ver.'.eichnen. Sie hat sich sowohl politisch 
wie auch militärisch als Kraft etabliert, die bei der künftigen 
Entwicklung des Libanon ein entscheidendes Wort mitzu­
reden hat. 

Anmerkungen: 
I ) Wortlaut in: AlB 7·8/1983, S. 31 
2) Laut: Neue Berliner Illustrierte, Nr. 36f1983, S. 83 
3) Arab News, J iddah, 9.7.1983 
4) Saudi Gazette, J iddah, 25.6. 1983 
5) Zahlen nach: ebenda, 7.8.1983 
6) Liban en Lutte, Beirut, September 1983, S.48 
7) Siehe dazu: AlB 11·12f1982, S. 11-15 
8) So meinte der 1982 ennordete Staatspräsident Beehir Gemayel: 

"Wir sollen die Macht nicht mit den Modems teilen, sondern wir 
müssen uns die Macht a1leine aneignen und sie (die Moslems) 
zwingen, sich uns am:upasu:n." Le Monde Diplomatique, Paris, 
Oktober 1983 

9) Liban en Lutte, September 1983, S. 36 
10) Le Monde. Paris, 23.9.1983 
(1) The Middle East, London, Oktober 1983,5.19 
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Günter Giesenfeld 

Vietnam Testfall 
der Kriegführung der USA 

Die Taktik der US-amerikanischen Kricgftihrung in Vietnam, 
deren politische und geschichtliche Hintergründe hier nicht 
detailliert dargestellt werden sollen, kann grob in drei 
:wm Teil durch die amerikanische ,\Iilitäradministration 
selbst definierte - Ph asen eingetcilt werden. Wenn man die 
verschiedenen dabei zur Anwendung gekommcncn politi­
schen und militärischen ~laßnahmen belra<;h \ct . so ergibt 
sich allein aus ihnen und ihrer Abfolge schon der Unter­
drückungs- und Aggressionscharaklcr dieses Krieges. 
In der Rü!=kschau aus der heutigen Situation, in der die 
Regierung Reagan klar erkennen läßt, daß sie nicht zögern 
würde, auch in anderen Gegenden der Weh wieder so zu 
handeln wie damals, wird der Blick gerade auf die mititäri­
sche Seite des Vietnamkrieges eine realistische Einschätzung 
heutiger Gefahren besser ermöglichen. 
Schon während des Krieges um die Ilefreiung Vietnams aus 
der Kolonialherrschaft (l940-45 gegen Japan, 1946·54 ge­
gen Frankreich; d. Red.) hatten die USA, als rur sie schon 
die globaleren Aspekte des Kampfes um Vietnam ins Spiel 
gekommen waren, Frankreich nicht nur politisch und diplo­
matisch unterstutzt. Sie hatten auch einen groBen Teil der 
Kriegskosten getragen und, als sich die Niederlage von Dien 
Bien ['hu 1954 abzeichnete, auch ein direktes militärisches 
Eingreifen erwogen. 
Das Genfer Abkommen Ouli 1954; d. Red.), das eigentlich 
zu einer unabhängigen und selbständigen Entwicklung ganz 
Vietnams unter einer aus freien Wahlen hervorgegangenen 
Regierung führen sollte. war von der ameri kanischen Delega­
tion nicht unterLeichnel worden. Eine interessante Begrun· 
dung dafür kann man bei Douglas Pike, einem CIA-Agenten 
und regierungsnahen Vietnamspezialisten, nachlesen: "Ober­
haupt scheint die Idee von Wahlen rur Vietnam etwas Frem­
des (alien) zu sein, da sie unverkennbar westlichen Ur­
sprungs ist; Wahlen waren kein vietnamesischer Weg fLir eine 
Lösung ... l 

Inthronisierung des Diem-Regimes 

Immerhin argumentiert so der Fürsprecher einer Politik, dk 
mit Aggressionskriegen und der gewaltsamen Einflihrung des 
Kapitalismus den vom "Kommunismus" bedrohten Völkcru 
die "Freiheit" bringen will. Richtiger ist sicher die Erkennt­
nis. die damals Präsident Dwight Eisenhower öffentlich aus­
sprach, daß nämlich im Falle freier Wahlen "mindestens 
80%" der Vietnamesen 1-10 Chi Minh (KP-Vorsitzender und 
Präsident der 1945 proklamienen Demokratischen Republik 
Vietnam; d. Red.) gewählt hällen. 
Die Absicht der US-Regierung, als Nachfolgerin der französi­
schen Kolonialmacht nun selbst direkt einzugreifen, wurde 
schon in dem Augenblick klar, als unter dem Druck ihrer 
militärischen Beauftragten in Südvietnam der in den USA 
lebende, dort entsprechend ausgebildete und nun nach Sai­
gon geschickte Ngo Dinh Diem an d ie t. lacht gebracht wur­
de, wo er Kaiser lIao Dal, der noch einen Rest an vietname-
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sischer imperialer Tradition repräsentierte. in kurzer Zeit 
völlig entmacht ete. 
Von Anfang an ließ Diem keinen Zweifel daran, daß er die 
Genfer Vereinbarungen als rur ihn nicht bindend und die 
Teilung Vietnams als DauerLustand betrachtete. Vor allem 
war nun nicht mehr daran zu denken, daß die für 1956 
vorgesehenen Wahlen stattfinden wurden. 
Dies war der erste Versuch, den amerikanischen Einfluß 
durch eine bedingungslos ergebene Regierung in Saigon zu 
gewährleisten, um vom Süden her - zunächst mit politi­
schen Milleln - die Entwicklung im Norden ;w destabilisie­
ren und so auf lange Sicht den Aufbau des Sozialismus zu 
verhindern. Doch hatte Diem, als militanter Katholik und 
notorischer VeT\reter amerikanischer Interessen, weder bei 
der buddhistisch und konfuzianisch geprägten Bevölkerung, 
noch in den städtischen patriotischen Politikerkreisen einen 
nennenswerten Ruckhalt. 

Zunächst nur durch die kleine vietnamesische Katholiken· 
1-.linderheit unterstützt. ging er sofort daran, durch Bürger­
kriege und Terror seine Machtbasis zu erweitern, was ihm 
nur mit Ililfe des inzwischen in Südvietnam stationierten 
US-I'ersonals gelang. 
Aber der Widerstand gegen Diem und die ameribnische 
Präsenz war schon in den 50er J ahren erwacht und immer 
stärker geworden. Im weißen Terror gegen die noch eher 
lokalen und punktuellen Einzelaktionen wurden 1955·59 
schon mehr Menschen getötet als im ganzen Krieg gegen die 
Franzosen. Diese Lage änderte sich, als mit der Gründung 
der lIefreiungsfront im Jahre 1960 der Widerstand politisch 
und militärisch koordiniert werden konnte. 
Schon vor diesem Zeitpunkt hatten die Berater und Ausbil· 
der von Diellls Polizei und Armee Anti·Guerilla-Taktiken zu 
entwickeln versucht, die fUr die Regierung in WashingIOn -
jetzt unter J.F. Kennedy - auch eine globale I~edeutung im 
Kampf gegen Befreiungsbewegungen in aller Welt haben soll­
te. Vor dem lIintergrund einer Entwicklung, die zum all­
mählichen Verlust von Einflußgebieten, Rohstoffquellen, 
Arbeitskräftereservoirs und Absatzmärkten zu fUhren droh­
te, weil in vielen Ländern der Drillen Welt sich die Emanzi­
pationsbestrebungen der kleinen und abhängigen Völker in 
militantetl Befreiungsbewegungen manifestierten, wurde 
auch Vietnam zum Testfall und Experimentierfeld der mili­
t:.irischen Bekämpfung solcher Tendenzen. 

Spätestens seit Anfang der 60er J ahre hatten die Amerika­
ner und ihre südvictnamesischen Marionetten davon auszu­
gehen, daß der Widerstand gegen sie von praktisch der ge­
samten Bevölkerung getragen wurde und daß die Guerilla­
aktionen nicht nur begrüßt, sondern auch aktiv von den 
Bauern unterstützt wurden. 
Daß man sich dessen bis in die Regierungsspitzen der USA 
hinein durchaus bewußt war, beweisen viele Aussagen ameri· 
kanischer Politiker, so eine Rede des Senators J ohn F. Ken­
nedy vom 6. April 1954, in der schon vor der Eröffnung der 
Genfer Konferenz eine Erkenntnis formuliert wurde, die 



eigentlich eine zwingende Absage <In das später \'on ihm 
mit eskalierte Engagement in Vietnam ist: .. DiC' amerikani­
sche Hilfe. so umfangreich siC' auch sein mag, wird in Indo­
china nicht einen Feind besiegen können, der die Hilfe und 
Sympathie der IJevölkerung genießt. "2 
Die auch in der Öffentlichkeit geführten Diskussionen gin­
gC'n wie selbstvern:indlich davon aus, daß mall, um die Gue­
rilla zu besC'itigen, praktisch einen Krieg gC'gen das Volk 
wÜrde fUhren müssen. Die damals und heute noch gelegent­
lich vorgetragene Behauptung. C'S sei nur um den Kampf 
gegen den ,.Vietkong", d.h. um den Schutz der Landbevöl­
kerung vor ihm gegangen. bedarf noch nicht dnmal einer 
empirischen Cberprüfung. um widerlegt zu werden. DafUr 
reicht die Untersuchung der Voraussetzung und Ziele der 
damals fUr Yietnam von den Generälen Staley und Taylor 
entwickelten Strategie des Spezial krieges ("special war") 
allein aus. 

Das Kernstück des Staley·Taylor-Plans war das sog. "Wehr· 
dörfer"·Programm, mit dem man die Landbevölkerung da· 
von abzubringen suchtC', die Befreiungsfront zu unterstüt· 
zen. 

Realistischerweise ging man davon aus. daß dazu eine totale 
militärische Kontrolle aller etwa 2.500 Dörfer der landwirt ­
schaftlich genutzten Gebiete Südvietnams erforderlich sein 
würde. Seibst die Initiatoren dieser Pläne glaubtC'n also 
nicht. die Bevölkerung durch Uberzeugungsarbdt und da.'l 
Angebot von materieller lIilfe und ideellen Alternativen von 
ihren Sympathien rur die Befreiungsfront abbringen .:u 

können. 
"Wenn erst einmal die Guerilla vom Volk physisch getrennt 
sein wird", so D. Pike, "dann kann daran gegangen werden, 
beide durch verschiedene Maßnahmen der psychologischen 
KriegfUhrung auch sozial voneinander zu trennen, das heißt. 
den Guerillakämpfer zu einem sozialen Paria, zu einem Aus· 
gestoßenen (outcast) zu machen. Da die Moral in einem 
Guerillakrieg eines der wichtigsten ~Iotive ist, wird es, wenn 
dieser Ostrazismus sich zu verbreiten begonnen haben wird, 
nur eine frage der Zeil sein, bis die Befreiungsfron t ausein· 
anderfallen wird."3 
Aber diese - übrigens von der britischen Kolonialmacht, die 
sie zum ersten Mal in ~ lalaya angewendet hatte. übernom­
mC'ne - eher "psychologische" Definition des Wehrdörfer­
programms, war in den Augen der Saigoner US·Militärs und 
der Regierung Diem nur die Theorie, unter deren Deckman· 
tel der offene KriC'g gegen das Volk geplant und durchge­
fUhrt wurde. 

" Pazifizierung" durch Wehrdörfer 

[n der Praxis gingen die wenigen E[emente des britisch­
amerikanischen Idealkonzepts. die eine Oberzeugungsfunk· 
tion hätten haben können - wie die Ausrüstung der Dörfer 
mit Schulen, Krankenstationen, Werkzeugen und Maschinen 
rur die Landwirtschaft und die Errichtung lokaler Selbstver· 
waltungsorgane, verbunden mit der Abschaffung staatlicher 
Korruption - völlig verloren. und es blieben nur die militäri· 
sehen Aspekte übrig. 
In einem offiziellen Kriterienkatalog der Diem-Regierung 
vom Juli 1962, wie ein "strategisches Dorf" zu organisieren 
sei, ist von sozialer Hilfe nicht einmal mehr die Rede. Als 
wichtigste Bedingung wird in diesem Dokument genannt, 
daß "die Kommunisten aus dem Gebiet vertrieben und die 
Kontrollen der Bewohner in Zusammenarbeit mit der Poli· 
zei und dem Dorfvorsteher gewährleistet sein" Inüßten. 
Außerdem solle "die Kontrolle dC'r l'C'fSonen und aller Güter 
mit dem Geheimdienst der Regierung koordiniert" und die 
Bevölkerung mit Erfolg "indoktriniert und organisiert" wer­
den. 4 

Was sich wirklich unter dem sog. ,.PazifiziC'rungsprogramm" 
("Befriedung"; d. Red. ) abspieltC', war die Deportation gro­
ßer Teile der Landbevölkerung aus ihren lIeima(dörfC'TIl, 
ihre zwangsweise Unterbringung in mi[itäriseh befestigten 
und überwachten Lagern, die zur Feldarbeit nur unter Auf­
sicht verlassen werden durften. Es galten ein Reise- und 
Kommunikationsverbot, die Denunziationspflicht jeder 
oppositionellen Äußerung oder I1andlung. üblich waren die 
standrecht liche Ermordung im Falle des Verdachts der 
Sympathie für die Befreiungsfront und die Pflicht, an mili· 
tärischen Vernichtungsaktionen gegen tatsächliche odC'r ver­
mutete Stützpunkte der Befreiungsfront te ilzunehmen. 
Wenn man dazu noch bedenkt. daß gleichzeitig bereits groß· 
angelegte "search and destroy"(Aufspüren und Vernichten; 
d. Red.)·Aktionen gegen die Befrciungsfront an der Tages­
ordnung waren und jegliche, auch die nicht mit der Befrei· 
ungsfront sympathisierende Opposition, in den Städten 
gnadenlos unterdruckt wurde, so bietet sich schon in dieser 
ersten Phase des Krieges ein Bild, welches die weiteren Eska· 
lationen schon erkennen läßt. 
Auch wC'nn noch nicht die allgemeinen militärischen Zer· 
störungstechniken eingesetzt wurden, so hatte diC'ser Krieg 
schon von Anfang an diC' klare Funktion, den als einheitlich 
und umfassend sehr wohl erkannten Willen einC's ganzen 
Volkes, sdnC'1l eigenen und unabhängigen Weg in die Zu­
kunft zu gehen, mit Gewalt zu brechen. 
Die nun folgenden Phasen unterscheiden sich im wesC'nt­
lichen nur noch durch die Anwendung immer modernerer 
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Zer5lörungslechniken, verbunden mit der Verminderung des 
eigenen Risikos, voneinander. 
Der Versuch, die Bevölkerung Süd vietnams durch die Instal· 
lierung einer handlungsfahigen einheimischen Regierung von 
der Befreiungsfrunt zu emfremden, war elwa seit dem Jahre 
1961 auch von den Amerikanern nicht mehr ernsthaft wei­
tergemhrt worden. 
1\Iil der Ermordung Diems im November 1963 (siehe auch 
Rückblick in diesem Heft), an der US·Dienststellen min­
destens indirekt beteiligt waren. geriel die Regierungsgewalt 
endgültig in die Hände der Saigoner Gangster- und Drogen­
syndikate unter der häufig wechselnden Führung korrupter 
Generäle mit faschistischem Einschlag. Die militärischen 
Aktionen gegen die Befreiungsfront, in die auch die Luft­
waffe der USA eingeschaltet wurde, standen seit der Errich· 
tung einer US-Kommandozentrale im \<'ebruar 1962 unter 
ausschließlicher amerikanischer Leitung und mhrten im 
Laufe des Jahres zu einer deutlichen Schwächung der Wider· 
stands tätigkeit. 
Aber schon im Januar 1963 konnten die erst 1961 geschaf­
fenen Streitkräfte der Nationalen Front rur die Befreiung 
Südvietnams (Jo'N L) bei Ap Bac einen speklakulären Sieg 
über die Regierungstruppen erringen, der die US·.\liIitärs mit 
zwei Erkenmnissen konfrontierte. Einmal mußten sie fest­
stellen, daß die Befreiungsfront nun in der Lage war, auch 
militärisch in Erscheinung zu treten und die mit Kanonen, 
Amphibienfahrzeugen und Ilubschraubern ausgerüsteten 
Regierungstruppen in offener Schlacht zu schlagen. Zum an­
deren stellte sich die Kampfkraft der Regierungslruppen, 
trotz ihrer hervorragenden Ausrüstung, als überraschend 
schlecht heraus. 

Luftkri eg und über 500.000 US-S oldaten ... 

Die Befreiungsfront hane sich dem Krieg, den man ihr auf­
zwang, gestellt. Und obwohl seine Leitung immer mehr in 
amerikanische Hand überging, drohte er, verloren zu gehen . 
.,Die Regierungstruppen verloren ein Bataillon pro Woche" 
- stellte General Westmoreland fest - , und "dieser Trend 
wird, wenn es so weitergeht, in einem Desaster enden." S In 
der amerikanischen Führung wurden zwei Alternativen dis· 
kutiert, um aus dem Dilemma herauszukommen: entweder 
der massive Einsatz der Luftwaffe, d.h. die Bombardierung 
Süd- und auch Nord\'ietnams, oder die Entsendung von 
Bodentruppen und deren direkter Eingriff in die Kämpfe. 
Gegen beide Optionen gab es Warnungen von seiten der US­
Militärs. General Taylor, der die Entsendung von Truppen 
zunächst befUrwortet hatte6, warnte vor den damit verbun­
denen Gefahren: ,.lch persönlich war von der Unwünschbar· 
keit (eines Bodentruppen·Einsatzes; d. VerL) überl:eugt, Je 
länger ich in Vietnam war, umso mehr ruhlte ich die Gefahr. 
die eine übernahme des Krieges von den Vietnamesen durch 
uns mit sich brachte. Wenn wir erst einmal Truppen hinge­
bracht haben würden. so war dies notwendigerweise nur ein 
Anfang (the nose of the camel). Es würde' schwierig sein zu 
wissen, wo die Grenze i5\.,,7 
Und Verteidigungsminister r-.lcNamara stellte in einem 
Memorandum rur Präsident Johnson im Oktober 1966 fest: 
"Eine so weitgehende Bombardierung des l'öordens, daß ein 
radikaler Einfluß auf !fanois politische, winschaftliche und 
soziale Struktur zu verzeichnen war, erforderte einen Auf­
wand, den wir zwar verkraften könnten, den aber weder 
unser eigenes Volk noch die Welt meinung schlucken wür· 
den; außerdem wäre damit das ernste Risiko eines offenen 
Konflikts mit China verbunden. "8 
Die Risiken beider Möglichkeiten waren also bekannt, aber 
das Ergebnis der internen Beratungen war, daß man - beide 
in die Tat umsetzte. Die damit verbundene entscheidende 
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Eskalation des Krieges ist also als eine "Flucht nach vorn"g 
aus einer aussichtslosen militärischen Lage anzusehen. 

Zur Bombardierung des Südens, die von Jagdflugzeugen 
schon in deli frühen 60er Jahren begonnen worden war, 
wurden ab 1965 die B-52 Bomber eingesetzt. 
Der militärischr Erfolg war, trotz der jetzt erzielten flächen· 
deckenden Zerstörung, gering, ganz abgesehen von der poli­
tischen Absurdität des Untrrnehmens: "Das Erstaunlichste 
(the most amazing) von allem war, daß der Hauptanteil der 
Tonnage auf das Territorium eines Alliierten abgeworfen 
wurde, den wir verteidigten", heißt es dazu in einem Buch 
über die Geschichte Jer B-52. 1O 

Ein J ahr zuvor war schon die direkte Bombardierung des 

• 

l'öordens aufgenommen worden. In Hanoi hatte die Regie­
rung der Demokratischen Republik Vietnam (DRV) sich 
lange Zeit J,.rauf eingestellt, daß die rur 1956 vorgesehenen 
Wahlen, eventuell auch verspätel, stattfinden und eine poli­
tische Lösung ermöglichen würden. Erst als die Befreiungs­
front im Süden gegründet war und zugleich in Saigon die 
Propaganda rur den schon von Diem geplanten .,i\hrsch 
nach Norden" so hemmungslos betrieben wurde, daß die 
USA sich gezwungen sahen, vorsichtig einzugreifen,ll fand 
man sich in lIanoi mit der vorläufigen Teilung ab und be· 
gann, den Widerstand im Süden materiell zu unterstützen. 

Gleichzeitig bereitete man sich durch Evakuierungspläne 
und die Verlegung von Industriebetrieben und anderen 
wichtigen Institutionen aufs Land und teilweise sogar unter 
die Erde auf eine zu berurchtende Bombardierung vor. Auch 
wurde, vor allem mit Hilfe der Sowjetunion, ein modernes 



LuftabwehrsySlem installiert. 
Die ersten Angriffe der USA auf Küstengeuiete des Südens 
der DR Verfolgten im August 1964, und daß sie nicht Reak­
tionen auf einen angeblichen ,.Zwischenfall" im Golf \'on 
Tonking (2. und 4. August 1964; d. Red.) waren, ist nicht 
nur empirisch erwiesen, sondern geht auch aus der Funktion 
hervor, die man diesen Angriffen zuwies. Daniel ElIsberg hat 
sie so formuliert: ,Johnson wollte die Drohungen, die er 
schon gegen Hanoi ausgesprochen hatte, durch Bomben, 
durch eine kleine Tötungsaktion (a little k.illing) mit Nach­

.druck versehen. Gleichzeitig wollte er aber nicht, daß dabei 
die Gefahr eines endlosen Krieges von größerem Ausmaß 
entstand. So gab ihm der (angebliche Angriff von Schiffen 

der DRV auf den US-Zerstörer 'Maddox' im; d. Verf.) Golf 
\'On Tonking die willkommene ~Iöglichkeit, eine kleine 
Bombenaktion durchzuflihren, ohne daß vermutet werden 
mußte. sie sei Teil eines größeren Bombardierungsplans 
was sie in Wirklichkeit aber war."12 

Im Män 1965 landeten dann die ersten US-Marines in Da 
Nang, die zum direkten Einsatz kommen sollten. General 
Westmoreland hatte sie mit der Begründung angefordert, die 
kampfschwachen Saigoner Truppen seien nicht in der Lage, 
die Luftstützpunkte, von denen aus die Bomber eingesetzt 
wurden, ausreichend zu schützen. So sollten sie, gemäß der 
offiziellen SprachregeJung, "eine gen au bestimmte Aufgabe 
bei der Lösung eines spe:;:iellen Sieherheitsproblems" über­
nehmen. "Mit anderen Worten, Truppen waren nun nötig, 
um eine Luftoffensive zu sichern, die eigentlich unternom­
men worden war, um den Einsatz von Truppen zu ver-

meiden.·· 13 

Aber trot:;: der von da an kontinuierlichen Vermehrung die­
scr Truppcn bis auf eine liöchstzahl von 510.000 im Jahre 
1968 trat der Luftkrieg gegen ganz Vietnam und seine bei­
den Nachbarländer Laos und Kampuchea immer mehr in 
den Vordergrund. 
Als Reaktion auf die Erkenntnis unternommen, den Krieg 
nicht gewinnen zu können, hatten diese Zerstörungsaktio­
nen immer größeren Ausmaßes selten einen militärischen 
Nutzen. Dabei konzentrierte man sich immer mehr auf den 
Versuch, in einem ",wei Jahre währenden "Rund um die 
Uhr·Bombardement"14 die Waffen- und Versorgungsliefe­
rungen vom Norden in den Suden zu unterbinden. Hier, am 
sog. "lIo-Chi-~·linh-Pfad". glaubte man bis zuletzt, ent­
scheidenden Einfluß auf die militärische Situation nehmen 
zu können, denn ,.Ende 1966 hatte das Pentagon schon 
festgestellt, daß die direkte Bombardierung des !';ordens 
keine Abschreckungswirkung hatte.·· 15 

".gegen eine "Schar von Nachtgespenstern" 

Daß man nach eigenem Selbstverständnis schon lange nicht 
mehr rur die Ideale des "Freien Westens" in Vietnam 
kämpfte, geht zum Beispiel aus einer Studie hervor, die Ver­
teidigungsminister Md\'arnara 1965 vorgelegt worden war 
und in der die "Ziele der USA" so definiert werden; "zu 
70%, eine demütigende Niederlage zu vermeiden (flir unse· 
ren Ruf als Garant), ... zu 10%, der Bevölkerung von SV 
(Südvietnam; d. Red.) ein besseres. freieres Leben zu ermög­
Iichen,"16 
Bei diesen und allen späteren Bombardements handelte es 
sich also vorwiegend um reine Demonstrationsakte einer 
Militärmaschinerie. deren Präsident und Oberbefehlshaber 
Johnson - wie Arthur Schlesinger es ausgedrückt hat -
"nicht begreifen konnte, daß 'die größte i\lacht der Welt' 
mit einer Schar von Nachtgespenstern in schwarzen Pyjamas 
nicht fertig werden sollte."17 Ohne Skrupel zog man aus 
der Situation den Schluß, allein die nächendeckende Zerstö­
rung aus der Luft sei noch erfolgversprechend. 
Sie allein war das Ziel in dieser neuen Phase des Krieges, die 
"Iimited war" (begrenzter Krieg; d. Red.) genannt wurde 
auch hier bedarf das Adjektiv einer t:rklärung. Schon die 
ersten Zerstörungsflüge gegen die Küstengebiete i\littelviet­
nam! waren in den offiziellen Verlautbarungen als "chirur­
gische" Operationen bezeichnet worden, und das bedeutete 
nach den Worten des Erfinders dieser Sprachregelung. Geor­
ge Bundy; "Ziel A wird ausgehoben (taken out); wenn dies 
keine Reaktion bringt, dann Ziel S, und so weiter in immer 
schnellerer Folge der Zerstörung."18 
Die spätere, lange geheimgehaltene Bombardierung von 
Kampuchea und Laos (1969) trug den Namen "Menu"; 
"Ein verdächtiges nordvielnamesisches Operationsgebiet 
wurde als 'breakfast' (l-'rühstück; d. Red.) bezeichnet und 
zunächst zerstört. Washington ließ dann eine Pause eintre· 
ten, um auf eine Reaktion aus lIalloi zu warten, ehe die 
Bomber zu den Zielen 'lunch', 'snack', 'dinner'. 'dessert' 
und 'supper' geschickt wurden,"19 
Schon an diesen beiden Beispielen wird deutlich, wie sehr 
dieser Krieg zunehmend auf dem in die Dimension des 
Völkermords erhobenen Prinzip der I-"olterung beruhte. 
In der erslen Phase hatte man im Süden versucht, die Frei· 
heitskämpfer von ihrer natürlichen Umgebung, der Bevölke­
rung, physisch zu trennen. Jetzt bestand flir die stelS mit 
furchtbaren Vereinfachungen arbeitende amerikanische Mili­
tärdoktrin das Problem darin, die Menschen, die man ver­
nichten wollte, von der sie umgebenden und schützenden 
Natur zu trennen. Und da dies nicht möglich war, wurde die 
globale Zerstörung dieser Natur bctrieben. 
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Kriegsschäden 
des US·Vietnamkrieges 

Als der Vietnamkrieg der USA im Jahre 1973 sein Ende nahm, 
waren - bei einer damaligen Gesamtbevölkerung von über 40 Mio 
immerhin 15 Mio Vietnamesen zu direkt Betroffenen geworden: 
Tote, Verwundete, Versehrte, WaiJIen, Witwen, Flü<;htlinge, Ob­
dachlose, Drogensüchtige, Prostituierte. 
• Beim Luftkrieg und den Uberfallen der US·Armee wurden zwi­
schen 1965 und 1973 mindestens 1,5 Mio Zivilisten getötet oder 
'·uwundet. Im Süden gab es 430.000 Tote und 362.000 Kriegsver­
sehrte. Hier zählte man 5,9 Mio Flik:htlinge, 1,8 Mio Waisenkinder 
und Witwen, im Norden 700.000 Waisen. Die in Sild vietnam hinter­
lassenen Drogensüchtigen und Prostituienen werden auf je 500.000 
beziffert. 
• Im Silden wurden 9.000 der insgesamt 15.000 Ortschaften ze .... 
stört oder emst!i<;h beKhädigt, rund die Hälfte der Waldnäcbe (10 
Mio ha) und der landwirtschaftlichen Nutznäche (Getreide, Reis!) 
verni<;htet. Die rund 20 Mio Bombenkrater allein enlSpre<;hen einer 
unbrauchbar gema<;hlen Fläche von 140.000 ha. In Nordvietnam 
wurden durch den US-Luftkrieg 60% der Städte und 70% der 
Dörfer, 12 Mio qm Wohnflliche von Steinhäusern und Hunderttau­
sende von Hütten zerstört, 350 Krankenhäuser und 2.923 Schulen 
dem Erdboden gleichgcmacht oder Khwer bCs<:hädigt. Beschädigt 
wurden ferner alle Elektrizitliuwerke, Eisenbahnlinien und Häfen 
sowie J .000 wichtige Stellen des Deichsystems. Mehr oder weniger 
zerstör! wurden 400 Fabrikanlagen und 68 der insgesamt 70 Sta.al5· 
farmen. 
• Auf Nordvietnam allein warfen die USA mit einer Bombenlast 
von 2,5 Mio t mehr Explosivstoff ab, ab während des gesamten 
2. Weltkrieges (2,06 Mio t). In ganz 1ndoehina brachte die US­
Armee: im Zeitraum 1965-71 rund 13 Mio t ~Iunition zum Einsatz, 
w: .. der Sprengkraft "on 450 Uiroshima-Bomhen lind der doppel­
t~n l\lcnge ~nlSpricht, .!i~ während des gesamten 2. Wdlkrieget auf 
allen Kampfs<:hauplatu. "esetzt wurde. Von jenen 13 Mio t 
Munitionslast wurde das Gros, nämlich 10,5 l\lio t, in Südvietnam 
geziindet, je zur Hälfte aus der Luft und vom Boden aus. ET$tmals 
in der Ges<;hicht ~ kamen in diesem Krieg sY$lematisch und in gro­
ßem Umfang auch <;bemische Giftstoffe, in form von Herbiziden 
und Entlaubllng.mitteln, zum Einsatz, mit bislang ungeahnten 
Langzeitwirkungen auf die Umwelt (Ökozid) und menschli<;he Erb­
anlagen (siehe Beitrag "on K.R. Fabig). 
(Angaben nach: Vietnam·Kurier, Nr. 2/1983 und Vietnam. De­
struction, War Damage, Hanoi 1977) 
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Dadur<;h erhielt der Krieg ftir die ihn betreibenden Politiker 
und Militärs, bis hin zu den Pilot en, endlich auch tatsächlich 
den abstrakten Charak.ter, den er, als größte Erpressungs­
aktion der Ges<;hichte, immer schon gehabt hatte. Die aus 
großer Höhe abgeworfenen Bomben trafen Ziele, die man 
nicht mehr sah, sondern vorher per Computer bestimmt 
hatte und na<;hher an Hand von Aufnahmen aus Aufklä· 
rungsnugzeugen auswertete. Politische En\'ägungen spielten 
dne immer geringere Rolle, der Krieg wurde zum rein tech­
nischen Problem erklärt. 
Im Sommer 1966 hatte die US-Regierung eine Gruppe von 
- wie es in den "Pentagon-Papieren" heißt - "Amerikas 
angesehensten Wissenschaftlern, Männern, die der Regierung 
seit dem Zweiten Weltkrieg geholfen hatten, viele der 
höchstentwickelten te<;hnischen Waffensysume zu produ­
zieren, Männern, die nichts mit der lauten akademischen 
Kritik an der Vietnampolitik der Regierung zu tun hat­
ten,'·2') damit beauftragt, neue Waffensysteme zu ent­
wickeln. 1967 wurde diese Gruppe bedeutend verstärkt und 
tagU im Institute For Defense Analyses permanent bis zum 
Ende des Viemamkrieges. 
Von diesem hochkarätigen, mit unbegrenzten Steuermitteln 
ausgestatteten Gremium, das sich selbst die ,Jason"-Gruppe 
nannte, !tammten die meisten der Vorschläge ftir neue SlIch­
geräte und Zerstörungswaffen. die bis 1972 zum Einsatz 
kamen. Hier wurden nicht nur die bekannten Sensoren und 
Minen entwickelt, die jedes Leben im Dschungel identifizie­
ren, vernichten und automatisch weitermelden sollten, um 
ein Bombardement der betreffenden Planquadrate auszu­
lösen. Die ,Jaso ns" arbeiteten auch an der Verbesserung 
und Neuentwicklung von Vernichtungswaffen. vor allem der 
Kugelbombe und der verschiedenen Arten von Brandbom­
ben mit Phosphor oder Napalm. 21 

Alle diese Waffen, die im Vietnam krieg eingesetzt wurden, 
sind kaum geeignet fUr den Einsatz gegen militärische Ein­
ri<;htungen und ausschließlich zur Töt ung von Menschen be­
stimmt. 

Der "begrenzte Krieg" - ein totaler Krieg 

Die meisten beteiligten US-~'Iilitärs hätten damals nicht ge­
zögert, zumindest taktis<;hc AtOmwaffen einzusetzen. Gene­
ral Westmoreland war höchst unzufrieden mit den "gadgets" 
(Errungenschaften; d. Red.) der elektronischen KriegfUh­
rung und leitete aus den erlittenen Verlusten im Straßen· 
kampf der Tet-Offensive (sie begann Anfang 1968; d. Red.) 
in Khe Sanh und Hue die Notwendigkeit ab, über taktische 
AtOmwaffen nachzudenken. Washingion lehnte solche Ober­
legungen ab, und Westmoreland "fUhlte zur damaligen Zeit 
und heute noch mehr, daß es ein Fehler war, diese Alter­
native nicht einzubeziehen."22 
So wurde über Khe Sanh "nur" das Äquivalent von fUnf 
Iliroshima-Bomben an konventionellen Sprengstoffen abge· 
worfen. Und es war skher nicht die Besinnung auf das 
Völkerre<;ht, auf Prinzipien christlicher Moral oder abend­
ländischer Vernunft, die die Regierung J ohnson vor der 
Alternative Westmorelands zurückschrecken ließ, sondern 
die Existenz einer amerikanischen und weltweiten Anti­
kriegsbewegung, einer kritischen öffentlichkeit und die 
Angst vor einer Reaktion der sozial istischen Staaten. 

Der "begrenzte Krieg" war in Wirklichkeit ein ungehemmter 
totaler Zerstörungskrieg. Durch seine fast vollständige Auto­
matisierung wurde das Problem, mit dem Bewußtsein der 
Illegitimität und Erfolglosigkeit gegen einen hochmotivier­
ten Gegner bestehen zu müssen, ausgeschalte t. 
Dies bewirkte eine Eskalation der Zerstörung von bisher un­
gekanntem Ausmaß: Verwüstung, Verbrennung und Vergif­
tung der Vegetation und des Bodens, Verseuchung der Nah· 



rungsquellen auf Jahre hinaus, Auslösung \'on furchtbaren, 
langanhaltcnden und unkontrollierbaren Erbschäden (siehe 
Beitrag von K,R. F"abig). 
Die große Offensive der ßcfrciungsfrollt im J'e:bruar 1968 
war sicher, gemessen an der Iloffnung, mit ihr deli Kampf 
durch einen milit;irischen Sieg entscheiden zu können, und 
angesichts der hohen Verluste an Menschenleben. die die 
aktiven Kader des Widerstands stark dezimiene, ein ~liß· 

erfolg. Aber sie hat auch bewirkt, daß die Amerikaner end· 
lich zur Verhandlungen bereit waren. 
Die Gespräche begannen im ~Iai 1968 in Paris und hatten 
die Einstellung der Bombardements zum Gegenstand, 
welche schließlich itn i'\ovember 1968 vorläufig - erfolg· 
te. Die relativ schnelle Einigung in diesem Punkt hatte auch 
etwas mit dem Wahlkampf in den USA zu tun. den Richard 
Nixon eine Woche sp;iter mit dem "ersprechen gewann. den 
Krieg zu beenden und die amerikanischen Soldaten wieder 
nach Ilause zu holen. 
Der .\bzug der US.Truppen wurde nun zum Hauptgegen· 
stand der Verhandlungen, denn die öffentlichkeit und 
Wählerschaft reagierte inzwischen besonders empfindlich 
auf die steigende Zahl der gefallenen US·Soldaten. Und die 
Rücksicht darauf sowie die: allgemeinen strategischen Kon· 
zepte des "begrenzten Krieges·' führten dazu, daß der neue 
Präsident, wenn er schon nicht den Krieg beenden wollte, so 
doch ein Interesse daran hatte. ohne allzu großen Prestige. 
verlust die Truppen abziehen zu können (von 1968 noch 
543.000 wurden sie bis 1972 auf 78.000 vermindert; d. 
Red.). Damit wurde der Landkrieg zum Luftkrieg gemacht. 
Die "Vietnamisierung". die Entscheidung also, die südviet· 
namesischen Truppen wieder allein kämpfen zu lassen, war 
somit nicht eine Phase, die auf den "begrenzten Krieg·· folg. 
te, sondern eigentlich eine nur erst später vollzogene Konse· 
quenz aus dessen Strategie. Sie ist kein eigenständiges Kon· 
Lept, sondern nur die propagandistische Verarbeitung der 
Erkenntnis, daß der Landkrieg verloren war. 

Wie man weiß, ist das Saigoner Regime zwei Jahre nach dem 
J'ariser Abkommen (Märt 1973) trotz der gigantischen Auf· 
rüstung seiner Armee militärisch und politisch wie ein Kar· 
tenhaus zusammengebrochen. 

Im Zusammenhang einer ausführlichen Erörterung der 
Schuldfrage stellt Daniel ElIsberg überlegungen darüber an, 
inwiefern die fUnf Präsidenten der USA, die rur den Viet· 
namkrieg verantwortlich waren, überhaupt eine Ahnung da· 
von hatten, was dieser Krieg rur Indochina und die USA 
bedeutete. Es ist bekannt. daß die vietnarnesische Führung 
ein sehr ausgeprägtes Bewußtsein von der epochalen Bedeu· 
tung ihres Kampfes hatte. 
EIlsberg kommt - sein Huch wurde 1972 veröffentlicht -
zu folgender Antwort: ,J eder (der Präsidenten; d. Verf.) hat 
sich an jedem der kritischen Punkte dieses Vierteljahrhun. 
derts dazu entschlossen, den Krieg fortzusetzen und ihn -

dJp-~m.ateriaUuN ... S/ B3 DMS,-

Rüstungs­
export 

in den meisten Fällen 
eilenden Preis bezahlt 

auszuweiten. Jeder hat den enlSpre· 
mit den Leben und l\lilteln ande· 

rer - , um weiter im Spiel zu bleiben; jeder hat sich vorbe· 
halten, tU steigern und .. bmit ein Aussteigen fUr sich und 
seine Nachfolger immer teurer und unwahrscheinlicher ge· 
macht.·· 23 

;';ehmen wir einmal an was auch in kritischen amerikani· 
sehen Darstellungen immer wieder betont wird ,aUe diese 
Präsidenten hätten unter Erfolgszwang gehandelt und immer 
wieder dem Druck rechter Politiker, der Vertreter des mili· 
tärisch·industriellen Komplexes und der Streitkräfte wider 
Willen nachgeben müssen. so ergibt sich daraus für die Ge· 
genwart ein erschreckendes Bild. 

Denn in einer Situation, in der in Mittclamerika ein ähnli· 
eher Befreiungskampf wie in Vietnam entbrannt ist. übt mit 
Ronald Reagan ein direkter Repräsentant dieses kriegstrei. 
berisehen Syndroms (Gruppe von zusammengehörigen 
Krankheitszeichen; d. Red.) die ~Iacht aus. rur den in noch 
gefahrlieherem Maße das zutrifft. was Senator Fulbright ein· 
mal über Lyndon B. Johnson gesagt hat: Er sei nicht fahig 
gewesen, zu verstehen, daß er das unbegrenzte Machtpoten. 
tial. über das er verfiige, nicht unbegrenzt einsetzen darf. 
"Dies war viel zu subtil für ihn. ·,24 
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Karl·Rainer Fabig 

Auswirkungen des chemischen 
Krieges in Vietnam 

Eine der verheerendste n Seilen des US-Vernichtungskrieges 
in Vietnam ist die chemische Kriegführung, bei der es im 
Zeitraum 1961-71 zum systematischen Einsatz von chemi­
sch en Wirkstoffen, Herbiziden und Entlaubungsmitteln, im 
Süden des Landes kam . 

Mit den Direkt - und Langzeitwirkungen des chemischen 
Krieges in Vietnam hat sich in den vergangenen Jahren eine 
Vielzahl von Wissenschaft lern Vietnams, der USA, Austra­
liens und anderer Länder befaßt. Einer von ih nen, Dr. Karl­
Rainet Fahig, An! in Hamburg und stellvertre te nder Vor­
sitzender der Freundschaftsgcsellschaft BRD·SR Vietnam , 
trug seit 1979 bei fünf Aufenthalten in den entlaubten Ge· 
bieten Vietnams, in Krankenhäusern, in einem Waisenhaus 
rur mißgebildete Kinder sowie in Kontakten zu Wissen­
schaftlern insbesondere Vietnams und der USA die Fakten 
zu den Folgen des chemischen Krieges zusammen. 

Der Krieg in Vietnam oder - besser gesagt - der zweite 
Indoehinakrieg, muß wegen seines totalen Charakters als der 
verheen:ndste seit dem 2. Weltkrieg angesehen werden. Zwi­
schen 1961 und 1975 wurden 1,5 1\lio Vietnamesen (4% der 
Bevölkerung) getötet. Von den insgesdmt in Vietnam einge­
setzen 2,8 Mio US·Soldaten blieben fast 58.000 auf den 
Schlachtfeldern. 
Charakteristisch für die US-Kriegmhrung waren eine compu­
terhafte TÖlungstechnologie und die Erprobung neuester 
Waffen in riesigen Feldversuchen. Fast 8 J ahre nach Kriegs­
ende sterben noch t~glich I\ lensehen in den Reisfeldern an 
Blindgängern und Splitterbomben. 
Ein weiteres Charakteristikum war der massive Einsatz von 
chemischen Kampfstoffen gegen Land und Leute. Nach US­
eigenen Angaben versprühten die USA von 1961 bis 1971 
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72 I\lio Liter (I) oder 90.000 Tonnen (t) chemische Kampf­
stoffe über dem Süden Vietnams. Die Vietnamesen sprechen 
von 100.000 t-
Urn sich eine erste Vorstellung zu verschaffen, muß man 
davon ausgehen. daß die USA über etwa 60% des Gebietes 
von Südvietnam einmal oder mehrmals chemische Kampf­
stoffe abgeworfen oder versprüht haben. Da das Außenmi­
nisterium der USA 1969 - von 1969 bis 197 1 war der 
Höhepunkt des Giftkrieges - auf dem Standpunkt stand, 
das Genfer l'rotokoll verbiete nicht den milit~rischen Ein­
satz von Mitteln gegen Zusammenrottungen und von Herbi­
ziden, setzte das US-Militär Unmengen solcher chemischer 
Mittel mit angeblich "nur" pflanzenvernichtender Wirkung 
ein. 

370 mal Seveso 

Dafür verwandten die USA vorwiegend das Mittel "Agent 
Blue", einen arsenhaitigen Stoff. Daneben setzten sie noch 
"Agent White" ein benannt nach der Kanisterfarbe - und 
den beTÜchtigsten dieser Stoffe, das "Agent Orange"" ein. 
Letzterer Stoff wurde erstmalig 1941 in Fort Detrick im 
US·Bundesslaat Maryland, in einem Forschungszentrum rur 
biologische Waffen, produziert. Die britische Kolonialarmee 
setzte dieses Mittel gegen die Befreiungsbewegung von 
Malaysia ein. Die USA verwandten es selbst in geringeren 
Mengen südlich der entmilitarisierten Zone von Korea. um 
ein freies Kontrollfeld an der Grenze zu Nordkorea zu be­
kommen. 

Es ist hier unumgänglich, einiges zur Chemie von Agent 
Orange zu sagen. Dies erstens, weil dann die schrecklichen 
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Folgen erklärlicher werden, und zweitens, weil vor dem 
Vietnamkrieg die Wirkungen bekannt waren. Agent Orange 
ist eine ~lischung der beiden Unkrautverlilgungsmittel, die 
man abgekür.u 2,4·D und 2,4,5-T nennt. 
Viele Wissenschaftler, darunter Professor Epstein (USA) hal­
ten diese beiden Stoffe für so aggressiv, daß sie die normalen 
Körperzellen zur Entartung und Wucherung, also Krebs, ver­
ändern. Oie australische Wissenschaftlerin Barbara t·ield hat 
den begründeten Verdacht geäußert, daß der "Bestandteil 
1,4,5-T Erbschäden hervorruft", weil sich ein eindeutiges 
Ansteigen der Mißbildung "offenes Rückenmark" mit dem 
Ansteigen des landwirtschaftlich eingesetzten 2,4,5-T ge­
zeigt hat. 

In den USA selbst ist dieser Stoff verboten worden. Im 
Vietnam krieg hat man ihn aber konzentriert eingesetzt, und 
zwar so konzentriert, daß bis zu 4% des Supergiftes Dioxin 
(oder abgekürzt TeOO) in der ~Iischung enthalten war. Das 
auch als "S('veso-Gift" bekannt gewordene TeOO ist 67,000 
mal giftiger als die gleiche Menge Zyankali. 

Es ist chemisch gesehen der reaktionsfreudigste bekannte 
Stoff, aggressiv und gleichzeitig so stabil, daß es nur bei 
Temperaturen über 800 Grad Celsius verbrannt werden 
kann, wobei als Verbrennungsprodukte es selbst und andere 
hochgiftige Stoffe entstehen. Oie Erbanlagen von Menschen, 
Tieren und Pflanzen werden von TCnO je nach Dosis, Kon­
taktmenge und Kontaktform unwiderruflich verändert. Alle 
Arten von l\Iißbildungen durch TeDD sind möglich. 
In Seveso in Oberitalien entwichen 1976 etwa 700 Gramm 
TCDD durch die Explosion in einer chemischen Fabrik. Ein 
ganzer Landstrich wurde unbewohnbar, Fehlgeburten häuf­
ten sich. vorwiegend die Kinder bekamen eine lebenslange 

lIauterkrankung, die Chlorakne, mißgebildete Kinder wur­
den geboren. 
Im Süden Vietnams haben die USA elwa 370 mal die ~ Ienge 

Seveso-Gift abgeworfen oder versprüht. In Vietnam konnte 
nicht wie in Seveso alles Laub eingesammelt und die ver­
seuchte Erde in einen riesenhaftcn Trichter versenkt wer­
den. 
In Vietnam toble ein gnadenloser Krieg. Oie Parole vom 
"sauberen Krieg" war ständig im Munde der US-Offiziere, 
wenn sie von den Voneilen des chemisch ... n Krieges wie von 
der Ungeziefervernichtung redeten. 
Welche Sofortfolgen und welche Spätfolgen hat aber dieser 
Krieg gehabt? Dabei ist zu bedenken. daß 50 ein armes, 
ständig Verteidigungskriege führendes Land, erst gegen die 
faschistischen japaner, gegen Tschiang-Kai-Tschek-Truppen. 
gegen die französische Legionärsarmee und dann gegen den 
US-Imperialismus. wenig ~Iöglichkeilen zur wissenschaft­
lichen Dokumenlalion der Kriegsfolgen hatte. Aber das, was 
bekannt und sicher ist, re icht aus, um den Vietnamkrieg der 
USA insgesamt und seine chemische KriegfUhrung im beson­
deren als eines der schmutzigsten Kapitel der Weltgeschichte 
zu kennzeichnen. 
Sofortfolgen in ökologischer Hinsicht waren die Vernich­
tung von 60% der Kautschukplantagcll. 70% der Kokos­
pflanzungen und die Zerstörung von I 10.000 ha Sandkiefer 
- ökonomisch ein gravierender Verlust für Land- und Forst· 
wirtschaft Vietnams. Mit 8 Mio I Agcnt Blue wurden 
400.000 ha Agrarland, vor allem Reis, bespriiht. Ocr Süden 
Vietnams. der vor dem Krieg jährlich 200.000 t Reis expor· 
tiert hatte, mußte nach den Bespriihungen (die natürlich 
nicht die einzige Ursache daflir waren) j:ih rlich 600.000 t 
Reis aus den USA importieren. 
Durch Entlaubung wurden weiterhin 150.000 ha i\langro­
venwald zerstört - für ein tropisches Land wie Vietnam ein 
Verlust, der erst in jahrhunderten auszugleichen ist. Oie 
Mangrove regelt den Wasserhaushalt und stoppl die Boden­
erosion an den zahlreichen großen und kleinen Flüssen und 
an der Meeresküste. In Küstengebieten Vietnams kommt es 
jetzt durch die Zerstörung von Mangrovenwäldern zu Land· 
verlusten von bis zu 150 m pro jahr. 

Erbveränderungen in besprühten Gebieten 

Noch schlimmer ist die Entlaubung von 44% des tropischen 
Regenwaldes. Die Bodenerosion hat schon während des 
Vietnam krieges durch die Kraterisierung des Landes im Zu­
ge des US-Bombenkrieges rapide Schädigungen des Öko­
systems zur Folge gehabt. Durch die teilweise Vernichtung 
des Regenwaldes ist dieses Problem noch enorm verschärft 
worden. Die überschwemmungen nach dem Krieg waren 
größer als vorher, Trockenzeiten erschütterten das frühere 
ökologische Gleichgewicht des Landes. 
US-Wissenschaftler, die nicht im Auftrag des Pentagon arbei­
teten, prägten damals das Wort "Ökozid",l um auszu­
drücken, daß dieser Krieg neben oder in se inem \'ölkermör­
derischen Wesen noch ein weiteres, ein neues, bisher unbe­
kanntes Element enthielt, die systematische Zerstörung der 
Lebensumwelt eines anderen Volkes. 
Von den verheerenden ökologischen Langzeitwirkungen 
konnte ich mich bei meinem letzten Vietnam·Aufenthalt im 
j anuar d.J ., anläßlich eines Internationalen Symposiums 
"Wissenschaft zwischen Krieg und Frieden" in 1I0-Chi­
~linh·Stadt. einmal mehr überzeugen. Die Zerstörungen der 
Pflanzen und besonders des tropischen Regenwaldes haben 
zu einer teilweisen Versteppung geführt. In den besprühten 
Gebieten überwiegt das bis zu 3 m hohe lmperata-Gras. 
Eine Gruppe von Wissenschaftlern machte am 16. J anuar 
1983 einen ganztägigen Ausflug über 100 km Straße, stau-

25 



Zum Mo"",""o""," .U« V,>&oI."o" kam., ,n,Je, ml' .. ""0.' Of.n~"·· ,n,""\lV t>e>Pri<h'cn 
~,o"n~T"}',.h 

bige Wege, eine FlußHihre, mit forstwirtschaftlichen Fahr­

zeugen durch Bäche und zu Fuß über eine Baumstamm­

brücke. Wir waren im Ma-Da-Wald in der Dong-Nai-Provinz. 

in der früheren Militärzone 111. die am heftigsten besprüht 
worden war. 

Vor uns in einer Breite von I km beiderseiu e ines Weges ein 
Streifen von 50 km Länge: en tlaubter Wald. Es ist unheim­

lich: keine Blüte, keine summende Biene, keine Ameise, 
kein Vogelgesang. Fast tot. 

Eine Arbeitsgruppe Ökologie der Tiere hat sich unter Lei­

tung \'on I'rof. Vo Quy besonders mit den Veränderungen 

im Tal A Luoi nach den mehrmaligen Besprühungen befaßt. 

Kontrollwälder - A Luoi vor 1961 vergleichbar - wurden 
in die Untersuchungen einbezogen (siehe seinen neben­

stehenden Beitrag). Im Tal A Luoi gibt es jetzt noch 24 
Tierarten, in den unbesprühten Vergleichswäldem aber 145 
und 170 Tierarten. Nur fünf Säugetierarten haben in diesem 

"Tal des Todes" überlebt. In den Vergleichswäldem gibt es 
30 bzw. 55 SäugetierarIen. Die i\'lenschen im T al leiden un­

menschlich an allen Krankheiten, die der chemische Krieg 
hinterließ. 

Die Ökosysteme der Küste und des Wasserhaushaltes sin d in 

diesem Land der Tropen besonders angegriffen. i\lan 
schätzt. daß es über 100 Jahre dauern dürfte, bis die Man­

grovenwälder wieder Fuß gefaßt haben. 

Ähnlich grJ.vierend sind die Direkt· und Spätfolgen des che~ 
mischen Krieges au f die Menschen . Sie zeigen sich in einer 

ersch reckenden Zunahme ... on Mißbildungen. Fehlgeburten 
und Leberkrebs bei der Bevölkerung in den besprühten Ge­
bieten. 

3.500 Menschen wurden in V ietnam direkt durch akute Ver­

giftung mit chemischen Kampfstoffen getötet, aber - so 

sch limm das klingt - ihre Langzeitwirkung ist noch wichti­
ger. 
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Va Quy Ökozid in Südvietnam 
Im jüngsten Indochinakrieg wurden zum erstenmal in der Geschich· 
IC systematisch u nd in großem Umfang verschiedene, als Herbizide 
oder EntlaubungsmiUel bezeichnete chemische Giftstoffe einge· 
setzt. 

Die in hoher Kom;cntmtion cingesclllcn Herbizide zerstönen nicht 
nur die Vegetation, also das Grundelcmcnt des ökosystems der 
Wälder, sondern auch die heterotrophen Elemente (Organismen. 
die auf o rganische Nahrung angewie.w:n sind, namlich Tiere, Bakte­
rien. Pilze und fleischfressende Pflan7.cn; d. Red.), und flihrten zur 
Verarmung des Bodens. Man kann sagen, daß sich die Wälder unt .. r 
tropischen ~ l olllun·8edill.gungen, wie sie in Siid ... ietnam gegeben 
sind, in den verseuchten Gebictw nur sehr schwer auf natürliche 
Weise regenerieren können. Die Herbizide haben das gesamte Ok~ 
system einer ausgedehnten Region in der Weise verändert, daß sie 
eine ernste Regression (allmählicher Ruckgang; d. Red.) bewirkten, 
reiche in erschöpfte ÖkQl;ySleme verwandelten und schließlich auch 
schwerwiegende Folgen für den Menschen hatten. 

Lassen Sie mich als Beispiel das Tal A Luoi anfUhren, das im Weu· 
teil dCT Provinz Binh Tri T hien. nahe der laotisch· ... iemamesischen 
Grenze. liegt. Dieses Tal ist etwa 30 km lang, 2·6 km breit und 
zwischen zwei Bergkettcn eingeschlossen. die zum Truong-Son· 
Gebirge gehören. 
Vor 196:> war A Luoi ein Gebiet von dichten immergrünen tropi· 
!iChen Regenwäldern . die sich durch eine ganze Reihe naulicher, in 
Schichten angeordneter Bäume auszeichneten. Die mei1len Bäume 
hatten mehr als I m Durchmeuer. Die Fauna war außerordentl ich 
reich und Iypisch für die tropischen Regenwälder Indochinas. Es 
gab elwa 1:>0 Vogdarlen. Daneben gab es elwa 40 Säugetierarten, 
U.lI .... iele große und seltene Säugetiere (u.a. Elefanten und T iger; d. 
Red.). Die F ische in den Flüssen stellten ebenfalls eine wichtige 
Nahrungsquelle für die einheimische Be ... ölkerung dar, 
Mi t de r Bombardierung und dem Einsatz von Herbiziden zwischen 
1965 und 1970, besonders 1966 und 1969, verfolgte man das Ziel, 
alles Leben in dieser Region auszulöschen. 
Mehr als 10 Jahre sind seither "ergangen, aber das Gebiet in nach 
wie vor verwüstet. Das Ök05yStem der tropischen Regenwälder ist 
... öllig ... erschwunden. Die Orte, die einst mit vielen dichten Wäldern 
bewachsen waren. sind heute mit Unkrautarten bedeckt. 
Nur die vertrockneten Stümpfe hoher Bäume, die wie ein Wald von 
Säulen aufragen, verraten den Menschen noch, daß diese Orte ein$! 
grüne Walder waren. Diese Stümpfe sind die Oberreste von Hart· 
holzbäumen, während die meisten Bäume aus weicherem Holz dem 
Waldbrand oder der Fäulnis zum Opfer gefallen sind. Gegenwärtig 
kann sich keine einzige BaU'l'arl regenerieren. 
Wie bereits erwähnt, wurden nach dem wiederholten E insatz von 
Herbiziden etwa 100.000 ha Wald im Tal A Luoi vollständig zer­
stört. So sind die für das Leben und Wachstum der Bäume günUi· 
gen Bedingungen in buug auf Feuchtigkeit, Licht ... emältnisse, 
Temperatur und Boden '·c!'SChwunden. 

A Luo i - das "Tal des Todes" 

In der Trockenzeit verbrennen viele junge Bäume durch die Wald· 
br'.inde, die sich bis hierher ausbreiten. Dies geschieht haufig, weil 
fast alle mit Herbiziden besprühten Landschaften gleichzeitig mit 
Bomben und Artilleriefeuer belegt wurden. Wenn dann die Regen­
zeit kommt, fallt der Boden der Erosion zum Opfer und verschlech­
tert sich allmählich, bis andere Pflanzenarten sich hier ausbreiten 
und den Erdboden überziehen. 
Wenn die feuchten Tropellwiilder, "or allem die jungen Walder. 
zerstört sind, ist ihre Wiedergesundung schwierig. Ocr Anblick de r 
Waldgebiete um das Tal A Luoi am Ca-Paß, am An·Khe-Paß, auf 
dem Berg Ba Den und in anderen Gegenden, die ein- oder zweimal 
mit Herbiziden bespriiht wurden, beweist diei. 
Die Fauna in A Luo; in heute eben fa!1s sehr verarmt. Nach der 
Verspriihung von Herbiziden wurden die B1iume entlaubt und Slar­
ben. Die pflanzenfressenden Tiere verloren ihre Nahrun~uelle 
und selbst ihre Lebemnume. Viele, ... or allem große Säugetiere, 
müssen in andere Gebiete abgewandert sein, aber ... iele sind wahr· 
scheinlich auch verhungert oder starben durch verseuchte Nahrung 
und Wasser. Oie fleischfressenden Tiere sahen sich ebenfalls ihrer 
Ndhrungsquellen beraubt und erlitten das gleiche Schicksal, 
Die Bevölkerung des Dorfes A Ngo berichlet, daß sie 1966, etwa 
zwei oder drei Tage nach dem Einsatz ... on Herbiziden, häufig die 
Kada"er von Cervus unicolor, Munitiacus muntjack, Tragulus java-



nicu. und Mungo. ~owiC' viek totC' Vö~l fanden. BesondC'rs in 
F1ü$~n und T<'ichC'n starben Frö$<;hC', und zahlreichC' Fi$<;hartC'n 
trieben auf dC'r Wasso:rohC'rflache. 
Obwohl so:itdem übC'r 10 Jahre '·C'rgangen sind, ist die Fauna hiC'r 
immC'r noch extrem vC'rarmt. Es gibt kC'inerlei SpurC'n von Sau~­
üC'rC'n. Mungos sind sdten, die RattC'n dagegen werd= immC'r zahl­
reichC'r. 
Zusammenfassend !jßt sich fC'S1stclkn, daß nach dem Einsalz von 
Emlaubungsmitteln die alte Flor:a und Fauna in A Luoi völlig ver­
nichtet wurde. GC'genwärtig bdindC't sie sich in einem alluding ~hr 
langumC'n Prouß der RC'generation ö und an Stdle der Flora und 
Fauna, wiC' wir sie aus dC'm reichC'n OkosystC'm der tropischen 
Regenwälder kennC'n, haben wir C's heute mit der <'inC'r vC'rarmtC'n 
RC'gion zu tun. 

NC'ben den au6C'rordC'ntlich hohen Verlusten an natürlichC'n Roh­
stoffen rur das ganze Land, derC'n Umfang wir noch gar nicht voll 
crmC'uen könnC'n, sind die VC'rluste, die diC' ~knfChen in den mit 
I"krbiziden besprohten Regionen ... u C'rleiden halten, ebC'nfails übC'r­
aus schwerwiegC'nrl_ Das folgende BC'ispicl soll diC's verdeutlichen. 
In A Luoi kbC'n etwa 7.500 EinwohnC'r, diC' den beiden Nationali­
täten Ca Tu und Ta Oi angehört:n. Während des Krie~s starbC'n 
ungefähr 2.000 Menschen, untC'r ihnC'n auch direkte oder indirektC' 
OpfC'T dC's Herbizideinsatzes (1967 starbC'n 600 r.knschen, 1970 
waren C'S 1.000). 
Die meisten von ihnen verhungC'rlC'n, nachdem die Herbizide ihrC' 
scsamten Lebensquellen ,·emich!C'1 hauC'n: diC' Ernten, das Obst, 
WurzeJstückC', dazu wilde Tiere, die Fische, Krt:bso: und MulluskC' in 
den Fhissen und selbst das Trinkwasser sind seither verseucht. 
Sie müsso:n nicht nur alle dies.: VC'rluste erleiden, was schlimmer ist, 
ihre Kinder und Enkel werden noch über viele Jahre hinaus UnlC'r 
dC'n angC'borC'nC'n, durch chemische GiftstoffC' "C'rursachtC'n Mißbil­
dungen zu ldden haben. Allein in den bC'idC'n Gemeinden A Ngo 
und Huong um litten von 2.973 EinwohnC'm aus 3i!1 Familien 58 
an angeborenen Mißbildung .. n, und zwar mC'istens KindC'r unter 15 
Jahren, die nach dem Einsatz von Herbiziden geboren wurden. 
UmC'r dC'n hier beobaeht .. t .. n angeborenen Mißbildungen macht diC' 
Poliomyditis (Erkr:ankung des Rückenmarks bzw. KindC'rlähmung; 
d. RC'd.) 60,8% dC'r Fälk aus, dann folgC'n Stummheit, Hasenschar­
ten, DeformationC'n dC's Skekt1S, Blindhdt, TaubhC'it, das FC'hlen 
von Fingern odC'r Zehen, DeformationC'n dC'r l-laut usw., ganz zu 
schweigen von monströs.:n Kindern und solchen, die unmittelbar 
nach der GC'burt stC'rben. 
In kC'inC'm andC'ren Dorf außemalb der besprühtC'n Region ist der 
Prozentsatz an angC'borcnen Mißbildungen so hoch und ihr Ersch .. i· 
nungsbild so typisch. 
Was die Umwelt anbelangt, 50 wurden Mio ha von Urwald und 
Mangroven ~emichtC't. Das bedeutet nicht nur einC'n hohC'n VC'rlust 
an natürlichC'n Rohstoffen, sondC'Tß auch - was noch schwerwie­
gender ist - einen dauerhaftC'n Verlust durch die RC'duziC'rung des 
Waldantdls. DiC' ZC'ntönmg der Wlilder hat zum AnstiC'g der Was· 
serläufe während der Regenzeit, ~u BodenC'rosion und Ober· 
schwemmungC'n geführt. 111 dC'r TrockC'nzeit bewirkt sie einC' anhal· 
tC'nde Dürre, weil der Wasserspiegel der Flüss.e und ~lbst das 
Grundwasser sinkt. 
In A LUQi sind diC'so: VC'ränderungen bC'sonders offenkundig. Nach 
schweren RegC'nf<illen steigt der Wasserspiegel in den Flüsso:n um 60 
bis 100cm. 
(Quelle: Vietnam-Kurier, Nr. 2/1983, s. 5-9. AuuchnittC') 

Chemiker und Toxikologen stellten im januar 1983 in 110-
Chi-Minh·Stadt fesl. daß die Herbizide in der Lage sind, bei 
Lebewesen allgemein und insbe~ondere beim ~lenschen, fol­
gende genetische Dc:f .. kte auszulösen: Chromosomenbriiche, 

Translokationen, Ringchromosomenbildung und alle Arten 
VOll Fehlern bei der identischen Reduplikation. Die Erbver­
änd .. rungen in Vietnam hab .. n Ähnlichkeit mit denen in 
japan, die durch die Strahlenkrallkheiten der Atombomben 

auf lIiroshima und Nagasaki bewirkt wurden. 
Hierzu gab es auf dem Symposium vom januar 1983 be­
kannte und neu .. schr .. ckliche Ergebnisse. Beispielsweise sah 
ich dort Fotos \'011 9 MOllate ausgetragenen Fleischklumpen 
oder eine Geburt vOn zwei normakn B .. inen mit Unt .. rlcib, 
aber sonst nichts. Und: Alle Arten unerhörter und noch nie 
dagewesener Mißbildungen beim Menschen sind möglich. 
Ausgedehnte Untersuchungen vietnamesischer Wissenschaft­
ler zeigen: Die Mißbildungsrate bei Neugeborenen, deren 
Väter von dC'n US·Giften bespriiht worden sind oder die 
später in besprühten Gebieten gearbeitet haben, liegt um ein 
Fünffaches höher als die MißbildungeIl von Kindern, deren 
Väter nie Dioxin-Kontakt hanen. 
Unzweifelhaft sind auch die Stalisliken zum Anstieg der 
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Giftstoffgeschädigte 
Kriegsveteranen sagen aus 

Als nach ihrer Riickkehr aus dem Vietnam krieg Zehntausend<: von 
US-Soldaten an Chlorakn<: und anderen üblen tlautkrankh .. iten, an 
Kr"bs oder Nervenleiden erkrank !cn und über 1.000 Kinder voo 
Kriegsveteranen mit Mißbildungen zur Welt kamen, lehnten die zu­
ständigen Behörden in WashinglQß ihre VeuQrgungsanspTÜche 
rundweg ab. 
Das Pentagon (Vcncidigungsminincrium) hatte zwar im J ahr 197\ 
den Einsatz von chemischen Kampfstoffen im ViClnamkricg 81=" 
stoppt, doch ohne Grunde damr anzugeben. Bis heule blieben die 
Administrationen in Washmglon die Aufklärung über die Folgewir­
kungen ihres Dio~in-EinsalZcs in Vietnam und die Hilfe ruf ihre 
Opfer schuldig. 
Ab erster Betroffener klagte 1978 Fau l Rcuto:nhan, der 1968 an 
"Agent Ol<lngc"-Operationen in Vietnam beteiligt und schwer­
krank in dif USA zurück~kehrt war, ~~n den bekanntesten Gift­
stoff-Hersteller, den Chemikonzem Dow Chemical. Doch 3 Monate 
nachdem Reutershan einen Schadenersatz von 10 Mio Dollar ein­
geklagt haue, Slarb er, im Alter von 28 Jahren, an Unter!dbskrebs. 
Der New Yorker J urist Victor Yanaconne, der mit dem Fall Reu­
tenhan befaßt war und das Verbot des Schädlingsbeltiimpfungsmit­
tels DDT in der Landwirtschaft der USA durchgesetzt halle -
verfolgte den Fall weiter. Seit Juni dJ . vertritt er 12.000 US­
Kriegsveteranen in einem GrundsalZprozeß, in dem 40 ~ I rd Dollar 
ab Entschadigungssumme von Dow Chemical und vier anderen US­
Chemiekonzernen gefordert sind. 
Einer der rund 70.000 betroffenen US·Kriegsveteranen, der New 
Yorker l ohn Woods (39jährig), war als Sanitäter in Vietnam schon 
einmal erblindet, nachdem er mit " .... g!:nt Orange" in Kontakt ge­
kommen war. Doch mehr als seine eigenen Leiden - Ausschläge, 
Kopfschmen.en und Lähmungen in den Hiinden - Ichmen.t ihn das 
Schicksal seines achtjährigen Sohnes Jeffrey. Der Junge wurde mi t 
einem Tumor im Gesicht g!:boren und ist "immer krank". Der 
Vater: " Ich halle auf dem Schlachtfeld sterben sollen, denn ein 
Toter hat keine Sorgen mehr. j etzt schaue ich dem Tod jeden Tag 
ins .... uge." 
Frank Rogalb, wohnhaft in Pennsylvania nahe Pittsburg und von 
Ikruf flugzeugmechaniker, war 1966 bei der US·Luftwaffe in Viet­
nam stationiert. "Ich habe mit dazu beigetragen, die Defolianten 
und Herbizide über vietnamcsischem Gebiet zu zerstäuben, denn 
ich habe die Flugzeuge damit beladen", stellte er mit Bedauern 
fest. "Man hatte uns gesagt, sie seien absolut unschädlich fur Men· 
schen und die pnanzen wurden schnell wieder nachwachsen. Heute 
ist garu: klar, daß man uns betrogen haI. Das Dioxin, das sie enthal· 
ten, "ernichtet - sofor t oder allmählich _ alles I..cben. Natürlich 
,'(rstehe ich sehr wohl, daß ungeheuer viele Vietnamesen unter den 
Auswirkungen der chemischen Kampfstoffe aus den USA zu leiden 
hallen. Doch sie hatten auch einen Bumerangeffekt _ sie schadeten 
auch den US·Militärangehörigen." 
F. Rogalla berichtete weiter, daß 70.000 US·Soldaten ebenfalls der 
chemischen KriegfUhrung des Pentagon zum Opfer fiele n. Unter 
den Betroffenen ist auch er selblit. Er 'Zog sich eine Hautkrankhei t 
zu, gegen die die Mte machtlos sind. Das größte Unglück traf 
jedoch die Familie Rogalla, als ihre jüngste Tochter mit mißgestal­
teten Füßen ~ur Welt kam. 

Zu den Betroffenen gehören auch Tausende von im Viemam krieg 
eingesetzten Austra.l iern , Neuseeländern und Südkon:anem. Der 
40jährige Australier Brian Day war praktisch sein ganzes Leben 
Beß.lfssoldat in den Luftlandetruppen. Er war zweimal I j ahr lang 
in Vietnam, wo er durch "Agent Orange" und anden: von den 
US·Tß.lppen eingesetzte GiflSloffe geschädigt wurde. 
"Mein Gesundheitszustand verschlechterte sich erst nach mehreren 
Jahren", erklärt er. "Ich hin linksseitig teilweise gelähmt, mein Seh· 
und Hörvermögen ließcu" h. Zwei Tumore mußten mir entfernt 
werden, und Hautkrankhe", .Ielhen sich ein. Viele meiner Kame­
raden aus der Armeezeit, noch junge Männer, starben an Kn:bs, 
Gehirntumoren oder aus ungeklärten Ursachen. Die Selbslmordrate 
ist unter den auslralilichen Veteranen des Vietnamkrieges 180ma! 
00 hoch wie im Landesdurchschnitt. Jetzt hahe i<;h mit eigenen 
Augen gesehen, welch immensen, unermeßlichen Schaden der Krieg 
den Vietnamesen und der Natur in Vietnam zugefugt hat ... Der 
einzige Nutzen, den man aus diesem schrecklichen Krieg ziehen 
kann, ist die Warnung, daß es nie wieder einen chemischen Krieg 
geben darf." 
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Feh lgeb urten infolge der chemischen Kriegftihrung. Sie wur· 
den von Dr. !lung, dem ärztlichen Direktor der größten Ent­
bindungsstation im Süden Vietnams, dem ru-Du-Kranken· 
haus in Ho·Chi-l\linh·Stadt, und seiner Stellvertreterin Dr. 
Chung geruhrt und ausgewertet. Das Krankenhaus führt seit 
1952 eine umfangreiche Stat istik. 
1967, ein Jahr nach Beginn der massiveren Besprühung, stieg 
die Zahl der t'ehlgeburten sprunghaft an, um das dreiein­
halbfache. Den höchsten Stand erreichte die Fehlgeburten­
zahl 1978. also drei J ahre nach I:.nde des Vietnamkrieges, 
mit einer viercinhalbfach höheren Zahl als 1965. Die Zahl 
der Eileiterschwangerschaften und des Chorioncarcinoms 
(einer .\rt von Gebärmutterkrebs der Schwangeren) stieg 
von 1,13% im jahre 1960 auf 4,19% im jahre 1981. Den 
höchsten Stand erreichten diese Mißbildungen im jahr 1970 

mit Iiber 4,5%. 

,,~Iee rschwcinchen" der US-Generäle 

Die Häufung des Lcb erkrebses bei jugendlichen Soldaten, 
die im Süden besprüht worden waren, fUhrte besonders in 
Vict-Duc-Kr.!.nkenhaus von Hanoi :tu ausfUhrlichen Unter­
suchungen. Im januar 1983 traf ich zum fUnftenmai Or. 
Lang, den engsten Mitarbeiter des Leberchirurgen Professor 
Tung (der le ider im Mai 1982 verstorben iSf) sowie Dr. Van, 
einen weiteren Leberspezialisten. Ihren neuesten For­
schungsergebnissen zufolge ist der Zusammenhang von 
Leber-Tumoren mit Dioxin-Kontakt eindeut ig. 
Die Häufigkeit von Leberkrebs in Vietnam unterschied sich 
vor dem Einsatz chemischer Kampfstoffc nicht von der Häu­
figkeit dieser Erkrankung in den anderen Ländern Südost­
asiens. Leberkrebs nahm damals in all diesen Ländern die 
fUnfte Stelle aller Krebserkrankungen ein. Schon 1973 war 
der Leberkrebs in Vietnam aber die zweithäufigste Krebser ­
krankung. Das Alter der Leberkrebskranken rückt immer 
mehr zur Jugend. 1982 wurde bei einem dreimonatigen 
Baby Leberkrebs festges t ellt. 
Ober die Spätfolgen des chemischen Krieges in Vietnam ge· 
ben freilich noch andere Beteiligte Aufschluß, die Kriegs­
" eteran en aus den USA, Australien usw. Heute ist vielen der 
US-Veteranen, die in Vietnam fUr eine verlorene Sache 
kämpften, klar, daß sie nicht nur Sold aten Warell, sondern 
auch " Meerschweinchen, ... menschliche Versuch tstiere, an 
denen Chemiker und Generäle den Krieg von morgen aus­
probierten" (Ex-Sergeant Tom Parson). 



Denn die !I.Iilitärwissenschaftler der USA wußttn, welche 
Wirkung die Stoffe I ,4-D und 2,4,5-1' haben, die zu gleichen 
Teilen als Mischung Agent Orange hieß_ 2,4,5-1' gibt es nicht 
chemisch rein. Die als Seveso-Gift bekannte Dioxin oder 
TCDD ist immer ein notwendiger Bestandteil von 2,4,5-1' 
(Prof. Epstein, USA). Chem ische Unreinheit war geradezu 
ein militärisches Erfordernis, um die Toxizität (Giftigkeit) 
von Agent Orange zu maximalisieren. 

Dieses 1941 in fort Detrick entwickelte chemische Kampf­
mittel 2,4,5-1' machte zivile Karriere als " Pflanzensc h utz­
mittel". Viele Unfalle 2 in chemischen fabriken mit der 
Produktion von 2,4,5·1' fUhnen zu ernsthaften Erkrankun­
gen: Chlorakne und - oft erst nach 20 Jahren - zu Neura­
sthenien. 
Ober letztere Erkrankung (Nervenschwäche, Abgeschlagen­
heit, auch Depression) kann es in Vietnam bisher nur Hypo­
thesen geben. Epidemiologische Untersuchungen an australi­
schen US-Viemamkriegsveteranen venveisen auf dieses Pro­
blem (siehe Kasten). 
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß sich die USA im Viet­
namkrieg ungdleurer Kriegsverbrechen schuldig gemacht 
haben. Unter ökologischen und medizinischen AspC'kten 
kann eindeutig behauptet werden, daß die USA mit ihrem 
speziellen chemischen Krieg nicht nur Krieg von 1961 bis 
1975, sondern daß sie auch eine Vernichtungsstrategie gegen 
künftige Generationen ge fUhrt haben. Der US·Senator G. 
Nelson sagte im August 1970: "Noch nie in der Geschichte 
hat ein Land der Lebensumwelt des Volkes eines anderen 
Landes den Krieg erklärt, die USA stürzen sich jedoch auf 
ein ökologisches Exper iment, das bisher niemand gewagt 
hat." 
Die VemichtUl:g der Lebensumwelt, der ökozid, durch ehe· 
mische Kampfstoffe, hatte nicht nur einen engen Zusam· 
menhang mit dem Genozid (Völkermord), sondern er er­
weist sich als Genozid an den Nachgeborenen. Die unum­
stößlichen f akten über die Wirklichkeit und die Nachwir­
kungen des chemischen Krieges der USA in Vietnam lassen 
es nicht zu, Vertrauen in die US-Regierung zu haben, deren 
Präsident den Vietnam krieg für "eine edle Sache" hält. Die 
aktiven Offiziere und Befehlshaber der US-Armee haben fast 
alle Vietnamkriegserfahrung, ob sie General Kroesen oder 
General Rogers heißen. 
Sie sind Verantwortliche der chemischen Kriegsverbrechen 
und Verantwortliche der chemischen Aufrüstung der NATO. 
Sie untergraben die Souveränität unseres Landes und die 
Wahrscheinlichkeit des chemischen und atomaren Selbst-

mordes Europas. Oie US.Regierung und ihre Bonner Zöglin­
ge können nur gestoppt werden, wenn unsere Völker die 
Stationierung neuer Atomraketen und Marschflugkörper 

verhindern, die chemische und atomare Waffen tragen sol­
len. Die binären Nen'engase müssen vom Territorium der 

Bundesrepublik Deulschland verschwinden. 
Oie Leiden Vietnams unter den chemischen Kampfstoffen 
müssen uns eine Lehre sein, keine Wiederholungen eines che· 
mischen oder atomar-chemischen Krieges zuzulassen. 

Anmerkungen: 
I) Der New Vorker Völkerrechtler John II.E. Fried wies im Juni 

1912 auf einer Tagung der Internationalen Kommission zur Un­
tersuchung der US·Kriegsverbrechen in Indochina daraufhin, daß 
der Begriff "Ökozid" zu neu und einzigartig sei, um bereits in den 
Kodifizierungen des Kriegs~chts habe Eingang finden zu können. 
Die Situation sei ve rgleichbar mit der Entwicklung des Begriffs 
"Völkermord" (Genozid), auf den man sich nach einer langwieri· 
gen Prozedur eut im Jahr 1949, also 4 Jahre nao:;h der Beseitigung 
des Hitler-Regimes, einigen konnte. In den Nürnberger Prozessen 
(1946-69) waren die deutschen Kriegsverbrecher noch nicht des 
"Völkermordes" angeklagt worden. 

J ohn H.E. f ried meint, dem Ökozid dürfte eine vergleichbar lang· 
wierige Aufnahmeprozedur ins VölkerTCcht beschieden sein. Sei­
ne Definition des Ökozids lautet: "Alle Lebewesen sind vonein· 
ander und von ihrer Umgebung abhängig. Das wird mit dem Aus· 
druck 'ökologisches Gleichgewicht' bezeichnet. Das ökologische 
Gleichgewicht hängt insbesondere von den ökologischen Kompo· 
nenten der Natur ab, die nur 'karge Quellen' sind. Wenn die Um· 
welt stark gestört oder vernichtet wird, kann das ökologische 
Gleichgewicht nicht länger aufrechterhalten werden und die un° 
tereinander abhängige Existenz von Lebewesen - Menschen, Tie· 
ren und Pflanzen - ist direltt gef<ihrdet (ökozid). 
Der Begriff 'ökozid' bedeutet also bewußte, in großem Maßstab 
angewandte Maßnahmen zur Störung oder Vernichtung des öko· 
logischen Gleichgewichts. 

2) Große Unfalle und Erkrankungen an 2,4·0 und 2,4,S·T hatte es 
gegeben bei: Monsanto 1949, BASf 1953, Boehringer-Ingelheim 
1954 und 1956, Philips-Duphar 1963 und Dow Chemical 1964. 

Materialien zum 
chemischen Krieg in Vietnam 

Die Freundschaftsgesellschaft BRD-SR Vietnam und das Bremer 
Obersee-~Iuseum haben zum Thema chemischer Krieg und Wieder­
aufbau in Vietnam einige Materialien erstellt, die für Veranstaltun­
gen, Informationsstände oder andere Aktivitäten empfehlenswert 
sind. 
• Die SonderauIIStei lung "OkologiilChe Folgen eines Krieges - zum 
Beispiel Vietnam", die im Brem .. r Obersee·Museum vom Februar 
bis Mai 1983 mit großen Erfolg gezeigt wurde, kann nunmehr aus· 
geliehen werden zu einem Nettopreis von 4.000 DM pro 4 Wochen. 
Die AU$$tellung umfaßt 63 Tafeln, 9 Großfotos, Grafiken und ver­
schiedene Objekte, darunter Modelle von Tigerkäfigen und eines 
Wehrdorfes sowie Vitrinen mit Kunsthandwerk und Waffen. 
Eine kleinere Ausstel lung wird nichtinstitutionellen Gruppen ange­
boten (Preis VB). Außerdem steht eine Dia-Seric zum Originalauf­
bau zur Verfügung. 
Anfragen an: Obersee-Museum, Dr. Herbert Ganslmayr, Bahnhof­
platz 13, 2800 Bremen I. 
• Eine Fotoausstellung zum Giftkrieg der USA in Vietnam, die 8 
schwarz-weiß Bilder im DIN-A4-fonnat umfaßt, kann bei der 
Freundschafugesellschaft BRD-SRV bezogen werden. Preis 8 DM. 
Sie hält ferner eine Dia-Vortragsre ihe "Chemischer Krieg - Viet­
nam - Friedensbewegung" Jawie den Vietnam·Kurie r Nr. 2/1 983 
(Verkaufspreis 2 DM, Umfang 20 S.), der die Langzeitwirkungen 
des chemischen Krieges bilanziert, be~it. 
Wer Materialien anfordern, Veranstaltungen zum Thema Vietnam 
organisie~n oder Refeunten besorgen will, wende sleh an: Freund­
schafugesellschaft BRD·SR Vietnam, Duisburgerstr. 46, 4000 
Düsseldorf 30. 
• Welche Folgen die chemische KriegfUhrung zeitigte und vor 
welche fast unlösbaren Probleme ihre Bewältigung Vietnam heute 
stellI, macht ein neuer Film auf erschütternde Weise deutl ich : 
Das späte Erbe. Dokumrntarfilm . 16 mm, Farbe, Vietnam 1983, 
Magnetton, deutsch übenprochen, 20 Minuten, Leihgebühr 50 DM. 
D<::r Film ist auch als Videokas§cue (VHS) ausleihbar. 
Filmdienst Vietnam, clo Prof. G. Giesenfeld, Frankfurter Str. !)!), 

3550 Marburg, Tel. 06421 - 12170 



Der Wlder:;pruch l.,,"l.chen den weh,,"e'len Aufwendungen rur 
Rustung und dem Ausmaß des Hungers '" der Drillen Welt iSI 
offenkundig. Auf mehr ab I Mrd schätzt man die Zahl der Fehl· 
em;.hrten in der Drillen Weh. auf 500 Mio die Zahl der akut Hun· 
gernden. Eigentlich sollte man meinen, es sei eine Frage des "gesun· 
den Menschenverstandes", durch Umschichtungsmaßnahmen 
Finanzmittel aus dem Rüstungsbereich abzuziehen und die Millel 
für den Ent,,"icklungsprozeß .ptirbar aufZUU<x:kcn. Das Gegenteil 
aber ist der Fall; Während die Rüstungsausgaben weltweit eine uno 
gebrochene Steigerung aufweisen, deutet die Tenden1. bei der 
international .. n Entwicklungshilfe ~it Anfang der 80cr J ahre in die 
umgekehrte Richtung. 
Allein das llochriistungsprogramm der Reagan'Administration ist 
geeignet, eine neue Runde des Weuriiuens in Gang zu selzen und 
auf diese Weise Mittel zu binden, die für Enm'icklungsaufgaben in 
der Dritten Welt dringend gebraucht würden. Dieses umfangreich"e 
Aufriiuungsprogramm, das die Menschheit je in Friedenszeiten ge· 
sehen hat, sieln eine j;'hrlich .. Steigerungsrate d .. r US·~tilitarausga· 
ben \'on 8,. zwisch .. n 1983 und 1987 \'or. In di .. s..m Zeitraum 
wolkn die USA insgesamt 1,6 Bio Dollar für RüSlungszwecke aus· 
geben. Mit 356 Mrd Dollar t;'gen die Rimungsausgab .. n de r USA 
dann im Jahre 1987 um 2720/0 über den .. n des J ahres 1977. 

Welt milil ärausgabe n Seil 1945: über 6 Bio Dollar 

Dabei hatten die Weltmihütrausgaben bereil$ 1982 schät1.ungsweise 
650 Mrd Dollar erreicht - mehr ab 1,7 Mrd am Tag, H Mio in der 
Stunde und I Mio in der Minute. Die direkten Kosten des Wellrii· 
sten, seit dem 2. Weltkrieg uberstiegen die astronomische Summe 
von 6 Bio Dollar - etwa so viel wie das BrulloSo1.ialprodukt der 
g-~nzen Welt im Jahre 1975. Nach Angaben der UNO waren die 
weltweiten Militärausgaben im Jahre 1980 etwa genau so hoch wie 
das Brunoinlandprodukt von Afrika und Lateinamcrika zusammen· 
genommen. 
Eine Expertenkommission d~r Ver~inten Nationen hat zur 2. UN° 
Sondervoll"crsammlung über Abriistung im Jahre 1982 die vielfalti· 
gen Zusammenhänge zwischen Rüstung und Unterentwicklung 
bzw. zwi~hen Abriistung und Entwicklung näher untersucht. Sie 
I~gte ~or allem Zahlen und Berechnungen zum gegenwärtigen ReS'­
sou\"C~ri"~rbnuch fur militärische Zwecke und zu den wiruchaft· 
lichen und sozialen Folgen des Wenriistens vor. Und sie zeigte 
Möglichkeiten für AbMtull8"maßnahmen und zur Umverteilung 
der bislang militärisch genutzten Ressourcen auf. 
Die im folgenden aufgelisteten Ergebnis~e illustrieren die einmalige 
Chance, die in einer N~u"erteilung der AU$gaben in diesem Bereich 
I;'ge: 

• Etwa 6,. der weltweit produzierten Güter und Dienstleistungen 
gehen in den Militärbereich. 
• Ungefahr 50 Mio Menschen arbe,ten im Rüstungssektor: 25 Mio 
als Soldaten, 10 Mio in paramilitärischen Einheiten, 4 Mio als Zivil· 
angestellte, 500.000 als Wissenschaftler und Ingenieure; weitere 4·6 
Mio arbeiten direkt in der Rustungsproduktion, nochmals 3·6 Mio 
sind indirekt von der Rüstungsproduktion abhängig. 
• Historische und aktuelle Analysen zeigcn, daß durch alternative 
Produktion per Saldo nicht weniger, sondern mehr Arbeitsplätze 
geschaffen würdcn. 
• Jeder fünfte in Forschung und Entwi .. klung (F&E) Tätige arbei· 
tet rur die Rüstung. Ein Viertel der weltweit aufgewendeten F&E· 
Mittel floß 1980 in den Rustungssektor. 
• Ein Rilstungsprodukt erfordert durchschnittlich 20mal mehr 
F&E·Mittcl als ein ziviles Produkt. 
• Schon ein Bruchteil dieser Finanzmittel wurde ausreichen, um 
dringend notwendigc Veränderungen in der Rohstoffgewinnung 
und ·\'erarbeitung herbeizufuhren, neue Entwicklungskonzepte zu 
\'erwirklichen und die Grundbedijrfni~se der Men!i(hen in der Dril· 
ten Welt besser zu befriedigen. 
• In den Entwicklungsländern selbst wurden z.B. im Jahre 1980 
73 ~Ird Dollar rur Rüstung aufgewendet. Abriistungsschriue würden 
die heute bestehenden finanziellen Schranken bei der Realisierung 
von Enlwicklungsplänen erheblich senken. Militärpersonal und Be· 
schäftigte in der Rilst",""'oroduktion könnten l.U einem Reservoir 
rur die Lösung ziviler E, khmg$aufgaben werden. 
• Bei kontinu ierlicher BeIbehaltung des heutigen Rüslungstempos 
kommt es bis zum Jahr 2000 zu einer weltweiten Verringerung des 
Kapitalstock< .. m 12%, zu einem Rückgang des Handels um 4% und 
zu einer Abnahme industrieller Arbeitsplätze von rund II Mio 
allein in den ärmsten Regionen Asiens, Afrika.! und Lateinamerikas. 

• Würden die Militärausgaben in den 80cr Jahren um 25'" (in den 
USA und der Sowjetunion um 221'0), in den 90er Jahren um wei· 
tere 15" (in den USA und der Sowjetunion um" weitere 220/0) ge· 
kürzt, könnte sich der Pro·Kopf·Verbrauch in Asien um 47%. in 

Wettrüsten und 
Lateinamerika um 21 % und in den Dürregcbieten Afrikas sogar um 
166% crhÖhen. 
• Um die in den Plätlen der UNO vorgesehenen 25%-Anteil der 
Entwicklungsländer an der Weltindustricproduktion bis zum Jahr 
2000 zu erreichen, sind Investitionen in Höhe von 400·500 Mrd 
Dollar erforderlich - weniger also als die gcgenwärtigen jährlichen 
Wel tmilitarausgaben. 
• Der Verbrauch zahlreicher Rohstoffe für militärische Zwecke ist 
gröSer als der Verbrauch Asieru, Afrikas und Lateinamerikas zu· 
sammengenommen. 
• Würde der Plan zur StatiOnierung von 200 MX·Interkontinental· 
raketen in den USA verwirklicht werden, so müßten dafUr etwa 
10.000 I Aluminium, 2.500 t Chrom, 150 t T itan, 24 t Beriltium, 
890.000 t Stahl und 2,4 Mio t Zement bereitgestellt werden. 
• Die Verschuldung der Entwicklungsliinder i5tteils auf Waffenim· 
porte zuriickzuführen. 1967·76 hatten nur 23 von 7 1 Entwick' 
lungsländern, die Waffen importieren, eine p0!5itive Handelsbilanz. 
• Satellilentechnologien, die heute weitgehend rur militärische 
Zwecke eingclClzt werden, könnten rür die geologische und geo-­
physikalische Erforschung neuer Energiequellen eingesetzt wnden. 
• Das beim ~I ilitär vorhandene Wissen über den möglichen Einsau 
biologischer Waffen ist potentiell von groSer Bedeutung rur die 
Verbesserung des Gesundheitswesens in EntwicklulIßSländern. 
Ein besonders alarmierendes Problem des allgemeinen WettTÜHens 
ist das Wachstum der Militärausgaben auch in den Entwicklungslän· 
dern. 
Bis 1981 waren die Rüstungsausgaben der Entwicklungsländer auf 
81,5 Mrd Dollar angewachsen und hatten sich damit etwa yerLwei· 
einhalbfachi. Ihr Anteil an den weltweiten Militärausgaben betrug 
Anfang der 80er Jahre fast 16% (gegenüber n<X:h 7,9" im J ahre 
1972). 
Die Ursache fur diese Tendenz ist vor anem in dem stark c:<pandie· 
renden internationalen Waffenhandel zu suchen, der 1980 nahezu 
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Entwicklungsländer 
26 Mrd Dollar, nach anderen Schätzungen bis zu 45 Mrd Dollar, 
erreichte. Nach Angaben des Stockholmcr Fricdcnsforschungsinst;· 
luts SIPRI bniffcrt sich der im weltweiten Waffcnhandd zwischen 
1978 und 1982 erreichte Umsatz auf 74,2 Mrd Dollar - 70% mehr 
als in den flinf davorlicgcndcn J ahren. Seit 1970 hat sich der Han­
de! mit Waffen mehr als vcrf"unffacht. 

Die von SIPRI auf du Basis von US-Gchcimdienstqucllcn cnnittd· 
te Rangfolge der internationalen Waffenexportländer nimmt sich 
für den Zeitraum 1978·82 so aU!;: USA 36,4%, UdSSR, 34,3%, 
Frankreich 9,7%, Großbritannien 3,9%, Italien 3,5% und BRD 
2,6%. 
Während der 70er Jahre gingen etwa 75% aller weltweit getätigten 
Waffen<::<porte in die Entwicklungsländer. 1980 importierte die 
Dritte Welt Waffen im Wert von 19,5 Mrd Dollar - das ist zweimal 
mehr als im gleichen Jahr von den Ländern mit niedrigstem Ein­
kommen für den Import von Getreide aufgewendet wurde. 
Eindeutiger Schwerpunkt des internationaLen Waffenhandels war 
Ende der 70cr Jahre der Nahe und Mittlere Osten, der allein 39,4% 
der transferierten Waffen auf sich vereinigte. Danach folgten Euro-­
pa mit 25,3%, Afrika mit 16,6%, OstaSien mit 6,4%, Lateinamerika 
mit 5,8% und Südasien mit 4,2%. 

Die Folgen dieser Waffenimporte rur die betreffenden Länder sind 
beträchtlich. So wurde errechnet, daß für jeden Dollar, der in uno 
terentwickelten Ländern rur Waffen ausgegeben wird, 25 Cents 
weniger in heimische Investitionen gehen. Waffenimporte waren 
1978 rur fast 50% aUe. Zahlungsbilanzddizite der Dritten Welt 
verantwortlich. 5,9% des Bruttosozialprodukts, die in den Entwick· 
lungsländern für Militärausgaben aufgewendet wurden, standen 1% 
fUr die öffentliche Gesundheitsversorgung und 2,8% rur Bildungs· 
zwecke gegenüber. Die durchschnittlichen Militärausgaben in den 
ärmsten Ländern sind nahezu genauso hoch wie ihre gesamten In· 
vestitionen in der Landwirtschaft. 

Diese negativen wirtschaftlich·sozialen Folgen der Militarisierung 
der Dritten Welt können auch nicht dadurch abgefangen werden, 
daß immer mehr Entwicklungsländer zum Aufbau einer heimischen 
Riistungsindustrie ubergehen. Insgesamt verfügten zu Beginn der 
80e. J ahre bereiu 32 Entwicklungsländer über Rüstungsproduk­
tionskapazitäten oder hatten den Aufbau solcher in Angriff genom­
men. Die meisten dieser Produktionspotentiale konnten nur auf der 
Basis von Technologieimporten (als Lizenzproduktion) aufgenom­
men werden. Als die größten Lizenzgeber traten die USA, Frank· 
reich, Großbritannien und die Bundesrepublik hervor. 

Die Entwicklungsländer mit den umfangreichsten und vielfältig!!en 
Rüstungsproctuktionsprograrnmen waren Anfang der 80er Jahre mit 
weltem Abstand Israel, Indien, Brasilien und Jugoslawien, gefolgt 
von Südafrika, Argentinien, Taiwan und Süd korea. Gegenwärtig 
noch relativ kleine militärische Produktionskapazitäten besitzen die 
Philippinen, die Türkei, Indonesien, Ägypten, Pakistan und Singa· 
pur, wobei allerdings in aUen diesen zuletzt genannten Ländern 
weitreichende Produktionsausweitungen rur die nächsten Jahre ge· 
plant sind. Verschiedene Länder der Drinen Welt, vor allem hrael 
und Brasilien, konnten in der Vergangenheit bereits auch betracht· 
liehe Erfolge beim Rü.tungsexport er<:icJen. 

Der Aufbau einer heimischen Rüstungsindustrie vernngert aller· 
dings nicht notwendigerweise die Nachfrage nach Rüstungs­
importen. Im Gegenteil: Die großen waffenproduziercnden Ent­
wicklungsländer gehören auch zur Gruppe der größten Rüstungs· 
importeure. Hinzu kommt, daß die Importabhängigkeit der betref· 
fenden Länder wegen der hohen Zuliefer!eistungen im Rustungsbe­
reich in aller Regel verschärft wird. Eine kur<:- oder mittelfristige 
Beseitigung der Abhängigkeit in der Rüstungsproduktion, so lautet 
das Urteil international anerkannter Experten, ist unwahrschein­
lich. Das Zid der Eigenversorgung im Rüstungsbereich bleibt auf 
absehbare Zeit eine Illusion. 

(Quellenhinweis! Die statistischen Angaben dieser Faktenübersicht 
wurden zum großen Teil den beiden Publikationen entnommen: H. 
Wulf (Hrsg.), Aufriistung und Unterentwicklung. Au! den Berichten 
der Vereinten Nationen, Reinbek 1983; F. Ca.stro, The World Eco­
nomic and Social Crisis, Havanna 1983) 

8 .. ,,11<", RUSlu"p"'p''',,,,nl>8e' ...... "Ibra." _ Kakele" 
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"'---;r HOCHGERUSTfT 
IN DIE 
ROTEN ZAHLEN 

illl 

in Milliarden Dollar 

Michael T. Klare 

Reagans weltweites 
Superrüstungs-Programm 

In einer Gesamtübersicht wird deutlich, daß es sich bei der 
Militärpolitik Reagans um eine totale Umorientierung han­
ddt. Während unter seinen drei Vorgängern im Amt die 
Bindung zur NATO Vorrang hatte gegenüber dem militäri­
schen Engagement in Konflikten der Dritten Welt, hat Rea­
gan dieses Verhältnis umgekehrt, um die Rolle der USA als 
"Weltgendarm" stärker hervorzuheben als ihr Engagement 
in Europa. 1 

Die Ende Juli d.]. angekündigten Manöver in ~Iittelamerika 
stellen die größte ;\Iachtdemonstration in der Region seit 
der Kuba-R aketenkrise im Jahr 1962 dar. Diese unter der 
Bezeichnung "Big Pine 11" bekannte Operation umfaßt . ' 101 -
tenmanöver mit Kampfeinheiten an der atlantischen und 
pazifischen Küste Mittelamerikas sowie i\lanöver an Land, 
an welchen über 5.000 Infanteristen des Heeres und der 
Marine in Honduras teilnehmen. 

Das erklärte Ziel dieser Ubung ist es, die Verbündeten der 
USA in der Region von der Ernsthaftigkeit des US.E ngage. 
ments zu überzeugen. Aber in Wirklichkeit besteht das 
Hauptziel darin. die Guerilleros EI Salvadors zu isolieren 
und das sandinist ische Regime von Nikaragua einzuschÜch· 
um. ( ... ) 
Während die "Big.l'ine'··;"lanöver in Mittelamerika fortge. 
setzt wurden, drohte Reagan mit der Politik der Stärke in 
Afrika. ( .. . ) Obwohl Präsident Reagan bis jetzt die Möglich. 
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keit einer direkten militärischen Intervention der USA im 
Tschad.Konnikt 2 ausgeschlossen hat, läßt die schnelle Kon· 
zentrierung amerikanischer Kräfte in der Region (Nord· 
afrika bis hin zum Libanon:d. Red.) vermuten, daß er diese 
Hypothese jedoch in Betracht zieht. Die US.Regierung hat 
im Übrigen das I'rinzip einer solchen Intervention (Zielpunk. 
te: Libyen, Libanon . Golfregion, Nikaragua u .. a.:d. Red.) im 
Dokument "defence guidance" (dem sog. Leitlinien·Doku­
ment; d. Red.)3 , das die großen Linien der amerikanischen 
Militärpolitik für die Jahre 1984·88 festlegt, und das VOll 
Verteidigungsminister Caspar Weinberger im i\lärL dJ. ge· 
billigt wurde, anerkanllt. ( ... ) 

Größerer Rüstungssch ub als im Vietnamkrieg 

Für einige US·amerikanische Politiker beweisen die Aktio· 
nen in Minelamerika und in Afrika, daß das" Vietnam· 
Syndrom" (Gruppe von Krankheitszeichen; d. Red.), das 
seit 1972 die Ausübung der US-Militärmacht lähmte. nun· 
mehr glücklicherweise überwunden ist. In den Augen zahl· 
reicher Amerikaner sind sie jedoch in der Hauptsache eine 
Rückkehr zur IntervemiollSpolitik, die dazu fUhrte. daß die 
USA in den Vietnamkrieg verwickelt wurden. 
Der ehemalige Chefredakteur der New York Times.john B. 



Cakes, z.B. warnte Anfang August d.J. im Zusammenhang 
mit den Manövern in , .... Iittelamerika: .,Wenn der Kongreß 
ihn (Reagan) nicht :wnickhält, riskiert er, die USA in den 
unerwünschtesten, sinnlosesten und überflüssigsten Krieg 
mit den geringsten 5iegeschancen in ihrer Geschichte zu 
stürzen.·'4 
"Es handelt sich nicht um ein I-Jahres-Programm ruf Frei· 
zeitsoldaten", hatte Verteidigungsminister Weinberger er· 
klärt, als er für die Verstärkung der amerikanischen Militär· 
macht 1,6 Bio Dollar forderte, "sondern um ein sehr lang­
fristiges Unumehmen". 

Zweieinhalb Jahre später kann man die Genauigkeit der 
Planung Weinbergers feststellen: Die Regierung Reagan hat 
in der Tat die ehrgeizigste und systematischste EntwiCklung 
des amerikanischen Militärpotentials seit dem Ende des 
2. Weltkrieges in Angriff genommen. 
Trotz der schwersten Krise seit einem halben Jahrhundert 
wurdell die Rüstungsausgaben um 57% erhöht. Sie stiegen 
von 133 Mrd Dollar im jahr 1980 auf 209 1\lrd Dollar im 
jahr 1983, während die Produktion einer ganzen Serie von 
Raketenwaffen, Flug'Leugen und Kriegsschiffen genehmigt 
wurde. 
Die Erhöhung des Militärhaushalts und die ehrgeizigen An­
strengungen zur Modemisierung der atomaren Waffen sind 
die herausragendsten Aspekte im Programm Reagans. 50 
wurden die Rüstungskosten 1981 um 23 Mrd Dollar, dann 
1982 um 27 Mrd und 1983 um 26 Mrd Dollar erhöht. Eine 
weitere Erhöhung um 30 Mrd Dollar plant die Regierung rur 
den Haushalt 1984. 
Obwohl der Kongreß diesen Erhöhungen 1981 und 1982 
zustimmte, haben die Führer der beiden Parteien (regierende 
Republikanische und oppositionelle Demokratische Panei; 
d. Red.) Reagan und Weinberger aufgefordert, die Ausgaben 
rur das Pentagon zu mäßigen, nachdem die Verschuldung die 
Grenze von 200 Mrd Dollar überschritten hat. ( ... ) 
Diesbezügliche Warnungen zeitigten jedoch kaum Wirkung 
auf die Regierung. Nachdem er einem Stopp der Solderhö­
hung in der Armee zugestimmt hatte, versicherte Wc:inber­
ger: "Es war ganz einfach unmöglich, die Ausgaben rur das 
Militär noch weiter zu sen ken, ohne die Sicherheil der USA 
zu gefahrden." 
Es scheint momentan. daß der Kongreß den Pentagon-Haus­
halt für 1984 nicht um 10%, wie es Präsident Reagan gefor­
dert hat, sondern um real 6-7% erhöhen wird. Trotz dieser 
Verlangsamung hai Weinberger bereits seine Absicht verkün­
det, für 1985 und für die folgenden Jahre weitere ebenso 
umfangreiche Erhöhungen zu fordern. 

3 Pfeiler der atomaren Oberlegenheit 

Den glc:ichen Geist der Entschlossenheit ;.:eigf die Regierung 
Reagan auf dem Gebiet der atomaren Rüstung. Bei seinem 
Amtsantritt 1981 hat der Präsident ein 222-Mrd-Dollar­
Programm gebilligt, das, verteilt auf 6 jahre, die amerikani­
sche atomare "Überlegenheit" wiederherstellen soll. 
Der Plan sieht ebenfalls vor, die drei Pfeiler der atomaren 
"Triade" gleichzeitig zu modernisieren: die Interkontinen· 
talraketen (ICB~ I ), die U-Boot-gestützten ballistischen Rake­
ten (SLBM) und die strategischen Bomber - und mehrere 
tausend Luft-Boden-, Meer-Boden- und Boden-Boden-Rake· 
ten zu erwerben sowie das strategische System der ,,3 C" 
(Kommando, Kontrolle und Kommunikation ) zu verbes· 
sern. 
Seit Präsident j. F. Kennedy (1960·63; d. Red.) beabsichtig­
te keine amerikanische Regierung mehr den Erwerb so vieler 
atomarer Systeme gleichzeitig. Es ist außerdem das erste 
Mal, daß Programme dieser Art im Kongreß zu so heftigen 
Auseinandersetzungen fUhren. 

Die umstrittenste Entscheidung ist selbstverständlich die 
Herstellung eines ICBl\1 mit Mehrfachsprengkopf, die 
MX· Rakete. Nachdem der Kongreß sich geweigert halle, die 
Mittel für den Erwerb d~r MX Ende 1982 zu bewilligen, 
wurde einer begrenzten Produktion der Riesenrakete zuge­
stimmt in der Hoffnung, daß diese Geste die Regierung zu 
Fortschritten bei den START-Verhandlungen in Genf bewe­
gen könnte. (Anläßlich des Luftzwischenfalls über Sachalin 
vom September d.]. stimmte der Kongreß dem MX·Pro­
gramm zu; d. Red.) 

Es ist wahrscheinlich, daß auch andere im Programm vorge­
sehene Waffen weiterhin auf den Widerstand der Opposition 
im Kongreß stoßen werden. So geht es z.B. dem von Rock­
weil International hergestellten BI B-Bomber, der im Haus­
halt 1981 vorgesehen war. dessen Zukunft jedoch aufgrund 
seiner enorm hohen Kosten ungewiß ist. Bei einm Preis von 
563 Mio Dollar pro Stück ist es das bei weitem teuerste 
Flugzeug. das jemals hergestellt wurde. 
Derart maßlose Ausgaben sind schwierig zu rechtfertigen, 
wenn selbst seine eifrigsten Verteidiger üherc:instimmend zu­
geben, daß der BI B in den 90eT J ahren wahrscheinlich nicht 
mehr in der Lage sein wird, die sowjetische Luftabwehr zu 
überwinden. 
Auf noch größere Hindemisse stößt das Atomprogramm 
Reagans jedoch aufgrund der strategischen Ziele, die damit 
verfolgt werden. Es wird auf die ,.reine Abschreckung" ver­
zichtet, die das Ziel der früheren Strategien war. Die Regie­
rung preist ausdrücklich den Erwerb eines Militärpotentials, 
das es den USA erlaubt, einen "längeren" Atomkrieg zu 
"gewinnen" 
Im Leitlinien-Dokument. das vom Pentagon rur die Jahre 
1984-88 erarbeitet und breit in der amerikanischen Presse 
zitiert wurde, verkündet Weinberger, daß die amerikanischen 
strategischen Streitkräfte im Falle eines atomaren Konflik­
tes "gewinnen und in der Lage sein müssen, die Sowjetunion 
zu zwingen, so schnell wie möglich ein Ende der Kampf· 
handlungen herbeizufUhren, zu Bedingungen, die günstig 
sind für die USA". 

Weltall-Waffen, RDF, Green Hercts ... 

Mit der Begründung, daß "die Leitsysteme unserer strate­
gischen Waffen" nicht nur mhig sein müssen, einen atoma­
ren Angriff unbeschadet zu überstehen, sondern auch im 
Falle eines längeren atomaren Konflikts "in der Lage sein 
müssen, ihre wesentlichen Aufgaben zu erftillen", forderte 
Weinberger 6,9 Mrd Dollar Haushaltsminel rur die Jahre 
1982·85, rur die "Verstärkung" der Widerstandsf.ihigkeit 
der ,,3 C" gegen einen Atomangriff. 
Gerade zu diesem Zweck sieht die Regierung auch vor, im 
Weltall Laser-"Kamprposten" einzurichte n und eine neue 
Generation von Raketenabwehrwaffen zu entwickdn. In sei­
ner sog. ,.Krieg der Sterne"·Rede vom 24. März d.]. hat 
Reagan dieses Projekt zum ersten Mal vorgestellt. 
Zwei andere wichtige Aspekte dieses Programms fanden bis­
her weniger Beachtung: die Entwicklung neuer konventio­
neller Waffen und die J\'lodernisierung der Doktrin der 
amerikanischen Armee. Diese beiden Aspekte werden je­
doch zweifelsohne einen mindestens ebenso großen Einfluß 
auf die Verteidigungspolitik der nächstenjahre haben. 
In der Tal sind die Programme für nichtatomare Waffen die 
Hauptnutznießer der von Reagan beschlossenen Haushaltser­
hähungen. 1984 z.B. sind für die Programme rur strategische 
Waffen 28 Mrd Dollar vorgc:sehen, d.h. ca. 10% der vom 
Kongreß rur das Pentagon freigegebenen Haushaltsmittel. 
Uie verbleibenden 274 Mrd Dollar sind rur die "vielseitigen" 
Streitkräfte (genannt "General Purpose Forces") der ameri­
kanischen Armee eingeplant: Heer, Marineinfanterie, Flone 
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und taktisches Kommando der Luftwaffe (TAC). 
Bis jetzt erhielten die Schnelle Eingreif truppe (RDF) und 
die ~Iarine einen Hauptanteil dieser ~littel. 1980 von der 
Regierung Carler gegriindet. war die RDF ursprünglich eine 
eher magere mobile Infanterietruppe mit ca. 200.000 Solda­
ten. Heute wird sie jedoch mil schweren Waffen ausgerii· 
stetS und über 400.000 ~ I ann verfUgen. Seit ihrer Gründung 
wurden neue Basen in Somalia. Kenia, Ägypten und im Sul­
tanat Oman erworben. Für den Nahen Osten wurde ein 
neuer BefehlsposteIl. das Zentrale Kommando (CEi\'TCOM), 
geschaffen. 
Zugleich hat die US-Regierung, bezugnehmend auf andere 
Kriegsschauplätze (insbesondere Mine\amerika), zum ersten 
Mal seit Ende des Vietllamkrieges beschlossen. die amerika· 
nischen Spezialstreitkräfte "Green Berets" auszubauen. 
Parallel zu dieser Anstrengung beschloß Washington eine 
massive Verstärkung der Kriegsmarine, die im Lauft der 
nächsttn 10 J ahre drei ntue Kampfcinheiten erhalten 
soll. ( ... ) 
In der ersten Reihe der sich vollziehenden technischen 
Rcvolution erscheint eine neue Generation supermoderner 
Waffen, d ie "ET" genannt werden, d.h. Waffen mit neuer 
Technik (emergi ng technologies). Eines der wichtigsten 
Ziele, die das r'entagon mit dem ET-Programm verfolgt, ist 
di!.' Lntwicklung \'on Waffen. die zum Angriff gtgen Streit­
kräfte und bnrichlUngen dcs Fe indes t ief im Landesinneren 
der Liinda des Warschauer Paktes geeignet sind_ Im ange­
nommenen falle einer sowjetischen Aggression gegen West­
europa könnten diese Waffen .,mr weitreichende Angriffe" 
im I'rin.dp die sowjetischen Streitkräfte im lll'eiten und drit­
ten Glied neutralisien:n. während die NATO-Truppen an der 
Front die .-\ngreifer über"ältigen_ ( ... ) 

Die Verteidiger der neuen ET.Systemc behaupten. daß diese 
es den Streitkräften der NATO ermöglichen. einem konven­
tionellen Angriff des Warschauer I'akles zu widerstehen, 
ohne lumindest zu Beginn taktische Atomwaffen einzuset­
zen. 
Um dieses Licl zu erreichen, müßten die neuen weit reichen-
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den Angriffswaffen jedoch eine ZerstörungSkapazität er­
reichen, die der der taktischen Atomwaffen vergleichbar ist. 
So beträgt der sichere Zerstörungsradius der in Entwicklung 
befindlichen "Angriffsbrecher"- Rakete ca. 400 m, was in 
etwa vergleichbar ist mit e iner Neut ronenbombe von einer 
Kilotonne. Die Gegner dieser kom'entionellen Waffen spra­
chen in diesem Zusammenhang von "quasi-atomaren" Waf­
fen und sie erklären, daß die S<::hwelle zwischen konventio­
nellen und atomaren Waffen dadurch verschwindet.6 

... und eine neue Kampfdoktrin 

Man kann sich darüber wundern, daß das amerikanische 
Heer sich an der Spi tze dieser doktrinären Umwälzung be­
findet, wenn man weiß, daß es traditionell die konservativ· 
ste der vier Waffengattungen ist. Zum e rsten Mal seit J ahr­
zehnten hat das Heer in der Tat letzten Sommer eine abso­
lut neue Kampfdoktrin angenommen, die unter dem Namen 
"A ir-Land.Battle-Konzept"7 bekannt ist. 
Diese neue Doktrin (siehe auch nachstehenden Beitrag von 
W. Brönner: d. Red.) empfiehlt den amerikanischen Trup­
pen, dem Vormarsch der feindlichen Streitkräfte durch kon­
zentriertes Feuer zu begegnen und gleichzei tig die Truppen 
im Hinterland anzugrei fen. 
Auch wenn eine große Anzahl amerika ni scher Politiker diese 
Anstrengungen mr e ine industrielle Erneuerung begrüßt ha­
ben, gab es jedoch auch Stimmen , d ie an einigen Aspekten 
der "Air Land"-Strategie Anstoß nahmen. Einige Parlamen­
tarier zeigten sich insbesondere besorgt über die BedeulUng, 
die den offensiven Angriffen mit "gemischten" Waffen­
systemen ("dual capable") gegeben wird, die sowohl mit 
konventionellen als auch mit atomaren Sprengköpfe n be­
stückt werden können. 
Das grundlegende Dokument, das die "Air Land Battle"­
Strategie erklärt, spricht sich eindeutig ruf sokhe Angriffe 
aus. "Die Systeme, die entworfen wurden, um fe indliche 
St urm angriffstruppen zu besiegen (und) die nachrückenden 
Verstärkungskräfte zu zers treuen", heißt es in dem Text, 
"müssen in der Lage sein, konventionelle und/oder atomare 
Waffen in jedem Stadium des Kampfes (und) in der ganzen 
Tiefe des Kampffeldes einzusetzen." 
Wie einige Kritiker bemerken, könnte d iese Doktrin sich 
ausdrucken in atomaren Angriffen auf lebensnotwendige 
sowjetische EinrichlUngen in Osteuropa und so die Vor· 
warnsysteme und die ,,3 C" (Kommunikations- und Kom­
mandozent ralen; d. Red.) der UdSS R bedrohen_ 
Als Ganzes betrachtet stellen alle d iese Aspekte eine Umwäl­
zung ohne Beispiel des Militärpotentials und der Verteidi­
gungspolitik der USA dar. Man versucht. alle diese I'ro­
gram me als Antwort auf das Streben der Sowjets nach über­
legenheit darwstellen. Es scheint jedoch eher, daß sie den 
autonomen Willen der USA ausdrücken, ihre militärische 
Vorherrschaft in der Welt beizubehalten und zu verstärken_ 
Die Bedeutung, die den seegestützten Kampf truppen und 
der Schnellen Eingreif truppe - Interventionsmittel, die bei 
weitem den augenblicklichen oder geplanten Kapazitä ten 
der UdSSR überlegen sind - beigemessen wird, enthüllt die­
sen Aspekt in besonderem Maße. 

Anmerkungen: 
I) Siehe: M.T. Klau, Une strategie de dHense globale pour 

l'Ameriquc forte, in: I..c Monde Diplomatique (LMD), Paris, Sep­
tember 1981 

2) Siehe: AlB 10/1983, S. 14-21; d. Red . 
3) Siehe: Ebenda,S.118;d. Red. 
4) New York Timcs (NYT), New York. 3.8. 1983 
!i) Siehe lUr Doppelrolle der RDF die Studie von Ch. Paine in: AlB 

7-8/ 1983, S. 9-1!i; d. Red. 
6) Zu dcn quasi-atomaren Waffen siehe: LMD, April 1982 
7) Siehc: u.m; Februar 1983 
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Zu Weihnachten: 

Verschenken Sie 
ein AlB-Abo 

Wir sind sicher, daß nur we­
nige Ihrer Freunde und Ver· 
wandten das AlB so verbis­
sen sehen wie dieser Herr. 
Deshalb - und weil auch 
sie wissen sollten, was los 
ist in der Welt - schenken 
Sie ihnen diesmal das AlB 

als Jahresabonnement zu Weihnachten (oder 
zu einem anderen Anlaß)! Bei den so Beschenk· 
ten werden Sie dann ein Jahr lang in guter Erin· 
nerung bleiben. 
Was Sie dafür tun müssen? Einfach diese Post· 
karte ausfüllen, und die von Ihnen genannte 
Person erhält von uns rechtzeitig zu den Festta~ 
gen eine Nachricht, daß sie das nächste Jahr 
auf Ihre Kosten in den GenuB unserer Zeit· 
schrift kommt. Für DM 25,-. 
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T'olkszeitung 
die tat 

Diskutieren, 
informiert sein. 
Jede Woche neu. 

75 Prozent aller Bürger sind 
gegen die neuen Atomraketen. 
Für sie machen wir die " Deutsche 
Volkszeitung/die tat". Mit Argu­
menten , Analysen, aktuellen In­
formationen aus allen gesell­
schaftlichen Bereichen, Politik, 
Kultur, Wissenschaft. 

"Traditionelle Linke" ist bei 
uns kein Schimpfwort. Die neue 
Wochenzeitung fördert das Eini­
gende, ist unduldsam gegen alles 
Inhumane und gegenüber dem 
Antikommunismus, beharrlich 
im Bemühen um Diskussion und 
Verständigung. Die verschiede­
nen politischen Strömungen ha­
ben die Möglichkeit zu diskutie­
ren, sich kennenzulernen und ein­
ander ernst zu nehmen. 
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Anhänger ASK-Taube aus Silber, 
Stuc k 14,- DM 
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Deutsche Volkszeitung/ die tat 
Wir Iall1;cll niehl bei NI/i! m/. Kr/ex i\/ keill Nmlll"('reigllis, 
lIilfer keill ßelriebS/illjafl. Nie wieder Krieg. Nie H'h!der 
F(lsdli.\"II!/lS - G/"lIlIdkomf'IIS der dellloknuischell Kriijk. 
11111 gifl CS:::II I'eneitligell. 

I?edllsell/wickfullgen lIidll ltillllclll/ll.'II. Allf~'lellII [iil" deli 
F,.iedm. Solidarisch seill 

Oher die Bedmlllillgm de.\' Friedell.l. Und MögfichJ..f'iI/'ll. 
illII;::1I erreichell. Ober die 1I1{/.\,~(,lIllIIf!e Arbeil~·lo.\igk('il. 
VI/d Irie ,Ü" del/ Ein;:elncn ;:er,HÖrl. Übe/" die Alilpliillde­
nll/g der 1::,.(/('. VI/d die Fähigkeit tier Mellschel/, 11'('{III'('il 

deli HllI/ga:::'11 hesieW.'II. Ü/wr diC' dii.\/t'fel1 PCß/,eJ..,i\'('1/ 
da Jllgeml. Uml dit, Möglichkeit. eill Leben mil Sinl/ ::.// 
(',[iillell. 

Vnac!u'lI diI1Kfe.HlI/achell_ Oe/1/okrmische Gt'!WI/I/rtlll'Wel/ 
gellleil1mlll ell/lI'jekeln. !\o/Beqllell:,c/l :i('/I('I/. 
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Sie sollten diese Wochenzeitung 
kennenlernen. Mitteilung Ihrer An· 
schrift auf dieser Karte genügt r 

Bille senden Sie mir unverbindlich 
und kostenlos einige Ausgaben 
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Unser aktuelles Buchgeschenk 
Warum Bücher kaufen, wenn sie als Geschenk ins Haus kommen? 
Für AlB-Abonnenten halten wir jeweils aktuelle Buchtitel als Geschenk 
bereit. Bücher, die für Dritte-Welt.tnteressierte unentbehrlich sind. 
Unser Angebot wird alle zwei bis drei Monate aktualisiert. 
Jeder AlB-Leser kann in den Genuß unseres Buchgeschenks kommen, 
wenn er 
• das AlB bereits selbst abonniert hat, 
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EI Salvador 

Interview mit Comandante Maria Antonia 

Die FMLN 
schuf sich Vorteile (3) 

A18: Wie sIeht es mit der Einheit der }-"MLN? Sieht sie: 
mittlerweile so aus. daß die verschiedenen r-.litglicdsorgani­
salion<:n der !-'MLiX in der Regel in gemeinsamen Einheiten 
kämpfen oder agieren sie noch immer nach Milglic:dsorga­
nisationcn gel rennt? 
MARIA ANTQNIA: Einer der fortschritte: der fM LN be­
steht darin, daß die FMLN jetzt viel geschlossener und viel 
vereinter kämpf!. Dies ist insbcrondcrc ein Ergebnis bzw. 
Erfolg der Kampagne: "Comandante Ana Mafia - Wir ver· 
sprechen. daß wir siegen werden !", der im April d,]. c:röH· 
nelen Militärkampagnc:. 
Ein Beweis daftir ist. daß mehr ab 70% der Militäraktionen 
von den verschiedenen FMLN.-Organis3tionen in dieser bis 
Juni 1983 vorgetragenen Offensive gemeinsam durchgenihrt 
wurden. Ein anderer Beweis ist der. daß an allen diesen 
Aktionen die ßefreiungsstreitkräfte des Volkes (F AL, be· 
waffneter Arm der Kommunistischen Partei - PCS; d. Red.) 
teilgenommen haben. 
AlB: Trifft dies auch für Morazan oder Chalatenango zu, die 
als Bastionen der größten Organisationen Revolulionä~s 
Volksheer (ER!') bzw. der Volksbefreiungskräfte (FPL) gel· 
ten? 
MAR IA ANTONIA: Ja. Hir alle Regionen. 
AlB: Als auch Hir Chalatenango? 
MARIA ANTONJA: ja. Ein Beispiel daHir ist die Besetzung 
von Potonica und von San JOSt, die in Chalatenango liegen. 
Da.s waren gemeinsame militärische Aktionen von FPL· und 
FAL·Einheiten. 
Wir wollen aber damit nicht hervorkehren, daß die FAL und 
FPL diese Aktionen durchgeHihrt haben. Sondern wir be· 
tonen , es war eine gemeinsame Aktion der FM LN, an der 
sich auch die F AL beteiliJl:t hat. 
A lB: War die Erschießung des US-~'Iilitärberaters Alfred 
Schaufdberger im Mai d,). auch eine solche gemeinsame 
Aktion der FMLN? In den westlichen Medien wurde sie ab 
isolierte Aktion der }-' PL dargestellt ... 
MARIA ANTON IA: Nein. es gibt keine isolierten Aktionen. 
Gegenwärtig ist die Generalkommandantur der F~"LN (5 
Oberkommandierende, mit Salvador Guerra als l"achfolger 
des im April 1983 verstorbenen Salvador Cayetano Carpio; 
d. Red.) über alle diese militärischen Aktionen informiert. 
Und diese Aktionen sind Teil des militärischen Plans der 
FM LN. Es kann sein. daß eine dieser Aktionen \'On FPL-Ein­
heilen durchgeführt wurde, aber sie ist Bestandteil der ge­
meinsamen Aktionen. 
Es gibt innerhalb der }-'MLN verschiedene Organisationen, 
und um die Hinrichtung eines US·r-01ilitärberaters durehzu­
fUhren, ist es nicht nötig, daß zwei Mitglieder der f AL, zwei 
der FPL, zwei vom Nationalen Widerstand (RN) usw. mit· 
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gehen, damit man sagen kann, es sei eine gemeinsame Ak­
tion. 
DaHir braucht man keine große Kraftaufwendung, sondern 
das sind Operationen, die im allgemeinen von städtischen 
Spezialeinheiten durchgeHihrt werden, die mit einer kleine· 
ren, begrenzten Zahl von Mitgliedern arbeiten. 
AlB: Spricht die Fl\ILN dabei von einer Stadtguerilla oder 
von städtischen Milizen? 
MAR IA ANTONIA: Das sind Spezialeinheiten innerhalb des 
Guerillaheeres, die Aktionen innerhalb der Stadt aUJfUh~n. 
AlB: DM müssen auch, um ein Beispiel zu nehmen, in San 
Salvador nicht unbedingt Truppen sein, die vom kontrollier· 
ten Gebiet um Guazapa kommen? 
MARIA ANTONIA: Nein. Es gibt eigenständige Stadt- und 
Stadtteilgruppen in San Salvador, der Hauptstadt. Sie sind 
ebenfalls Teil der Truppen der FMLN und sie bilden die 
städtische Front. 
Die Truppen in Guazapa (siehe ausrlihrlich in: A IB·Sonder­
heft 2/ 1982, S. 49ff. und AlB 3/ 1983, S. 16) sind ein ande­
rer Truppentyp. deren Struktur der der städtischen Truppen 
nic.:ht unbedingt entspricht. 

Frauen als Cuerillas 

AlB: Wa.s fUr eine Einheit ist das Frauenbataillon "Silvia", 
dessen Leitung Sie angehören? 
MARIA ANTONIA: Die Einheiten "Silvia" sind den \"er· 
schiedenen Fronten der FMLN im Land zugeordnet. Sie 
sind in die lokalen Militäreinheiten integriert und auch in 
die mobilen Truppen der t' r-oILN. 
AlB: DM hdßt, sie kämpfen praktisch in allen Landestei· 
len? 
MARIA AN rONIA: ja, natürlich. Die bedeutendsten Aktio­
nen haben die Einheiten "Silvia" in den Bergen von Guan­
pa durchgdUhrt (rund 25 km nördlich von San Salvadorj d. 
Red.), wo sie eine überaus wichtige Rolle bei der Verteidi­
gung der Region und beim Angriff auf gegnerische Posten 
gespielt haben. 
jetzt sind sie auch in den strategischen mobilen Einheiten 
aktiv, wobei die Ziele, die sie angreifen sollen, noch wich Ii­
gere Ziele sind. Denn dies sind Truppen, die dazu bestimmt 
sind. die entscheidenden Schlaehten zu nihren. Und an die­
sen werden auch die Frauen beteiligt sein. 
Al B: Seit wann besteht das }-' rauenbataillon "Silvia" und 
welchen Umfang hat es? 
MARIA ANTONIA: Die Einheiten "Silvia" wurden im Oe· 
zember 1981 gegründet. Sie zählen mehre~ hundert Gueril­
las. 



Allerdings kann man die Beteiligung der Frauen nicht nur 
auf die Mitgliedschaft in diesen Einheiten beschranken. Es 
gibt auch Frauen, die in gemischten Einheiten' kämpfen. 
Aber die Militäreinheiten "Silvia", die Teil der bewaffneten 
Befreiungskräfte des Volkes (F AL) sind, bestehen aus Frau­
en, die sehr stark am militärischen Befreiungskampf beteiligt 
sind. 

Sie bilden die einzigen reinen ""rauentruppen und sind Teil 
der FM LN-Einheiten an den verschiedenen Fronten. Und 
heute kann man feststellen, daß die Frauen zu einem sehr 
wichtigen Faktor im bewaffneten Kampf rur die Befreiung 
unseres Volkes geworden sind. Sie haben eine sehr breite 
soziale Zusammensetzung. In ihren Reihen gibt es Studen­
tinnen, Berufstätige, Hausfrauen, Bäuerinnen und Arbei· 
tuinnen. 
Die Tatsache, daß sie jetzt in der Brigade "Rafacl Arce 
Zablah", in einer der neugeschaffenen strategischen mobilen 
Einheiten der Fl\ILN, mitkämpfen, zeigt, welch große mili· 
tärische Fähigkeiten und hohe Kampfmoral die Frauen der 
Einheiten "Silvia" inzwischen erreicht haben. 
AlB: Gab es in den gemischten Einheiten Probleme, oder 
was sind die Gründe, die sie zur Bildung eines gesonderten 
Frauenbataillons bewogen haben? Sind dies etwa spezielle 
Forden.lngen zur Frauenemanzipation? 
1\IAR1A ANTON IA: Die revolutionären Einheiten bestehen 
aus Leuten mit unterschiedlichem ideologischem Niveau 
und politischem Bewußl5ein. In diesem Sinne wird die BiI· 
dung spezieller Fraueneinheiten und ihre selbsttätige Ein· 
beziehung in die Aktion zu einem sehr wichtigen Lern­
prozeS der Frauen. 

Dte Frauenbataillone wurden gebildet, damit die Beteiligung 
der Frauen einen echten Stellenwert im Befreiungsprozeß 
erhält, damit die Frauen sich weiterentwickeln und einbrin· 
gen können, damit die Frauen dem Mythos der Unterschät· 
wng und Selbst~nterschäl<!:ung ein Ende machen. 
Sie wurden formiert, damit auf der anderen Seite auch die 
Männer in den Frauen gleichwertige Mitkämpfer im Befrei­
ungskampf sehen, in welchem ihre Beteiligung ebenso wich· 
tig ist wie die der Männer. 
Dies ist nicht ein Kampf nur von Männern oder nur von 
Frauen. sondern des ganzes Volkes. Die Frauenbataillone 
werden nicht gebildet, um gegen die Männer zu kämpfen. 
d_h. um damit zum Ausdruck zu bringen, daS die Frauen 
besser als die Männer seien, sondern um gegen einen gemein­
samen Gegner zu kämpfen ... 

AlB: Das heißt aber nicht, daß Sie auf gesonderte emanzi­
patorische Forderungen der Frauen verzichten? 
MAR IA ANTONlA: l'Oatürlich nicht. Wir stellen lediglich 
einerseiu fest, daß Frauen und Männer vereint kämpfen , 
weil sie beide von einem System unterdrückt, ausgebeutet 
und zur Not verdammt sind. Andererseits betonen wir, daß 
Cl; Hir die Frau unausweichlich ist, gegen ihre doppelte Aus­
beutung und Unterdrückung anzukämpfen. 
Diese Forderungen sind im übrigen Bestandteil der allgemei­
nen Forderungen unseres Volkes. die im Programm der 
Demokratisch-Revolutionären Front (FDR)/n1L~ zusam­
mengefaßt sind. Dort. wo für verbesserte Lebensbedingun­
gen gekämpft wird, z.B. im En.iehungs., Gesundheitswesen 
oder am Arbeitsplatz, ringen wir zugleich auch fUr die Rech· 
te der Frau. Wenn fUr höhere Löhne der Arbeiter gekämpft 
wird, fordern wir gleichzeitig gleiche Löhne fUr die Frauen. 
Und wir treten dafür ein, daß die Frauen an allen politischen 
EntsCheidungen im Lande beteiligt werden. 
Aber wir sehen unser Eintreten rur die Rechte der Frau nie 
getrennt vom allgemeinen Kampf, der für Frauen wie 
MänneT gegen den Yankee-Imperialismus und das kapitali­
stische System, rur eine wirkliche Demokratie geruhrt wer· 
den muß. Schluß 

Die FMLN durchkreuzt 
den "Plan Conara" 

Mit ihrem spektakulären Angriff auf die Provinzhauptstadt San 
Miguel am 4. September dJ. eröffnete die salvadorianische Natio­
nale B..-freiungsfrom Farabundo Marti (FML~) eine neue Offen· 
sh·e. Unter den darauffolgenden Be$Ctzungsaktionen von Orten in 
"erschiedenen Landcstcilen ragt die F:\ILN-Einnahme der Stadt 
Tenancingo. in der Provim Cuscutlan, am 25. September dJ. her­
aus. Au(h der mani\'e Einsatz yon A-37-Dragonfly·Kampfflugzeu· 

vermochte die Guerilla nicht aufzuhalten. 

1
!::~~~::,Villalobos, Mitglied des FMLN-Generalkomm:mdos, he· 

i den Angriff auf San Miquel als ,,Anfang eines Ahnut· 
zungskrieges gegen die Armee". Die Zunahme solcher Aktionen wie 
in Tenancingo sei die Antwort der Aufständischen auf das im Juni 
1983 angelaufene sog. Befriedungsprogramm ("AufS\andsbek~mp­
fung" hzw. Counter-Insurgency) der Regierungnruppen in San 
Vicente und Usu!utan. Don .,durchkämmen" gemaß dem "Plan 
Conara", unter Leitung "ietnamerprooter US·Offiziere, 
6.000·7.000 SOldaten die Landschaft, um sIe yon der Guerilla zu 
"säubern". die Bevölkerung in Wehrdörfer und sog. Einheiten zur 
Zivilverteidigung zu pressen sowie ihnen sog. Jägerbataillone 
(Mannschaftsstärkc je 250 Mann) der Armee beizustellen. 
In San Vi(ente scheiterte die Armee beim Versuch. der Guerilla -
mit Luft- und Artillerieuntel'1ltiitzung - ihre Bastion um den Chi· 

1 1~';~~I~~;~:~";~:I:,,;:,~~entreißen. In Usulutan demonstrierte die 
d.J. mit der Einnahme der Stadt Villa cl 

mit ausgedehnten Operationen im Osten Usulutans 
,m S!,d',~ von San Vicente. daß der "Plan Cona"," durchkreuzt 

Den Guerilla·Aktivitäten konnte nicht .,vorgebeugt" 

erwies sich, daß eS sich beim Rückgang der Guerilla'Aktivitäten 
Juli/August d.J. eher um einen taktischen Riickzug bzw. eine 

I :;.~~~~:,:;<, handelte, die man nutzte, um neuartige, mobile Elite­
FMLN zusammenzustellen. Ihre erste Gruppierung. 

"Rafael Aree Zablah" bestand ihre Feuerproben mit 

I ~,:,,::~~~.~~:auf San :\Iigucl und Tenancingo. Bei ihrem tiberra· 
auf die Garnison von San Migucl liberrumpehen sie 

~Iann der 3. Infanteriebrigade, das Hauptquartier der 
Zentrum der US·:\lilitärberatcr. Sie zerstörte u.a. die 

drei wichtige Brücken, die Femmelde- und Elektri· 
und fUgten der Armee 300 Verluste (Tote und Ver· 

der San.Miguel·Garnison, Oberst Jaime Erneuo 
sich wohl etwas zu weit vorgewagt, als er kurz zuvor 

1 :~~~~::';,:d~;"'~1;7::0~"~ der Guerilla·Streitkräfte im Osten EI SalvadoN 
I worden seien. 

neue B1L"·Offemi"e ,.Unabhängigkeit, Demokratie und Frei· 
Hir EI Salvador" löste in San Sah-ador ent einmal Emiichte· 
aus. Kein Wunda, daß sich nun auch in Regierungskreisen die 

I
:;:;::;::hdafiir mehren, die die - auf Geheiß Ronald Reagans ur­

auf Dezember 1983 vorgczogcnen _ Priisidentschafu­
auf das Jahr 1984 oder gar 1985 hinausgeschoben haben 

I mö,h'''n. 
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Chile 

Kat ja Maurer Der lange Atem 
der Protestbewegung 

Von einem "vorrevolutionärem Stadium"l sprach der ehe­
malige: christdemokratische Senator und Vorsitzende des 
rechubürgerlichen Oppositionsbündnisses rrojekt der Natio­
nalen Entwicklung (PRODEN), Jorge Lavandero, nach den 
landesweiten Protesten vom 8.-12 . September 1983 in Chile. 
Tatsächlich zeigten die ]'rotestaktio nen im Sept ember/ 
Oktober d.J. neue Charakterzüge, legten sie die Grundlage 
rur die Weiterentwicklung der Oppositionsbewegung gegen 
die Diktatur. 
1m Gegensatz zu den vorhergehenden Protesllagen Z erwies 
sich die Opposition als weitaus hartnäckiger und ausdauern­
der in den Auseinandersetzungen mit den Repressionskräf­
ten der Dikt atur. 

" Lieber im Kampf als vor Hunger sterben!" 

Vier Tage Proteste vom 8.-12. September d.]. war die 
Losung der Basisorganisationen und der linken Parteien in 
den Armenviertdn (I'oblaciones) der Großstädte. die au f 
breitestes Echo in diesen Bevölkerungsschichten stieß . Bei­
spielgebend sind dafür nicht allein die Kämpfe in den Pobla­
dones Sant iagos wie La Victoria wo vieT Tage lang die Bar­
rikaden brannten. Das gilt auch ftir die Kämpfe in anderen 
Großstädten Chiles wie Valparaiso und Concepdon. Der 
landesweite l\hßstab dieser Auseinanderse tzungen ist aber 
nur ein Kennzeichen. 
Dazu kommt, daß allerorts sichtba r wurde. daß die Chilenen 
sich in ihrer Mehrzahl nicht mehr von dem noch so massiven 
Einsatz der Repressionskräfte einschüchtern lassen. Die Ant­
wort auf die Ermordung von Miguel Zavala aus La Victoria 
war eine Demonstration von 30.000 I'obladores. Der Einsatz 
von Tränengasbo mben auf dem Friedhof - selbst das Grab 
des Ermordet en blieb nicht davon verschont ftihrte nicht 
etwa zur }'lucht der Protestierenden, sondern zu stundenlan­
gen Schlachten beider Seiten, wenn auch die I'obladores 
nichts weiter besaßen als Ste ine, um sich gegen die bewaff-
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nete Gegenmacht des Regimes zur Wehr zu setzen. 
Ähnliche Erscheinungen können bei allen Aktionen. seien es 
die Studentendemonstrationcn während des Streiks der Uni­
\·crsitäten am 7. September oder d ie Landbesetzung durch 
20.000 Pobladores am 23. September d.j . in Santiago, be­
obachtet werden. Die Grenzc des Erträglichen ist vor allem 
fti f die Pobladores, die mit oder ohne Arbeit unter dem 
Existenzminimum leben, crreicht. Sie haben sich die Losung 
zu eigen gemacht; "Lieber im Kampf als vor Hunger ster· 
ben." 
Wie weit diese Kampfentschlossenheit geht. erlebtc die 
I'sychologin Fanny I'olarollo. Als sie am 11. September 
1983 im Santiagoer Stadtteil l'udahuel eintraf. forderten die 
Poblado res sie auf, mit der Schwester eines am 8. September 
Ennordeten zu reden. Sie stünde unter einem Schock. denn 
sie habe bisher nicht über den Tod ihres Bruders geweint. 
Zum Erstaunen der Psychologin erklärte die Schwester den 
Grund: Ihr Bruder sei im Kampf gefallen. er habe von vorn­
herein gewußt, daß die Beteiligung an den Protestaktionen 
gefährlich sei. Sie sei stolz darauf, daß er so umgekommen 
ist. Und sie werde jetzt erst recht weiterkäm pfen. 
Während im Vorfeld der Proteste vor allem das von der 
Christdemokratischen Partei gefUhne Bündnis Demokra­
tische Allianz durch seine Beteiligung am "Dialog" mit dem 
Regime und durch eine unentschiedene Haltung. ob nun der 
Protesttag am 8 . September d J. statt finden sollte oder 
nicht, von sich reden machte, trat während der Proteste 
erstmals die chilenische Linke in verschiedensten Formen 
massiv an die Öffentlichkeit. 
Der 10. j ahrestag des faschistische n Militärputsches war 
nicht allein Ausdruck des Protestes gegen die Diktatur, son­
dern der Forderung nach einer gerechtere n Gesellschaftsord. 
nung, wie sie 10 j ahre zuvor unter Präsiden t Salvador Allen· 
de in Ansätzen ven"irklicht wurde. 
ABende selbst war Symbol dieser Protesttage. Sein Bild be­
gleitete die Demonstrationszüge und Barrikaden in den 
Armenvierteln. seine Persönlichkeit und die Regierung, für 



die sein Name steht, waren Gegenstand einer Demonstration 
der linken jugendverbände in Viila deI Mar, an der 20.000 
~Ienschen teilnahmen. "Allende presente" (Allende ist unter 
uns), "Vietor jara presente", mit diesen Rufen wurden die 
beim Putsch 1973 Ermordeten während aller Protestkund­
gebungen geehrt. 
Getragen von dieser Stimmung fanden Pressekonferenzen 
linker Parteien. darunter der Kommunisten. der Bewegung 
der Einheitlichen Volksaktion (MAI'U), der Sozialisten 
statt. Es entwickelte sich eine breite Diskussion um die Hal­
tung der chilenischen Linken zur Demokratischen Allianz, 
zur weiteren Entwicklung der I'rotutbewegung, zu der im 
Entstehen begriffenen Vo lksdemokratischen Bewegung 
(MDPj als Alternative der Arbeiter-, Studenten- und Pobla­
dores-Bewegung zum herrschenden System. Der Diskus­
sionsprozeß innerhalb der chilenischen Linken darüber ist 
nicht abgeschlossen, deutlich aber wurden im September 
d.J. zwei unterschiedliche Positionen. 

"Dialog" -Spiel der Demokratischen Alli anz 

Unter dem Bildnis Allendes formierte sich am 7.9.1983 offi­
ziell der Soz ia listische Block, ein Zusammenschluß großer 
Teile der Sozialistischen Partei. der MAPU, der MAPU_ 
Arb~iter und Bauern (~IOC), der Christ lichen Linken und 
der Gruppe rur die Sozialistische Konvergenz. Damit legten 
zumindest die Spitzen dieser Parteien eine gemeinsame Posi· 
tion hinsichtlich der Demokratischen Allianz (AD) fest. 
Ricardo Nui'lcz erklärte als Vertreter der Politischen Komi· 
tees der Einheit der Sozialistischen Partei: "Wir verstehen 
die Demokratische Allianz als im Aufbau begriffen, ein Pro­
zeß, der sich vertiefen. ausbreiten und verfestigen muß. Wir 
sind bereit, 0111 unsere Kraft, die wir vertreten. als Ausdruck 
der Arbeiterklasse und anderer Bevölkerungsschichten -
ohne den Anspruch zu haben, die einzigen zu sein - einzu­
bringen und innerhalb der Dembkratischen Allianz ihre 
grundlegenden Interessen zu vertreten." 
Dieser eindeutigen lIinwendung zur Demokratischen Allianz 
gingen widersprüchliche Diskussionen u.a. innerhalb der 
Christlichen Linken voraus. Die Christliche Linke hatte An­
fang September dJ. noch ihre Beteiligung an der Volks­
demokrat.ischen Bewegung bekanntgegeben. Wenige Tage 
darauf trat sie der AD bei und legte alle ihre Vorbedingun­
gen - darunter die Einbeziehung der Kommunisti~chen Par­
tei in die AD - vorläufig auf Eis. 
Die widersprüchliche Haltung von Teilen der chilenischen 
Linken zeigt sich auch an der Haltung der Sozialistischen 
Partei innerhalb der Demokratischen Allianz gegenüber dem 
"Dialog'· mit dem Regime. Ihn hat die AD zwar mehrmals 
suspendiert, aber nicht aufgegeben. Bisher beteiligen sich die 
Sozialisten aus "ethischen Gründen" nicht an den Gesprä­
chen mit Innenminister Jarpa. Sie erklärten, daß dies aber 
zu keinem Bruch mit der Demokratischen Alianz führe. 
Dahinter steckt aber wohl eher die Erkenntnis, daß dieser 
"Dialog" in der Arbeiterbewegung und unter den Pobla­
dores abgelehnt wird, da er bisher nur der Regierung Vor· 
teile verschafft hat bei ihren Versuchen, einen Teil der 
Opposition so weit wie möglich zu integrieren und die lin­
ken Kräfte im gleichen Maße wie in den Jahren zuvor zu 
verfolgen. 
Dieses Ziel sprach Innenminister jarpa kürzlich auch öffent­
lich aus: Er forderte die AD auf, sich endlich von den Kom­
munisten zu distanzieren. Diese Aufforderung dürfte letzt­
lich der Grund damr gewesen sein, weshalb sich die AD 
nicht an den 6. Protesttagen vom 12.-14. Oktober d.j. be­
teiligte. 3 

Trotz der Unterstützung des Sozialistischen Blockes rur die 
AD bleibt dies eine Kraft, die nur einen gewissen Teil des 

l'rotestpotentials repräsentiert. Das wurde deutlich gerade 
während der September- und Oktoberproteste. Während die 
Allianz bis zum 7. September d.j . zögerte, ob sie bei ihrem 
Aufruf zum 5. Protesttag bleiben solle, war bereits klar, 
"daß dieser Protest vor ihr entStanden ist. aus dem Volk 
kommt und nicht von mehr oder weniger starken Aufrufen 
abhängt".4 
Ohne die Demokratische Allianz fand am 11. Oktober 1983 
in Santiago mit 100.000 Teilnehmern die größte Demonstra­
tion in der zehnjährigen Geschichte der Militärdiktatur statt. 
Daß Olm 11. September trotzdem - wie wenige Tage zuvor 
bei der Demonstration der jugendverbände (dazu aufgeru­
fen hatten u.a. die christdemokratische, die kommunistische 
und sozialist ische jugend) - die Fahnen aller chilenischen 
Oppositionsparteien wehten, unterstreicht das Dilemma der 
in der AD vertretenen Parteispitzen mit ihrer eigenen Basis. 
Immer mehr nämlich mhlen sich selbst ihre Parteigänger re­
präsentiert durch die Volksdemokratische Bewegung. Sie ist 
weniger als Einheit der Linksparteien denn als ein Zusam­
menschluß der aktivsten Protestträger, der Komitees der 
Pobladores, Gewerkschaften, Studentengruppen, in denen 
sowieso Mitglieder verschiedenster Parteien mitarbeiten, zu 
verstehen. 
"E.in höheres Niveau der Abstimmung über die gemeinsamen 
Aktionen ist notwendig, um mit den existierenden Kräfte n 
koordiniert das gemeinsame Ziel zu erreichen. Die breite, 
pluralistische und repräsentative ßeteiligungsbasis, die sich 
in der sozialen Bewegung entwickelt und sich in vielen 
Komitees und Zusammenschlüssen auf regionaler Ebene und 
an der Basis ausdrückt, muß sich ausweiten und schnell 
überall dort entStehen, wo sie bisher noch nicht existiert. 
Dies muß auch eine Entsprechung in einer öffentlichen na· 
tionalen Instanz" finden.:; Eben diese Aufgabe hat sich die 
Volksdemokratische Bewegung, die von der Kommunisti­
schen Partei (PCC), der Revolutionären Bewegung der lin­
ken (M IR) und von Teilen der Sozialistischen Partei, insbe­
sondere aber von Persönlichkeiten und Gruppen der Arbei· 
ter- und I'obladores-Bewegung getragen wird, gestellt. 

Aktivposten Volksdemokratische Bewegung 

Die Forderungen der Volksdemokratischen Bewegung gehen 
deshalb über den Kampf gegen das Pinochet-Regime hinaus 
und schlagen für ein zukünftiges Regierungsprogramm eine 
Kombination aus "einer repräsentativen Regierungsform 
und einer Entwicklung der verschiedensten Formen der di­
rekten Demokralie der sozialen Basis, eine Demokratisie­
rung aller staatlichen Strukturen, insbesondere der Streit­
kräfte und desjustizsystems",6 vor. 
Die Volksdemokratische Bewegung versteht sich nicht als 
Gegensatz zur Demokratischen Allianz und strebt ein 
Bündnis mit ihr an. Innerhalb der AD, insbesondere aber 
unter den Christ demokraten sind dazu aber d ie Meinungen 
geteilt. Daß der Christdemokrat Lavandero am 11. Oktober 
d.j. diesen Einheitsvorschlägen Rechnung trug, indem er die 
Kundgebungsteilnehmer mit "compai\eros und cameradas·· 
(mit cameradas reden sich die Kommunisten an) und in 
seiner Rede auf die Einheit aller Oppositionskräfte drängte, 
läßt hoffen, daß sich auch diese Forderung des chilenischen 
Volkes entgegen allen politischen Kalküls durchsetzen wird. 

Anmerkungen: 
I) Analisis, Santiago, 13.-27.9.1983 
2) Siehe aU5führlich in: AlB 7-8/1983, S. 56·59 und AIB·Sonderhcft 

2/1983, 5.19 ff. 
3) uut: Frankfurter Rundschau, 13.10.1983 
4) Analisi~, 13.·27.9.1983 
5) Propucsta democratico popular, hng. von der Volksdemokrati· 

sehen Bewegung Olile$, Santiago, September 1983 
6) Ebenda 
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Helsinki-Tagung der Internationalen Chile-Kommission 

AbschluBerklärung zur Menschenrechtslage in Chile 
Die Internationale Kommission zur Untersuchung der Verbrechen 
der Mi litarjunta in Chile hielt, anläßlIch des 10. Jahrestages des 
:\Iilitiirpuuches vom 11. September 1973, in lIdsinki, Finnland, 
eine öffentliche Anhörung ab. 
Die Kommission, die im finni"hen Parlament zusammentrat, 
prüfte die go.genwärtigo. lag<: der Menschenrechte in Chile. Die 
Kommission hörte Zeugen und E:<perlen, unler ,hnen Oie Esper­
sen. Mitglied des Parlamenu und ehemaliger Juuizminister_ Däne­
marks, der kur~ Vor der Anhörung Chile als SonderlJeobach~r der 
Kommission besucht haue. ( ... ) 
Seit dem vorhergegangconen Trdfen der Kommission in Athen am 
24.·26. September 1982 sind die Entwicklungen in Chile mil dem 
Amteigen der akl;'"en Opposition gegen das Militärregime in eine 
neue Phase getreten. Es gibt neue Hoffnungen für einen demulmt­
tischen Wechsel in Chile. Aber gleichzeitig ist die Situation äußerst 
kritisch und gespannt, was es umso wichtiger macht. die Situation 
der Menschenrechte in Chile äußerst sorgriltig zu beobachten. 
Nach dem Militarputsch vom 11. September 1973 wurde auf einem 
internatiooalen Solidariläumccting in IIdsinki beschlossen, eine 
internationale Untersuchungskommission zu bilden. Die Kommis­
sion tagte seither an verschiedenen Orten in der Welt. wobei Exper­
t"n und Persönlichkeiten zusammenkamen. die unterschiedliche 
politische Meinungen und Gesellschaftsschichten repräsentieren. 
Durch die Befragung von Zeugen. das Entsenden vOn Beobachtern 
nach Chile. durch Aussagen von E:<perten und Dokumentationen 
von Regierungen und nichutaatlichen Organisationen hat die Kom· 
mission di~ Verbrech~n der Militärjunta und d~n c..'harakter der 
Diktatur, die sie ~rrichtet~ und aufrechtgehah~n hat. unt~rsucht. 
Es W:.H die Aufgabe der Kommission. mit groß.,r Sorgfalt eines der 
brutalst~n Regimes unserer Zeit sehr sorgHilti/o: zu beobacht~n. ( ... )­
Auf ihrem letzten Tr~ff~n im September 1982 hai die Kommission 
f~~tgestdlt, daß sich di~ Situation der M~nschenrechle in Chile in 
der ersten Hälfte desJahr~s 1982 nicht v~rbessert, sondern in man­
cher Beziehung sogar verschlechtert hatte. Die.e Tendenz hat sich 
in der zweiten J ahrcshälfte fortgesetzt, wie z.B. der letzte Bericht 
des UN·Sonderberichtentallers und die letzten Resolutionen der 
UN-Vollversammlung und der UN-MenKhenrechukommission zei· .. '-
So stieg z.S. die Anzahl der bekannt ~wordenen Fälle von Folter 
1982 im Vergleich zum vOTangegangencnJahr.lm Verlaufdes Jah­
res 1983 gab es Jogar noch mehr Hinweise auf Folterungen, deren 
Zahl sich auf über 100 beläuft. 
Die Tatsachen. die Regierungen und nichtstutliehe Organisatiunen 
herausgefunden haben, ein$Chtießlich Untersuchungen in Qlile, 
haben den unwiderlegbaren Beweis geliefert, daß das Militärregime 
system~tisch Folter gegen Gefangen" angewendet hat. Es gab im 
großen Umfang die Anwendung von Elektroschocks und anderer 
raffinierter Methoden, Die Folterungen wurden gewöhnlich von 
Agenten der Geheimpoliz"i. der Gentral Nacional de Informaciones 
(CNI). oft mit der Unterstüt1<ung von medizinischem Personal 
durchgeführt. Es ist ein ermutigendes Zeichen, daß die chilenische 
Äntekammer nun beschlossen hat, ein nationales Komitee gegen 
die Folter zu bilden. 

Anstieg von Fo lter und Inhaftierungen 

Di" Zahl der Inhaftierten stieg 1982 an und b~trug zuletzt 1.700. 
1983 gab e$ durch die groBe Welle des offenen politischen Wider­
stands und die Organisierung von Massendemonstrationen und 
Nationalen Protesllagcn einen dramatischen Anstieg. Tausende von 
Menschen wurden inhaftiert oder zeitweise von der Polizei fest· 
genommen, die Gesamtzahl rur di" Periode VOn J anuar bis August 
belief sich auf mindestens über 20.000. ( ... ) 

Ein Aspekt der Repression in Chile ist das Versagen der Justiz bei 
der Kontrolle der Aktivitäten der Regierung und Sicherheiuorgane 
gewesen. Das Haftfeststdlungsverfahren gemäß habeas corpus (sog. 
reeurso de amparo) ist rein formal und ohne tatsächliche Wirkung 
gewesen: den Gerichten waren Zweifel am Strafmaß nach der 
24. übergangsregelung der V"rfassung verbot"n. 1983 gab es einige 
Anzeichen !Ur eine aktivere Rolle der Gerichte. Im J uli hatz.B. der 
Oberste Gerichtshof die Freilassung von fünf politischen Funktio· 
nären und Gewerkschaftsrührern angeordnet, mit der Begründung, 
daß es fUr deren Haft keine Gründe gegeben hätte, Es gibt jedoch 
noch immer keine Garantien für den Beginn einer ordnungsge· 
mäßen Funktionsweise de$Justiuystems. ( ... ) 
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Im Frühjahr und Sommer 1983 gab es einen Ausbruch heftiger, 
offen"r Opposition gegen General Pinoehet und das Militärregime. 
Massendemonstrationen gegen die Regierung fanden am 24 . /T.{iirz 
statt, Mit der Organisierung von aufeinanderfolgenden National~n 
Protesttagen am 11. Mai , 14. Juli und 11. August mit Massen ' 
demonstntionen und Kundgebungen, gefolgt von Massenverhaftun· 
gen und e:<tremer Brutalität von seiten der Polizei und der Militärs, 
ist eine neue Phase eingetreten. 
Während dieser Ereignisse gab es mindestens 34 Tote. Der brutalste 
Vorfall ereignete sich im Zusammenhang mit dem 4. Protesttag am 
11. August, all 26 Personen _ einschließlich Kinder - getötet wur· 
den. Einige von ihnen wurden in ihren Wohnungen erschossen. 
Nlein in Santiago waren 18.000 Milizen eingesctzt, um die Demon· 
strationen Zu zerschlagen. ( ... ) 
lkr "AusnahmezuSiand aufgrund einer Bedrohung des inneren 
Friedens~ nach Artikel 24 der übergangsbestimmungen der Verfas· 
sung (von 1980; d. Red.) bleibt bestehen. In Obereinstimmung mit 
dieser Verfassung hat der Präsident des Lande. di" Macht, Personen 
für eine Dauer VQn bis zu 20 Tagen zu inhaftieren. das Recht auf 
Versammlunge- und Informationsfreiheit einzuliChränken, Men­
liChen die Rückkehr nach Chile zu verbieten und si" aus dem Land 
zu "eTlrc;ben, ebenso wie sie für eine Dauer von bis zu 3 Monaten 
zu verbannen. Der Termin rur die nochmalige Uherprüfung diesel 
Ausnahmezustandes iSi der 10. September. Außerdem bleibt bei 
weiterer Anwendung der Verfassung nach Artikel 40 der Verfas· 
sung ,'on 1981 die Möglichkeit, vier verschiedene Typen von Aus· 
nahma.uständen zu erklären. 
Die Kommission stellt mit Bedauern feu, daß die Militarregierung 
vor kurzem ihre Ablehnung erneuert hat. dem UN·Sonderberichter· 
staUer für Chile zu erlauben, Nachfors~hungen im Land durchzu· 
führen. ( ... ) 

Pinochel muß zurüc klrete n 

Mehr denn je braucht Chile die umfasscnde Unt"rstützung inter­
nationaler Solidarität. 
Die Internationale Untersuchungskommission ma~ht folgende Vor­
s.o::hliige und Stellt folgende Forderungen: 
• Es muß eine um-erzügliche Rückkehr zu demokratischen Normen 
und zur Rechtsstaatlichkeit geben, einschließlich der vollkom­
menen Beendigung des Ausnahmezustandes und der Rucknahme 
alle r außergewöhnlichen Vollmachten, mit denen die E:<ekutive bis· 
her ausge5lallet war. Mißhandlungen, Folter und willkürliche Ver· 
haftungen müssen aufltören, Wahlen sollten so bald wie möglich 
abgehalten werden, wobei umfassende Garantien rur ihren freiheit· 
lichen und demokratischen Charakter vorhanden sein müssen. (._) 
• General Pinochet muß zurücktreten und die Verantwortung rur 
die Verbrechen übernehmen. die unter seiner Führung gegen das 
chilenische Volk begangen wurden. Vorbereitungen sollten auch 
getroffen werden für die Anklag" und Verfolgung anderer Vertreter 
des Militärregim"s, die sich schwerer Verbrechen schuldig gemacht 
haben. 
• Alkn chilenischen Flüchtlingen und Asylanten muß es erlauht 
w"rden, ohne Bedingungen in ihr Land zuriickzukehren und ohne 
Einschränkung am öffentlichen Leben teilnehmen zu können. ( ... ) 
• Es müsscn umfassende NachforiJChungen übu das Sehieks.al der 
verschwundenen Personen durchgeführt werden. Den Opfern der 
Repression Jollte humanitäre, juristische und finanziell" Hilfe ge· 
währt werden. Regierungen sollten in dieser Hinsicht Unterstützung 
gewähren, einschließlich der Hilfe an den UN·Fond. fiirChile. ( ... ) 
• Regierungen, internationale Organis.ationen und die internatio­
nalen Ge .. 'erkschaften sollten Druck auf die chilenischen Behörden 
ausüben. damit sie die Demokr~tie wiederh~rstdlen und die Men­
schenrechte und Grundfreiheiten respektieren, Solange endgültige 
Ergebnisse in dieser Frage ausbleiben, sollten Regierungen Abstand 
davon nehmen. Waffen, militärische Technologie oder andere For­
men von Hilfe an das Militä rregime zu geben. Die Politik der gegen· 
wärtigen Administration in den Vereinigten Staaten ruft in dieser 
Hinsicht besondere Besorgnis bei der Kommission he rvor. 
• Die Menschenrechukommission der Vereint"n Nationen und ihr 
Sonderberichterstatter sollten weiterhin sehr wachsam die Situa· 
tion der Menschenrechte in Chile b"obaehten. 
(Quelle: Public Hearing on Chile, Concluding Statement, Doku­
ment XXI. hrsg. vom Permanenten Sekretariat der Internationalen 
Untersuchungskommission zu Qlile. Helsinki, 4.9. 1983) 



Umweltschutzkalender 1924 
Bundesverbond Bürgerinitiativen Umwettschutz e. V. (BBU) . Bund für Umwelt und Natur­
schutz e. V. (BUND) . Deutscher Bund für Vogelschutz e. V, Verband für Natur- und Umwelt­
schutz· Deutscher Noturschutzring e. V., Bundesverbond für Umweltschutz· Deutscher Tler­
schutzbund e. V. . Greenpeace e. V.' Schutzgemeinschaft DeutscherWaid e. V.' Touristen­
verein "Die Naturfreunde", Verband für Touristik und Kultu' e. V. . Vereinigung Deutscher Ge­
wOssersdlutz e. V. . Umweltstiftung WM - Deutschlmd· Zoologische Gesellschoftvon 1858 e. V. 

REITETDEN 
W4LDI 
Verantwortungslosigkeit hat unserer 
"grünen Lunge" dos A1men versauert. 
Raubbau hat unsere einst so reichen 
MischwOldef zu pflegeleichten 
Fichten-N1onokutruren wefden lasser\. 

Und mit dem Wald steroen unwieder­
bringlich seine B6'NOmer. Die Uste der 
vom Aussterben bedrohten Tlel'9 und 
Pflanzen WOehst stOndig. Ist das ö<cr 
system Wald noch zu retten? Unser 

UmweIIschutzkaIender 
gibt einen Einblick in den 
lebensraum Wald 

e Er zeigt (noch) intakte Waldland­
schatten l.J')(j ihre SchOnheit. e Er zeigt, 
wie man einen Wald ~umbaut" - aus 
lebensfeindlichen fv1onokutturen ge­
sunde, artenreiche WOlder macht. 

e Ersagt, wie wichtig .. Nachhaltigkeil" 
flJ den ge&..rtden Woldt:xxJ ist. e Er zeigt 
den vom Aussterben bedrohten Sper-

Engagierte 
Natuiotografen 
lieferten uns erst­

Idossige Bik:le<. 
Quolffizierte 

Fachleute 
schrieben die 
Texte dazu. In 

Zusammen- ..,,,.-
arbeit mit den 

fIltvender1 LJm. 
weIlschutz· 

Oe< --­im GroßtormaI. 
42 moI 50 Zentimeter. 
15 BIOtIer l)lIdusNe einem 
EiieiI\.r.gsbIaIlTld ocI1t 
l.Imwe/IsdluIZparlen 

~-lTld VE!ISCI"öen). 
Über dreißig 
Forbtologrotien. 
AusfChlche Texte 

'" """"" "'" .. leMeicher Wondsc/"Ir"r'KJc 

Das engagierte WeIhnachtsgeschenk 22A2 

lingskauz. den immer seltener werden­
den FrCJJer6Ch.tt e Er sogt, "WaS saurer 
Regen Ist und wie man ihn wir1(sam 
bekOmpft. 
In Zusarrmenarbeit rrit den führenden 
Umweltschutzorganisafionen und 
qualifizierten Fachleuten entstand 
dieser Umweltschutzkalender. 

Umweltschutz 
P-Qstkarten 

ZWO/f 
Umweltschutz-

posI1<orter1 
zeigen die gra­
vierendsten Gefahren. UnmißverstOnd­
lieh und in Farbe. Adressen aktiver Um­
weltschutzorgcr.isolionen werden geich 

;,: s:;;;~! 
Aus der gleichen Reihe sind außerdem 
folgende Posl1c.artensotze zu haben; 
RETTfT DIE NORDSEE 
SCHOTZr DAS WAmNMEER 

Ihrer Buchhandlung! 



Uruguay 

Alfonso Gonzales 

Das Volk geht auf die Straße 

l'Ta.oÖ<n' Gene,.I •. D. Ah ... , und Fra. 

Betretenes Schweigen herrschte unter den sechs Delegierten 
der drei zugelassenen Parteien (Colorados 2, Nationalpartei 
bzw . Blancos 3, Union Civica 1), als am 13. Mai 1983 bei 
der ersten Zusammenkunft Konteradmiral Laborde im 
Namen der Offiziersjunta cli\' 24 Punkte ihres neuen Verfas­
sungsprojektcs verlas. Nicht nur der Geist, auch die einzel­
nen juristischen Neuerungen waren fast die gleichen jenes 
Verfassungsprojeklcs, das 30 Monate zuvor die Streitkräfte 
zur Volksabstimmung gestell t halten. Und die überwiegende 
Mehrheit der Wähler (58%) hatte es damals abgelehnt. 

"Um das Land vor dem Chaos der Subversion zu schützen", 
werden zur "nat ionalen Sicherheit" sowohl die individuellen 
wie die politis<::hen Freiheiten teils bes<::hniuen. teils ganz 
aufgehoben. 
So bedeuten Punkt 2 und 3 faktis<::h Freibriefe rur eine ver­
längerte Tortur (Aufs<::hub des habeas <::orpus), Punkt 4 Pres­
sezensur, die Punkte 5 und 6 Suspendierung der bürger­
lich en und gewerkschaftlichen Rechte, 16 und 18 die Auf­
hebung der Unabhängigkeit der Richter und die Unterstel­
lung von Zivilisten, die wegen polit ischer Delikte angeklagt 
sind, unter die Militärgerichtsbarkeit. 
Mit dem Initiativpunkt 11 entziehen sich die Militärs jeder 
politischen Kontrolle und bewahren ihre Unabhängigkeit 
von allen gewählten Regierungsorganen, als ein Staa t im 
Staate. Mit Punkt 12 soll - wenn auch jetzt nominell nur als 
beratendes Organ - der COSENA, der gegenwärtig a ll mäch­
tige Sicherheitsrat der Oberkommandierenden der Armee. in 
die neue Verfassung eingehen. Mit dem Damoklesschwert 
des Punktes 11 über den Köpfen der gewählten Organe, be­
hielte er jedoch stets das le tzte Wort in allen f ragen der 
" nationalen Sicherheit". 
Zusammengefaßt: So wie es jetzt ist, soll es bleiben, nur von 
jetzt an mit Zustimmung der tolerierte n politischen Par­
teien. Eine Militärdiktatur mit ziviler Dekoration würde legi­
timiert und zugleich verewigt. 
Im Grund haben die Militärs ihr Konzept, "das letzte Boll­
werk der abendländischen Zivil isation gegen den marxisti­
schen Umst ur.: zu sein " , nicht geändert. Als ob im Plebiszit 
vom November 1980 nicht drei von fünf Bürgern und in der 
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J'arteivorstandswahl vom November 1982 sogar vier von 
ftinf Bürgern eindeutig gegen die Diktatur gestimmt hättrn. 

Ja , die erklärten ~ogar eine Woche, nachdem der "Dialog" 
gescheitert und abgebrochen war - es war die siebte Sit­
zung - , sie würden trotz alledem ihr "Chronogramm", mit 
Wahlen also im November 1984, einhalten. Und das nötigen­
falls unter einer von ih nen allein ausgearbeiteten neuen Ver· 
fassung. Auch ohne die Parteien. 

Wahlen ohne die Parteien? Das scheint reiner Irrsinn. Denn 
die kollaborationistischen Sektoren innerhalb der beiden 
"traditionellen" Parteien erwiesen sich bei den internen 
Wahlen (November 1982) a ls eine unbedeutende Minderheit 
(in der Coloradopartei 27,5%, in der der Blancos 8%). 
Und der Präsident, General a.D_ Gregorio Alvarez, der, unl 
bis 1989 an der Macht zu bleiben, den Abbruch des "Dia­
logs" provoziert hat, könnte allenfalls mit den Stimmen 
seiner Familie und Freunde rechnen. 
Dabei waren die Oppositionsparteien, auch wenn sie die 
Rückkeh r zum Grundgesetz von 1967 und ungeschmälerte 
Freiheiten postulierten. anfangs verhältnismäßig flexibel ein­
gestellt und zu gewissen Konzessionen bereit. Die sture lI al­
tung der Militärs machte jedoch jeder Kompromißmöglich­
keit ein Ende. 

Die Opposition verliert die Furc ht 

Was dem " Dialog" dann endgültig den Garaus machte, wa­
ren die Massenmobilisierungen und die Verschärfung der 
Repression. 
Am 23. J uni d.J . gab die Polizei die Verhaftung von 25 
Studenten, die angeblich dem Kommunistischen Jugendver­
band angehörten, wegen "umstürzlerischer Aktivitäten" be­
kannt. bmilienangehörige enthüllten, daß man die Verhaf­
teten während 15 T agen schwer gefoltert, eine Studentin 
vergewaltigt hatte. Ein Student, WashingtOll T raverso, 
mußte der Folgen der l" oher wegen im l\liIitärhospilal inter­
niert und operiert werden. 
Am Abend des 10. Jahrestages des Staatsstreichs. am 27. 
Juni, demonstrierten an die 5_000 J ugendliche auf beiden 
Gehste igen der Hauptstraße Montevideos, der" 18 de J ulio ", 
unter den Rufen: "Sie ist am Ende, die Militärdiktatur" und 
" Freund Seregni,l das Volk ist mit dir." Die Leute ström­
len aus den Kaulbäusern und Cafes und machten mit den 
"'ingern das V-Zeichen, wäh rend die Autos sie mit Hupkon­
zerten begleiteten. Etwa 100 Personen wurden festgenom­
men. 
Am 29. J uni d .j . wurde ebenfalls Carminillo Mederos. Vor­
standsmitglied der Nationalpartei, verhafte t. 
Nun war es Hir jedermann offenbar, daß es st::hon nicht mehr 
allein die ]'olitiker der drei zugelassenen Parteien waren, die 
hinter verschlossenen Türen gegen die Diktatur agierten. Das 
Volk hatte die Furcht verloren und d irekt auf Straßen und 
Plätzen d ie Sache der Freiheit in seine Hände genommen. 
Nun zeigte skh , daß die I. Mai-Kundgebung, die erste 



öffentliche seit 10 Jahren, die sogleich 150.000 MenscheIl 
auf die Beine gebracht hatte, kein einmaliger Akt gegen die 
ruinöse Wirtschaftspolitik 2 und Unterdriickung des i\lilitär· 
regimes gewesen war. Sie erwies sich ab Auftakt zur offenen 
Konfrontation. 

Am 5. Juli dJ., nach der siebten ergebnislosen Zusammen· 
kunft mit den Militärs im Parque Hotel, zogen sich die Dele· 
gierten der drei Parteien lIon den Verhandlungen zuriick. 
Es ist bezeichnend für die neue Situation, daß Themen, die 
vordem aus Rücksicht auf den "Dialog" tabu gewesen 
waren, nun auch bei den traditionellen J'arteien angeschnit. 
ten wurden. War lIordem höchstens die Forderung aufge· 
stellt worden, die Christdemokraten, die der Frente Amplio 
angehören, zu legalisieren, so spricht man jetzt offen von 
der Zulassung auch der Kommunistischen und Sozialisti· 
sehen Partei. Der Colorado·Ex·Senator Luis Hierro Gambar· 
della redet diesbezüglich von "einer Immoralität, Bürgern zu 
verbieten, die Kandidaten zu wählen, denen sie den Vorzug 
geben·'.3 
Ohne Zweifel hat der Abbruch der Verhandlungen zu einer 
Radikalisierung auch der eher gemäßigten Fraktionen der 
Opposition geführt, in dem Maße wie die Alternative einer 
Rückkehr zur Demokratie über Gespräche mit den Militärs 
zu schwinden scheint. 
Für den 6. August d.J. hatten die Parteien noch um Erlaub· 
nis für eine Kundgebung gebeten, bei der ihre Delegierten 
vor dem Volk Rechenschaft über ihr Verhaln-n und die 
Motive der Suspendierung des "Dialogs·' ablegen sollten. 
Doch am 2. August d.J. erließ die "'lilitärregierung einen 
neuen sog. "Verfassungsakt", der jede politiSChe Aktivität 
auch der "zugelassenen" Parteien, bis auf intern administra· 
tive Angelegenheiten, verbot. Ein weiteres Dekret bestimm­
te die Aberkennung aller politischen Rechte jeden Bürgers, 
der "Ruhe und Ordnnng stört'·. 
Nach dieser Rückkehr zu den totalitären Zeiten von lIor 
1980, wurdl' die gemeinsame Veranstaltung der drei Par· 
teien natürlich verboten. Trotzdem demonstrierten einige 
tausend Arbeiter und Studenten bis nahe an das Polizeipräsi. 
dium von Montevideo heran. Ein starkes Aufgebot lIon Polio 
zei und Antiaufstands.Truppen löste die Demonstration ge­
waltsam auf. Laut Polizeibericht wurden 83 Personen lIer­
haftet und zwei verletzt, eine Frau mit Sehußwunde. 
Eine ähnliche Kundgebung fand, von der Nationalpartei e in-

berufen, in Rh'era an der Nordgrenze statt, wo die Armee 
die Stadt faktisch besetzte und viele Demonslrallten verhaf­
tete. Andere nüchteten über die Grenze nach Brasilien. 
Am 11. August d.J. traten Luis Perez Aguirre und Jorgc 
Osorio, zwei katholische Pfarrer, die dk Menschenrechts· 
organisation Friedens- und Gerechtigkeitsdienst (SE RPAJ) 
gegründet hatten, für 14 Tage in einen Ilungerstreik. Er soll­
te in einen "Tag der nationalen Reflexion" am 25. August, 
dem Unabhängigkeitstag Uruguays, ausklingen. 
Zu diesem Tag waren alle Uruguayer aufgerufen, von 18 bis 
20 Uhr in ihren Wohnungen zu bleiben, um so ihren Willen 
zu einer fri~dlichen Rückkehr zur Demokratie zu bekunden. 
Alle Parteien, die "zugelassenen·' wie die verbotenen der 
Frente Amplio, schlossen sich dem Aufruf an und bereiteten 
mit !-'Iugblättern und Telefonaten die Aktion vor. 

Von der "nationalen Renex.ion" ... 

Am 16. August d.J. fand in den meisten Fakultäten ein 
Studentenstreik statt, am 24. August eine Demonstration 
vor dem Kloster, bei der wiederum 173 Personen arrestiert 
und geschlagen wurden, Nonnen, Priester, Studenten. 
Am selben Abend gab der Innenminister, General Hugo 
Linares, eine Pressekonferenz, bei der er SERPAj und die 
drei Geistlichen beschuldigte, "das Klima des Friedens und 
der bestehenden Sieherheit, das angesichts des Zustands der 
übrigen Welt beneidenswert ist, zu untergraben". Mit seinen 
Attacken gab er so allen Uruguayern, die es noch nicht mit­
bekommen haHen, bekannt, was die Diktatur bisher zu ver­
schweigen gesucht hatte, und was am 25. August zu tun 
war. 
Und tatsächlich leerten sich diesen Tag um 18 Uhr die Stra· 
ßen, fast alle Geschäfte schlossen. Um 20 Uhr löschten die 
Uruguayer das Licht für 15 Minuten aus und in allen Stadt­
teilen - in den \'ornehmen wie: I'odtos und Punta Gorda 
und in den Arbeitervierteln wie La Teja bis zum Cerro -
ertönte ein ohrenbetäubender Lärm von rasselnden Koch­
töpfen und Pfannen. Und auch in den anderen größeren 
Städten des Landes. 
Nach 20.30 Uhr ftillte sich der ,,18 de J ulio" wieder mit 
einer Menschenmenge, die Losungen gegen die Diktatur aus· 
rief. Die Polizei schlug ivieder scharf zu und nahm viele 

47 



Verhaftungen vor. Man schätzt etwa 3.700 nur in den letz­
ten zwei Monaten. 
Doch die J'ro testaktionen re:ßen seitdem nicht mehr ab. 
Vorbereitet von "Arbeitsgruppen ", der Vertreter der "zuge­
lassenen" und der verbotenen Parteien, der Gewerkschaften, 
der Kirche und der Studentenorganisation angehören, hat 
die Einheit an der Basis auch einen Niederschlag an der 
Spitze gefunden. 
Persönlichkeiten aller Richtungen der Opposition. der I'ar­
teien (offiziell natürlich nur der "zugelassenen), des Inner­
gewerkschaftlichen l'lenums der Arbeiter (PIT) und der jetzt 
verbotenen SERI'AJ haben ein Zwischensektoriaks Par­
lament rur Freiheit Jetzt (AIDA) gebildet, das der Ober­
einstimmung aller Uruguayer im Kampf gegen die Diktatur 
Ausdruck verleiht und den Widerstand überparteilich koor­
dinieren soll. 

__ .zum nationalen Protest streik 

Gewissermaßen eine Parallek zu der Demokratischen Kon­
vergenz Uruguays4 im Exil, der allerdings die Frente 
Amplio auch offiziell angehör\. 
Am 16_ September d.J . halle tro tz scharfer Zensur ein zehn­
minütiger allgemeiner Proteststreik um 10 Uhr vormittags 
und um 16 Uhr stattgefunden, inszeniert - ebenso wie die 
große I. Mai-Kundgebung - '10m PIT, dem offiziell nicht 
anerkannten Dachverband der legalen ßetriebsgewerkschaf· 
ten. 
Nach der Resonanz des 25. August d.j., ist jetzt der 25. 
eines jeden Monats als ein Tag des nationalen Protestes vor­
gesehen. So waren am 25. September d.j. 'Ion 18-20 Uhr 
wiederum die Straßen leer. Danach ging das Licht aus. Doch 
diesmal paukten die Uruguayer nicht nur anonym hinter 
den Fenstern ihrer Wohnungen auf die Töpfe, sondern gin­
gen damit auf die Straße. 
80.000 Menschen marschierten dann durch i\lontevideo und 
forderten die Rückkehr zur Demokratie. eine radikale Ände­
rung der Wirtschaftspolitik und Freiheit Hir alle politisch~n 
Gefangenen. Ein T eil der Demonstranten besuchte die Fami­
lie des Generals Liber Seregni, der bei den letzten Wahlen 
1971 als I) räsidentschaftskandidat der t'rente Amplio in 
Montevideo der meistgewähhc Kandidat war. 
Ursprünglich war von der Polizei nur ein Studentenmarsch 
zum "Tag der Studenten" genehmigt. Doch sofort rief der 
PIT dic Arbeiter zum i\litmarschieren auf, und ebenfalls die 
"Mütter der politischen Gefangenen" und der .,Verschwun­
denen". Was ausHindischen j ournalisten und Diplomaten be· 
sonders auffiel. war einerseits der völlige Verlust der Furcht, 
auf die sich dank dem Terror das Regime bisher hatte stüt­
zen können, und andererseits das ausgewogene Verhalten 
und die politische Reife der Demonstranten. 
Das Konzept der Frente Amplio in der gegenwärtigen 
Epoche ist eindeutig: Kampf bis zum Sturz der Diktatur 
und Einheit mit allen antidiktatorischen Kräften. 
Ohne ernsthafte Verhandlungen auszuschließen - denn 
auch unter den Offizieren stehen einige dem Volke näher, 
denken zumindest realistischer - , sieht sie den Weg zum 
Sieg der demokratischen Kräfte in erster Linie in der Mobili­
sierung und im Kampf der Massen. Dieser hat ja auch 
Rückwirkungen auf das Kräfteverhähnis der "Falken" zu 
den "Tauben" innerhalb der Armee. Und sollte es z. 8. er­
ncut zu Verhandlungen kommen, so !:inden sie jetzt, mit 
dem Volk auf der Straße, unter ganz anderen Bedingungen 
als vordem statt. 
Den Schwerpunkt der bis dato illegalen Arbeit hatten die 
Parteien der Frente Amplio auf die Organisierung der Arbei. 
terklasse und in zweiter Linie auf die der Studentenschaft. 
Es ist wohl mehr als ein Zufall, daß sowohl auf Gewerk-
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schaftsebene wie in der Studentenschaft sieh heut;tutage 
legale, gewissermaßen unter Aufsicht stehende Vereinigun­
gen, wie mit unterirdischen Kabeln verbunden mit den ver· 
botenen der marxistischen Linken kombinieren; so die in 
das restriktive Gesetz des Regimes eingezwängten Betriebs­
gewerkschaften mit der ahen EinheitsgewerkschaftszerUrale 
PIT, und dahinter die verteufelte und verfolgte CNT. 
Heute zeigt es sich. daß die schmerLlichen Opfcr an Gefan­
genen, Gefolterten, Toten und Verschwundenen, die die 
I'ar teien der Frente Amplio, die Gewerkschafter der CNT 
und die illegalen j ugendorganisationen in 10 j ahren des 
Kampfes gebracht haben, nicht umsonst waren. Ihre Saat 
geht auf. Wenn jetzt auch noch nieht unter den alten ver­
trauten Namen. Aber was tut der Name? Der Sohn muß ja 
nicht so wie der Vater heißen, auch welln er in seine Spuren 
tritt. 
Natürlich gibt es auch innerhalb der Frente Amplio und der 
CNT die verschiedensten Tendenzen. Im Exil gewiß mehr als 
in Uruguay. Aus verschiedener Einschätzung der komplexen 
Lage ergeben sich unterschiedliche Taktiken im Kampf. Die 
reale Situation im Lande läßt jedoch nicht viele Optionen 
zu, und das trägt zur Einheit bei. 
Vor der letzten Novemberwahl gab es Diskussionen, ob ein 
leeres Ku\'ert in die Urne zu werfen und so die Identität der 
nicht zugelassenen Frente Amplio herzustellen, oder für eine 
der antidiktatorischen Listen der Colorados oder lHancos 
die Stimme abzugeben, sei. Man einigte sich auf die erste 
Option. 6.7% der Wähler (in Montevideo 12%) kamen die­
sem Aufruf der Frente Amplio nach. Das waren allerdings 
nur 1/ 3 ihrer einstigen Wähler. 

Aber so oder so: j eue Proteststimmen plus der 72,5% der 
Colorado-Opposition und der 82% der Blanco·Opposition 
wertet jedermann in Uruguay als eine Summe des Volkswil­
lens gegen die Diktatur. Zusammen feierten sie alle am 28. 
November 1982 den Sieg. 

lieute gehen sie gemeinsam auf die Straße und legen die 
Arbeit nieder. Die Verzweinung der Einzelnen ist in den 
gemeinsamen Kampf gegen die Diktatur der Generäle und 
der Finanzelite umgeschlagen. Schwere Konfrontationen 
stehen noch bevor ... je nach dem Realitätsverständnis der 
Militärs werden sie mehr oder weniger Opfer erfordern. 
Aber über den Ausgang bestehen kaum noch Zweifel. 

Anmerkungen: 
I) General a.D. über Seregni war Priisident$Chafukandidat der 

ünkse;nheitsfront Frente Amplio (Breite Front) im Jahr 19i1 
und ist seil 10 Jahren in Haft. 

2) Siehe ausführlich: AlB 11-12/1982, S. 58·61 
3) Opinar, Montevideo, 26.5.1983 
4) Wortlaut der Grunds.atzerklärung der Demokratischen Konv.::r­

grnz siehe in: AlB 9/1980, S.16 



Brasilien 

E.nde September d.]. war es endlich so weit: Ein TlCuts Umschuldungsprogramm zwischen Brasilien und seinen wichtigsten 
Gläubigern - Privatbanken, Internationaler Währungsfonds (IMF) und westliche Regierungen - wurde p räsentiert. Damit 
demonstrierte die internationale Finanzwelt kurz vor der Eröffnung der Jahrestagung von IMF und Weltbank die "Funktions· 
tücht igkeit" des Weltkreditsystems. Ein neues Kreditpaket von 11 Mrd Dollar soll den brasilianischen Finanzbedarf für 1983/84 
sicherstellen. Kurz zuvor halle die Regierung Figueiredo dem IM F in einem dritten "Absichtsbrief" zugesichert, die Inflatio n 
bis Ende des Jahres auf monatlich 5% zu senken. den Hande1sbilanzüberschuß auf 9 Mrd Dollar zu steigern, das Defizit im 
Staatshaushalt zu verringern und a lles, was die Rückführung von Gewinnen transnationaler Konzerne (Kapitaltransfer) be­
schränkte, fallen zu lassen. 
Doch der Finanzhandel, der der Bankenwelt Erträge sichert, d ie um 3% über den international üblichen Sätzen liegen werden, 
muß noch etliche Klippen umschiffen: Nicht nur bedarf er der Zustimmung von etwa 800, vornehmlich kleineren Privatbanken, 
die im Brasiliengeschäft engagiert sind . Auch kann der brasilianische Kongreß (zu den Kongreßwahlen 1982 siehe: AlB 1/1983, 
S. 15.17) in einer 60.Tage.Frist noch Widerspruch gegen das mit den neuen Krediten verknüpfte "Anpassungsprogramm" 
einlegen. Eben dieses Parlament bereitete der Regierung Figueiredo in der vorletzten Septemberwoche die erste große Abstim­
mungsniederlage ihrer Amlneit. Es votierte mehrheitlich gegen ein - ebe nfalls auf IMF-Forderungen zurückgehendes - Regie­
rungsdekret, nach dem die Löhne künftig nur noch zu 80% an die laufende Gelde ntwertungsrate angeglichen werden sollen. 
jorge Kühnert schilden die Vorgeschichte des neuesten Umschuldungsakts, seine brasilianischen Hintergründe und die Wider­
sprüche des IMF-Sanierungskonzepts. 

Jorge Kühnert 

Im Angesicht des Staatsbankrotts 
.C}Jf 

! ' ), ) t ! 

ATI.ANTIK 

Im juni 1983 war es fast soweit: Brasilien konnte nicht 
mehr zahlen. Die ausländischen Banken, Reedereien, Flug­
gesellschaften und Ölkonzerne warteten vergeblich auf nUli­
ge Be träge in Höhe von insgesamt I Mrd Dollar. 
Schuld an dieser Lage war der Internationale Währungsfonds 
(IMF). Einen Monat zuvor hatte der IMF die Gewährung 
eines Kreditpakets von 5,4 Mrd Dollar an Brasilien zurück­
gestellt. Als Begründung waren unzureichende Maßnahmen 
zur Beschneidung der öffentlichen Ausgaben und der Infla­
tionsrate genannt worden. 

Brasiliens Minister für Soziales, Helio Behrao, kommentier· 
te : "Wir haben so schwerwiegende soziale Probleme. daß wir 
nicht mit der Rezession spielen können." 

In Panik gekommen, zogen die ausländischen Banken kur.'.­
und mittelfristige Anlagen im T empo von monatlich 300 
Mio Dollar aus Brasilien ab. Die Situation war so kritisch, 
daß der Vorsitzende der US·Federal Reserve Bank, Paul 
Volcker, die Topmanager der sechs größten New Yorker 
Banken zur Vereinbarung von Notmaßnahmen zusammen­
rief. 
Da die USA noch imm er das Sagen im IM F haben, wurde 

Brasilien kurzfristig die Umschuldung von 4,6 Mrd Dollar 
genehmigt. Dieser im jahre 1983 fallige Betrag wurde auf 5 
jahre verteilt, wobei die erste Rate 1986 rückzahlbar ist und 
die letzte 1991. Die nächsten 3 jahre sind also tilgungsfrei. 
Dafür wurde der Risikozuschlag (spread) auf die ohnehin 
schon hohen Interbank·Zinsen weiter angehoben. Mit 2,5% 
ist das der höchste Risikozuschlag der Weh - womit die 
Banken demonstrieren, daß sie erstens bereit sind, Brasiliens 
Notlage für den eigenen Vorteil auszunutzen, und daß sie 
zweitens wenig Vertrauen in Brasiliens zukünftige Zahlungs­
fahigkeit haben. 1 

Solche Zweifel an Brasiliens Bonität sind nicht unbegründet. 

Schon im juli 1983 bclief sich die gesamte Auslandsver­
schuldung des Landes auf ca. 89 Mrd Dollar. Das sind fast 
37% des voraussichtlichen Bruttoinlandprodukts (1969 
noch 14.4%). Genau genommen dürfte Brasilien nichts mehr 
importieren, um wenigstens eine Chance auf die Ablösung 
dieser Ricsensumme zu haben. 1982 waren 82,2% sämt­
licher [xporterlöse fUr die Rückzahlung der Auslandskredite 
und der Zinsen aufzuwenden. Der Rest wurde vom Transfer 
der Gewinne brasilianischer Konzerntöchter ins Ausland ge­
schluckt. 

Höchster Risikozuschlag der Welt 

1983 wird sich dicse Situation noch verschlechtern, obwohl 
Brasilien im juni und Juli d.j. nach drastischer Reduzierung 
der Importe die höchsten Außenhandelsüberschüsse seiner 
Geschichte er,delle: 834 und 707 Mio Dollar. Bereits 1982 
konnte das Land einen Exportüberschuß von 1,2 Mrd Dollar 
verbuchen. Trotzdem zeigte Brasiliens Zahlungsbilanz rote 
Zahlen. Die Exponerlöse reichten nicht aus, um die hohen 
Zahlungen im Dienstleistungssektor abzudecken: offener 
und versteckter Gewinntransfer der transnationalcn Kon­
zerne, Frachtkosten, Versicherungsprämien usw. 
Insgesamt belief sich das brasilianische Zahlungsdefizit 1982 
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auf 3,8 Mrd Dollar (1981: 4~'lrd). Auch das rur 1983 zu 
e:rwarte:nde Re:kord-Auße:nhanddse:rgebnis von 6 ~!rd Dollar 
wird die Zahlungsbilanz kaum ausgle:ichen. Die Auslands­
investitionen können das De:fizit ebenfalls nicht kompe:nsk­
Te:n. Sie zeigen seil J ahren cine rückläufige Tendenz: 1978 
noch fast 3 r.,Ird Dollar, 198 1 1,8 Mrd und 1982 1,2 Mrd. 2 

Im Anste:ige:n sowohl der Auslandsinvestitionen als auch der 
Exporte sie:ht die: brasilianische Regierung langfristig die 
Lösung fLir die Zahlungsprobleme. Im Juni 1983 wurde eine 
Verordnung über die Erleichterung des Transfers von Gewin­
nen ins Ausland e:rlassen, um weiteres ausländisches Kapital 
anzulocken. Ebenso wird beabsichtigt, die Ausbeutung der 
Carajas-Bodenschätze bald in Angriff zu nehmen. 
Daß die ausländischen Investitionen in Form von Gewinnen 
das Land bald wieder verlassen, stört Finanzminister Galveas 
anscheinend nicht. Sdbst dann nicht, wenn im Zeitraum 
von ]0 J ahren zweieinhalbmal so viele Gewinne, Royalties, 
I'atentgebühren usw. aus Brasilien herausnossen, wie an An­
lagekapital hereinkam. 

Auch das Carajas. Projekt ist wenig geeignet, Brasiliens Zu­
kunft in rosigerem Licht erschcinen zu lassen. Zwar liegt um 
Carajas die größte Konzentration an Bodenschätzen, die: in 
Brasilien je e:ntde:ckt wurde:. Es gibt dort Erze, Buntmetalle, 
Minerale und Edelsteine:. 
Der Nachteil aber ist das Fe:hlen jeglicher Infrastruktur in 
die:sem Gebiet, das weit von der Küste entfernt, mitten im 
Urwald liegt. Es wären deshalb· Investit ionen in Höhe: von 
ca. 60 Mrd Dollar nötig, um die Vorkommen auszubeulen. 
Nach optimistischen Schätzen soll dann ein Rohstoffexport 
im Wert von jährlich 6-]0 Mrd Dollar möglich sein. 

Exportsteigerung - eine Sackgasse 

Da der größte Teil der Finanzmittel Hir Investitionen dieses 
Ausmaßes aus dem Ausland kommen müßte, würde: Brasilien 
erst einmal bis zu 15 Jahre lang die Kredite nebst Zinsen 
zurückzahlen müsse:n, bevor dem Land Erlöse zufließen. 
Und das alks im günstigsten Fall, d.h. wenn die Rohstoff­
preise nicht weiter sinken und die brasilianischen Exporte 
nicht weiter durch HandeJsbarrieren eingeschränkt wer­
den. 3 

Durch Carajas würde:n also die Exporterlöse in absehbarer 
Zeit kaum steigen. Aber auch in anderer Hinsicht wird der 
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Export problematischer. Viele brasilianische Produkte: sind 
ftir den wichtigen US-r.,larkt kontingentiert. Dazu gehören 
Stahl, Zucker, Schuhe, Textilien und andere: Erze:ugnisse. 
1982 verfügun die USA Exportrestriktione:n rur brasiliani· 
sehe Produkte: erstmals auch ftir Drittmärkte: Auf Druck de:r 
US-Re:gie:rung wurde der Export von Hähnchen in de:n Mitt­
leren O~t"n ve:rhindert. 4 

Natürlich haben die Verantwortlichen des IM F und der 
Cläubigerbanken ähnliche: überlegunge:n ange:ste:llt. Nach 
Managerlogik wurde: gefolgert: Wenn die Erlöse: nicht aus­
re:ichen, müssen die Koste:n gesenkt werde:n. So wurde im 
Juni 1983 von de:r brasilianischen Re:gierung ein Maßnahme­
plan zur Verringerung de:r Staatsausgabe:n e:rpreBt, ohne: de:n 
e:s die Umschuldung de:r 4,6 Mrd Dollar nicht gegeben hätte:. 
Insgesamt wurden sechs vom Staatspräsidenten eigenhändig 
unterschriebene Ge:setze:sdekrete, zehn Resolutione:n des 
nationalen Währungsrats, zwci Verordnungen de:s Finanz­
miniSteriums und drei Anweisungskataloge der Zentralbank 
ve:rabschiedet. Auf einen kurt:en Nenner gebracht, kann man 
sagen, daß diese Maßnahmen sowohl die: Preisste:ige:rungs- als 
auch die: Arbe:itslose:nrate in die Höhe treiben we:rden. 
U.a. ist vorgesehen, im Zeitraum von 3 Jahren die meisten 
der zinsbegünstigten Kredite ftir Klein- und Mitte lbe:trie:be: 
e:xpoTtorie:ntierte Industrkn und Hir die Landwirtschaft ab· 
zubauen. Ohne die:se Zinsbegünstigung be:trugen z.B. die 
Zinssätze für Kredite aus Inlandsmitteln mit ciner Laufzeit 
von 180 Tagen im Juli 19835-6% pro Monat. Lie:ße:n sich 
die:se höheren Zinskosten nicht über die Warenpreise weiter­
geben, wurden Arbeitsplätze: geopfe:n. 
Gleichzeitig wurden verschiedene Steuern ftir juristische Per­
sonen zur Verringe:rung des Staatsdcfizits eingeftihrt, die 
ebenfalls ihren Niede:rschlag in ge:stiegene:n Preisen fande:n. 
Eine Steuer wurde: allerdings von 4 ,6% auf 1,5% gesenkt: die 
auf Finanzoperationen. Außerdem wurden den Kapitaleig. 
nern die Möglichkeit cingeräuffit, finanzielle Verlust e aus 
der ständige:n Cruzeiro-Abwertung durch Abschreibung aus­
zugleichen. 
Noch unmittelbarer betroffen ist die lohnabhängige Bevöl· 
kerung Brasiliens von einer anderen Maßnahme: der Ab­
schaffung der Subventionen für Erdöl und Erdölde:rivate. 
Dadurch ve:rte:uerte:n sich Benzin, Diesel und Haushaltsgas 
durchschnittlich um 45%. Da 80% alkr Konsumgüter auf 
der Straße befördert werden, stiegen allerdings nicht nur die 
Transportkosten, sondern anteilmäßig auch die Warenpreise. 
Die Subventionen ftir Weizen sollen ebenfalls in Kürze ge:stri-



ehen werden (1983 wird Brasilien für etwa 1,5 ~Ird Dollar 
Weizen importieren; das elHsprichc mehr als 1{4 des Gesamt· 
verbrauchs). 
Bislang wurden die Löhne und Gehälter jedes halbe Jahr 
automatisch dem INI'C·Verbraucherpreisindex angepaßt. 
Für Verdiener von bis w drei Monatslöhnen lag die Anpas· 
sung sogar 10% über dem Preisindex. Im Rahmen der vom 
IM F aufgezwungenen Politik begrenzte die Regierung fUf 
den Zeitraum vom J. August 1983 bis 31. juli 1985 die 
Anpassung auf 80% des INPC·lndexes. 
Um diese bittere Pille etwas zu versüßen. wurden Lohnstcu· 
erreduzierungen verfUgt, die fUr die unteren LohnSLUfen bis 
zu 30% Steuereinsparung bedeuten. Da 64,4% der wirt· 
schaftlich aktiven Brasilianer lediglich bis zu zwei Mindest· 
gehältern verdienen und sowie - so sehr wenig Steuern be· 
zahlen, dürfte diese Steuersenkung kaum ins Gewicht fal· 
len. 5 Aber dadurch wurde genau die Bevölkerungsmehrhe it 
am meisten getroffen, die auch in anderer Hinsicht schlecht 
dasteht: Nach neuesten offiziellen Statistiken erreichen die· 
se ärmsten 64,4% der Brasilianer e in Durchschnittsalter von 
unter 58 jahren. Pensioniert wird man in Brasilien aber erst 
mit 60 jahren. Das bedeutet: Die Mehrheit der Bevölkerung 
muß arbeiten bis zum Umfallen.6 

Eine weitere Regierungsmaßnahme wird ebenfalls Arbeits· 
plätze kosten. Für 339 Staatsbet riebe wurden die Haushalts· 
mittel um insgesamt 5,6% gekürzt. Besonders betroffen sind 
der Straßenbau, das Fernsprechnetz und die Atomenergie. 
Hauptziel ist die Senkung des Defizits der öffent lichen 
Hand, das zur Zeit bei 17% des Bruttoinlandprodukts liegt. 
Es ist jedoch sehr fraglich. ob die Regierung mit ihrem Maß· 
nahmepaket wirklich eine Reduzierung des Staatsdefizits er· 
reichen kann. 

Durch den Abbau der Subventionen und die Steuererhöhun· 
gen ist bis jetzt nur die Inflation angeheizt worden, die im 
juli 1983 schon bei 90'ro lag. Die DeulSch·Südamerikanische 
Bank rechnet rur 1983 insgesamt mit einer Inflationsrate 
zwischen 150 und 180%. Dieses hohe Innationstempo be· 
schleunigt wiederum die Cruzeiro· Entwertung. Bereits am 
18. August 1983 war der Cruzeiro das 34. Mal in diesem 
jahr gegenüber dem Dollar abgewertet worden. Der gesamte 
Wertverlust ftir den Zeitraum ],],-18.8.1983 lag bei 6\ ,5%, 
was einer Verteuerung des Dollars um 160% entsprach. Die 
verschlechterte Wechselkursrelation schließlich hat zur fo l· 
ge, daß sich das Defizit der öffentlichen Hand erhöht, da ein 
Großteil der Staatsschuld verschreibung der Wechselkursan· 
passung unterliegt. 7 

Massenproteste gegen die IMF·Therapie 

Wie man aus diesem Teu felskreis von Auslandsverschuldung. 
Staatsdefizit. Preissteigerungen. Arbeitslosigkeit und Infla· 
tion bei Beibehaltung der derzeitigen Wirtschaftsordnung 
herauskommen kann, weiß in BrasjJien niemand. Trotzdem 
wurde Brasiliens Regierung im August 1983 vom 11\1t' dazu 
gebracht, sich in einem .,Letter of Intent" (etwa: Absichts· 
brief) zur Senkung der öffentlichen Verschuldung auf die 
Hälfte des Gesamtwertes von 1983 und der Inflation auf 
monatlich 5% zu verpflichten. 8 

Eines ist allerdings klar. nämlich wer die Zeche zu zahle n 
hat. Gegen 11\1 F.Aufiagen, Verteuerung und Arbeitslosigkeit 
traten denn auch bereits die Beschäftigten der Erdöl·. Che· 
mie· und Bauindustrie in den Ausstand. An Warnstre iks in 
der metallverarbeitenden Industrie um Säo Paulo beteiligten 
sich 70 .000 Arbeiter. Ebenso streikten die BankangesteJlten 
und die Busfahrer. In Rio de janeiro gingen am 21.7.1983 
über 50.000 Menschen auf die Straße, um gegen die Auswir· 
kungen des 1M F·Diktats zu protestieren. 
Noch ist die Beteiligung an den Streiks und Demonstratio· 
nen nicht zu einer wirklichen Massenbewegung geworden. 
D.ie frankfurter Allgemeine Zeitung meinte dazu: "Der ent· 
scheidende Grund für das Zögern der Arbeiter dürfte ... die 
Angst sein. in der Rezession den Arbeitsplatz zu verlieren." 
Bereits jetzt sind 40% der Brasilianer im arbeitsfahigen Alter 
entweder arbeitslos oder unterbeschäftigt. Trotz explosiver 
Bevölkerungszunahme gibt es im Großraum Säo Paulo heute 
als Ergebnis der Entlassungen in den letzten 2 j ahren nicht 
mehr Beschäftigte als 1973. f\Hein Mercedes Benz do Brasil 
reduzierte 1981-82 den I'ersonalbestand von 21.000 auf 
11.784 (und erzielte, nebenbei gesagt, 1982 einen Gewinn 
von 840 Mio Dollar)! 
Die Ii\lF.Aufiagen werden die Arbeits losenschlangen auf 
jeden Fall weiter anschwellen lassen. 9 So überrascht es 
kaum, daß sich die Brasilianer immer häufiger fragen: "Wäre 
es rur Brasilien nichllangsam besser, bankrott zu sein?"l0 

Anmerkungen: 
I ) Time, New Vork, 13.6.1983 und Vereinigte Wirtschaftsdiemte, 

1!;.6.1983 
2) Cadernos do Terceiro Mundo, Lissabon. Nr. 2-3/1983 und 

Cadernos do CEAS, Bahia, Nr. 1-3fi 983 
3) Cadernos do Terceiro Mundo, Nr. 2-3/1983 
4) CadernosdeCEAS,Nr.3-4/1983 
!;) Bundentelle rur Außenhandels(BfA)·lnformation, 14.6.1985 

und Information der Deut$Ch·Siidamerikanischen Bank, 
1!;.7.1983 

6) Cadernos do CEAS, Kr. 34{1983 
7) BfA'lnformation, 14.6.1983 und Infonnationen der Deutsch· 

Südamerikanischen Bank, 24 .6.,1 5.7. und 19.8.1983 
8) BfA·lnfonnation, 18.8.1983 
9) Latin American Weekly Report, London, 1.7. 1983; Frankfurter 

Allgemeine Zeitung, 13. und 23.7. 1983; Time, 2!;.7.1983 
10) Cademos do CEAS, Nr. 3-4{1983 
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Kolumbien 

Peter Garcia 

Präsident Betancour im Kreuzfeuer 

Hafenarbeiterausstand in Buenaventura an der Pazifikküste 
Kolumbiens. Die Streikenden versammeln sich vor der Zen­
trale ihrer Gewerkschaft in der Cundinamarca-Straße. Viele 
haben die Familie dabei. 
Es ist Nachmittag. Vom Meer her weht ein kühler Wind, der 
die Hitze erträglicher macht. Ein Gewerkschaftsvertreter 
gibt Bericht über den Stand der Verhandlungen mit dem 
Hafenunternehmen Co[puertos. Am Rande der Menge spie­
len Kinder. 
Aber die Ruhe trugt. In Sichtweite stelkn sich schwerbe­
waffnete Polizei- und Militäreinhciten auf. Und dann ge­
schieht das Unfaßbare: Nach kurzer Vorwarnung durch 
Lautsprecher schießen die Uniformierten kaltblütig in die 
Menge. Der Saldo des kombinierten Polizei- und Armeeein­
satzes; drei Tote, darunter der l2jährige Fabio Garcia, 22 
Verletzte, 400 Festgenommene. 
Das Gewerkschaftsbüro wird gestürmt und verwüstet. An­
schließend behaupten die verantwortlichen Offiziere, dort 
Marihuana und Sprengstoff gefunden zu haben. 
Vorausgegangen waren dem feigen überfal! andere Gewalt­
akte. Polizisten in Zivil hatten Zelte der Streikleitung nie­
dergerisser und Schlägereien provoziert. Angehörige der 
"Iarine, des Heeres und der Polizei betätigten sich als Streik­
brecher zum Be- und Entladen von Schiffen. 
Wie Buenaventura wurden auch die kolumbianischen Atlan­
tikhäfen militarisiert. Während Colpuertos auf der einen Sei­
te nicht bereit war, angemessen auf die Lohnforderungen 
der acht lIafengewerkschaften einzugehen, zahhe das Unter­
nehmen alleine in Santa Marta täglich umgerechnet 10.000 
Dollar als Aufwandsenuchädigung an die Streitkräfte. Zu 
diesen hat der Geschäftsführer des Unternehmens, Tito Gar­
da l\lotta, übrigens ein ganz besonders enges Verhältnis: Er 
ist Vize-Admiral der kolumbianischen Marine. 
Für die rechten Militärs sind die Schüsse von Buenaventura 
nur eine Provokation unter vielen, um die Politik der vor-
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sichtigen demokratischen öffnung unter Präsident ßelisario 
Betancour zum Scheitern zu bringen. Wiederholt hatte z.B . 
der Oberkommandierende des lIeeres entgegen den Bestre­
bungen der Regierung in alter öffentlichkeit erklärt, daß es 
"keinen Waffenstillstand mit den Guerilleros geben würde". 
Wegen dieser Sabotage der Politik des Präsidenten Betan­
cour trat am .31.5.1983 der Vorsitzende der von der Regie­
rung ins Leben gerufenen Friedenskommission, Otto Mora­
les Benitez, von seinem Posten zuriick. Somit ist der Ver­
such eines Dialogs zwischen Streitkräften und Guerilleros 
vorerst gescheitert. 

Dialog Streitkräfte-Guerilla gescheitert 

Ein weiterer Vorfall verdeutlicht das Maß des Mißtrauens 
der Rechtskräfte gegenüber dem derzeitigen Präsidenten, der 
immerhin l\litglied der konservativen Partei ist. Im Mai 1983 
wurde entdeckt, daß alle Telefone Bclisario Betaneou rs an­
gezapft waren. 
Der Generalsekretär des l' riisidentenamtes wies daraufhin 
die wichtigsten Regierungsfunktionäre in einem Rundschrei­
ben an, von ihren Privatwohnungen oder Dienstwagen aus 
alle Telefongespräche über ver trauliche Regierungsange1e­
genheiten oder Fragen von großer Wichtigkeit zu vermeiden. 
In der Presse wurde vermutet, daß entweder die Streitkräfte 
oder Angehörige der US-~lilitärmission rur diesen Abhör­
skandal verantwortlich waren. 
In die Kampagne gegell die Gewerkschaften, die demokrati­
schen Organisa tionen, die Guerilleros und die Außenpolitik 
der Regierung haben sich auch die kolumbianischen Massen­
medien eingeschaltel. Am 25. Mai dJ. \·eröffentlichte die 
dortige ßildzeitung EI Bogotano ein I:arbfoto in Großfor­
mat mit zahlreichen aufeinandergestapelten Leichen. Im 
Begleitartikel dazu stand; "Die Zahl der von den t't\RC 



(Revolutionare Streitkräfte Kolumbiens) ermordeten Bau· 
em ist auf 25 gestiegen .. · 
.\lIerdings kam die Redaktion \"on EI Bogotano mit dieser 
LU'l"e nicht IH~il. Das gleiche Foto war .Khon einmal. am 
4.IO. 19K2, in der Xewsweek erschienen und zeigte in Wirk· 
lichkeit die Leichen der ermordeten Paliistinenser von Sahra 
und Sh,uila. 

Mit der gleichen Unverfrorenheit ließ man auch Guerilleros 
sterben und 'luferstehen: Nach dem tragischen J-'lugzeugun. 
gluck, das M·19·Guerillamhrer J aime Bateman das Leben ge· 
kostet halle, behauptete die Presse, Bau~man sei in Wirklich· 
keit ,"il den Geldern der Bewegung ins Ausland genüehtet. 
I)arlir wurde der Oberkommandierende der h\RC, ,\Iarulan· 
da "dez, entgegen den Tatsachen \·on den Medien rur tot 
erklärt. 

Den kapitalsten I'ropaganda.Bock schossen ;\Iassenmedien 
und Strdtkr;ifte dann gemeinsam im April d.] . 
In Brasilien W.Hen vier libysche FlugZ<'uge I'ombergehend 
festgdldlten worden, die Medikamente und ;'.Iilitärmatcri:tl 
rur Z'\ik.Lr..gud trdnsportierten. Am 21.4.1983 verbreiteten 
Presse, Rundfunk und Fernsehen ei n Kommuniquc der 
kolumbianischen Streitkräfte, wonach eines dieser libyschen 
TransportnugZ<'uge mit Waffen rur die ;\1·19 in Südkolum· 
bien gdandet und dort vom "wachsamen lIeer aufgebracht" 
worden sei. 
Am gleichen Tag noch ersetzten die Oberkommandierenden 
der Slreitkr;ifte diese Luge durch eine andere: lJaß eines der 
\'ier in Brasilien feslgehaltenen FlugZ<'uge Waffen rur die 
M·19 geladen hiitlc. Zur gleichen Zeit veröffentlichte das 

kolumbianische Fernsehen gefälschte Bilder von dem angeb. 
lieh in Süd kolumbien gelandeten libyschen Flugzeug - des· 
sen Existenz offiziell dementiert worden war! 
lJie Stoßrichtung dieser Kampagne war klar gegen die 
Außenpolitik der Regierung Belilncour gerichtet: gegen den 
I Monat ,euvor erfolgten Beitritt zur angeblich von Ghad· 
dafi behemchten - Bewegung der Nichtpaktgebundenen, 
gegen die L'nterstützung Argentiniens in der Malwinenfrage 
und gegen die Mitarbiet Kolumbiens in der Contadora· 
Gruppe, die eine friedliche Lösung du l\littdamerika·Kon· 
flikts anstrebt. 

Den USA in diese Politik längst ein Dorn im Auge, zumal 
der Stellenwert Kolumbiens im strategischen Konzept 
WashingIOns rur Laieinamerika sehr hoch isl. Das gehl aus 
dem "Secunty Assistance Program" (Sicherheiuhilfe) mr 
1984 hervor, das dem Senat vom Pentagon unterbreitet wur· 
d<. 

.\uf Seite 330 heißt es dort: "Kolumbien ist für die USo 
;tmerikanischen Inleressen in Lateinamerika besonders wich­
tig ... (es) ist in starkem Maße mit der Bekämpfung der Gue· 
rilla .Gruppen beschäftigt ... (das) Programm wird es Kolum· 
bien erlauben, sich mit der ernsthaften Bedrohung durch 
örtliche Aufstände auseinanderzusetzen. Durch den ... Er­
werb von J-'luip:eugen ... , lI ubsehraubern, gepanzerten Fahr· 
7.eugen, Luhverteidigungssystemen, Anti·Panzer·Waffen, 
Kriegsschiffen (und) Kleinwaffen werden die legitimen Ve .... 
teidigungserfordernisse Kolumbiens ermllt und ein Beitrag 
zur Stabilität in der Region geleistet. .. " 

Desweiteren sollen 850 kolumbianische Militärs in den USA 
oder Panama geschult werden. Die Durchmhrung ist von der 
US-Militärmission in Bogota zu überwachen. 
Zur Zeit setzen die USA besonders auf die reaktionären 
kolumbianischen l\lilitän, um ein Umschwenken der Außen· 
politik auf einen Reagau,,&enehmen Kurs zu erreichen. Auch 
der Besuch des US·Admirals Wesley l\lclJonald Ende Jul i 
dJ. in Sogod. verfolgte dieses Ziel. McDonald ist nicht nur 
Oberkommandierender der Marine·Einheiten der NATO. Be· 
reits in der Vergangenheit halle er Sondermissionen erfolg­
reich zu Ende gemhrt: ..:.8. den euten Angriff auf Xordviet· 
nam im Zusammenhang mit dem 1964 sclbstinszenierten 
"Zwischenfall" im Golf von Tonking. 
Nach dem obligatorischen Gesprach mit dem Präsidenten 
Kolumbiens sct..:te er sich mit Verteidigungsminister Lan· 
dulibal und anderen Generälen hinter geschlossener Tür zu· 
sammen. Ein Woche später rührten die Streitkräfte der USA 
und Kolumbiens auf der kolumbischen Insel Providencia vor 
Nikaragua gemeiusame Landemanöver durch. Dazu die Zei· 
tung EI Mundo vom 7.8.1983: "lJie liuke Hand wirft in 
Ilrovidencia um, was die rechte !land in Contadora aufge. 
baut hat." 

Andere kriminelle Aktivitäten der MiIitän hatte ein paar 
l\lonale vorher der Generalstaatsanwalt der Nation aufge. 
deckt. In einem umfassenden Uericht wurde ihre Verant· 
wortung rur die TeITorbande ;\IAS eindeutig bewiesen. 
Allein 59 Militarangehörige, darunter drei Bataillonskom· 
mandeure. wurden mit vollem Namen als Mitglieder ge· 
nannt. In der Zwischenzeit hat der MAS (Tod den Entmh· 
rern)Abkger bekommen: l\IAC (Tod den Kommunisten), 
t'alange, Escuadron de la Muerte (Todesschwadron), Aguilas 
Negras (Schwane Adler), Grillos (Grillen) und Tiznados. 
Mehr als 400 ;\lorde geheIl auf das Konto dieser Banden. 
Das Geheimdokument des lIeers "lje.,3.IO RESERVAIJO 
No. 1689" gibt gC"naue Anweisungen zur Gründung und An· 
leitung paramilitärischer Gruppierungen. Als Verantwort· 
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licher wird ein Offizier oder mindestens Unteroffizier beauf­
tragt. Das MilitJ.r sucht außerdem die Mitglieder ded>'lord­
banden aus. trainiert sie, liefert die Waffen und befiehlt die 
Einsätze. 

Finanzhilfe und Untentützung kommt aueh von Unterneh­
mern aus dem Bereich der Landwirtschaft, denen die Angst 
vor einer demokratischen Sodenreform in den Gliedern 
sitzt. Denn 65<Jl, des Agrarlandes befinden sich noch immer 
in der Iland von nur 3<Jl, der Grundbesitzer. Die Mitglieder 
der Grillos und Tisnados sind in der Regel Vertrauensleute 
und Angestellte der Viehzüchter und Großfarmer. Dn:i der 
landwirtschaftlichen Unternehmerverbände haben sich bei 
der Verteidigung von Stn:itkräften, Polizei und !\lAS gegen 
den Generalstaatsanwalt besonders hervorgetan: Kolumbia· 
nischer Viehzüchterverband (FEDEGAN), Viehzuchterver­
band der Provinz Antioquia (F ADEGAN) und Nationaler 
Verband der Milchproduzenten (ANALAC). 

Auch andere Wirtschaflskreise sind mit der I'olitik der Re­
gierung Betancour unzufrieden. Dazu gehört inzwischen der 
l-o'lultimillionär Ardila Lulle. der den Wahlkampf des dem~: iti­

gen Präsidenten finanziert hatte. 
Am 5.5.198.3 gab er einen Empfang rur Verteidigungsmini­
ster Landazabal und andere hohe Generäle. Der Verteidi­
gungsminister IH".tngerte deli seiner Meinung nach "zu gro­
ßen Edelmut" der Regierung an. konstatierte das "Scheitern 
der Amnestie" und stellte zum Schluß seiner Rede die For­
derung nach "hartem Durchgreifen gegtnübtr der Subver­
sion" auf. Ardila Lulle dankte ihm damr mit tintr hert­
lichen Umarmung. 

Kaff.,.. ..... nach O' ... n ""h"l'te &pon.nt~<l .• ~rb.n .. y,." 
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lIinttr diesem Verhalten Ardila Lullts und anderer fUhren­
dtr kolumbi:mischtr Unternehmtr steht nicht allein die 
Angst "or dtn Gutrilleros - auch wenn tS nach jahrtehnte­
langer BekJ.mpfung nicht gelungen ist, dit Cuerilld auszu· 
löschen. Im Gc:genleil: Ein Korrespondc:nt der Zeitung EI 
l'utblo konnte sich laut Bc:richt 110m 25.5. 1983 pc:rsönlich 
dallon uber.t;eugc:n, daß eine einzige Frente (Kampfcinheit) 
der FAH C 520 Milglitder hat. Mittlerweile gibt ts 23 sol­
cher Frentes. 
Der Wunsch nach einer "starken Hand" wird jedoch minde­
stens ebtnsosehr durch die prtkäre Lagt der kolumbi3ni ­
schr{l Wirtschdft motilliert. Die Kapazitäuauslastung in der 
Industrie beträgt derzeit g3n.t;e 71%. Die Industrieproduk­
tion nnk lIon April 1982 bis April 1983 um 10% eint 
Tendem;. die andauert. Währtnd fur I Pfund Kaffee 1977 
2,94 Dollar erzielt werden konnten, waren es 1982 nur noch 
1,71 Dollar. r-.lengenmaßig ging der Karree-ExpOTl ebenfalls 
zuruck, so daß auch in dieser Hinsicht kein Ausgleich zu 
errc:ichen war: Von 11,5 Mio Sack im Jahr 1979/80 auf 9 
Mio Sack im Jahr 1981 /82. Auch diese Tendenz setzt sich 
weiter fort. 
Es ist :tu bc:fürchttn, daß die Regierung des konsc:rvativen 
Pr.uidenltn Belisario Betancour dem zunehmenden Druck 
der Front aus reaktionären Militars. Unternehmerverbänden 
und US·Außenministerium nicht standhalten kann. In dieser 
Situat ion haben dit Oberkommandos der btiden größten 
Cuerillaorganisationen FARC und M-19 eine gemeinsame 
Erklärung abgegeben, die Anfang Juni d.J. von allen großtn 
kolumbianischen Zeitungtn veröffentlicht wurde. Darin 
htißI es u.a.: "Während wir gleichzeitig unser Streben nach 
eintm Dialog erneut btstätigen. erklären wir unserem Volk. 
daß man zum Frieden nur über den Weg der Gerechtigktil, 
des Kampfes, der Organisierung und der Einhtit gelangt. .. " 
Das Dokument schließt mit dem Aufruf an alk politischen 
ParteitII. demokratische und revolutionäre Bewegungen, 
"den Prozeß der Einheit voranzutrdben". 



Afghanistan 

Konrad Ege 

Die Intervention von außen 
"Ihr kämpft nicht allein. Meine Botschaft von den Verein ig­
ten Staaten ist einfach: Wif sind mit Euch." Originalton 
George Shu[tz, Außenminister der USA zu Hunderten von 
Afghanen in einem ihrer Lager in Pakistan. 
G. Shultz war Anfang Juli 1983 in Pakistan, nur mehrere 
Wochen nachdem die Regierung Reagan hatte durchsickern 
lassen, daß die ihre Unterstulzung ftir die "J'" reiheitskämp­
fer" beträchtlich erhöht hat. Vor allem qualitätsmäßig, ließ 
das Weiße Haus die New Vork Times wissen, wolle man 
mehr rur die "Mujahidin" tun. Im Klartext bedeutet das 
wohl, daß die Rebellen mit mehr Panzerfausten und Luft­
ahwehrgeschossen ausgerüstet werden; dazu kommen noch 
Mörser und Plastiklandminen, die mil Suchgeräten nur 
schwer zu finden sind. 

Die vom CIA geleitete Operation, die Rebellen in Pakistan 
zu unterstützen - sie wird in Zusammenarbeit mit China, 
Ägypten, Pakistan und Saudi Arabien ausgeftihrt - , dürfte 
wohl die größte und teuerste paramilitärische Kampagne des 
CIA seit dem Angolakrieg Mitte der 70er jahre sein. An die 
200 Mio Dollar - vorsichtig geschätzt - sind in den letzten 
5 j ahren ftir den Krieg gegen Afghanistan ausgegeben wor­
den. 

Teuerste CIA-Operation seit dem Ango lakrieg 

Präsident Reagan begründet, wie auch jimmy Carter vor 
ihm, die CIA-Operation mit der Notwendigkeit, gegen die 
"russische Invasion" vorgehen und den "freiheitsliebenden 
Afghanen" helfen zu müssen. In Wirklichkeit hat die Kam· 
pagne zur Unterstützung der "l\Iujahidin" schon lange vor 
dem Dezember 1979 - dem Monat, in dem Sowjettruppen 
zu Zehntausenden nach Afghanistan kamen - begonnen. 
Feroz Ahmad, Herausgeber des Pakistan Forum und der.teit 
im Exil wegen seines Widerstandes gegen die pakistanische 
Diktatur, gibt an. daß die ersten Lager der Rebellen in Paki­
stan nur Wochen nach der Revolution vom 27. April 1978 
eingerichtet wurden. 
Die ersten "Flüchtlinge" aus Afghanistan waren reiche Ge­
schäftsleute und Großgrundbesitzer, die realisierten, daß die 
Landreform und andere Maßnahmen der neuen afghani· 
schen Regierung ihre Einkommen verringern würde. Diese 
Männer hatten enge Verbindungen zur Monar(;hie und zur 
Regierung unter Mohammed Daud (1973-78) "~'I .. rhalten_ 
Der pakistanische Staatschef Zia uJ-Haq und .mdeTe "in­
teressierte Parteien" beunruhigt über die regionalen Aus· 
wirkungen der afghan ischen Revolution - brauchten nicht 
lange darauf zu warten, geeignete und kampfbereite Rebe!­
Jenftihrer zu finden. Männer der ersten Stunde waren Gul­
buddin lIekmatyar und Burhanuddin Rabbani, heute die 
J-'ührer der Islamischen Partei und der Islami.5chen Gesell­
schaft Afghanistans. 
Die beiden hatten Erfahrung mit Operationen gegen Afgha­
nistan: Nach dem Putsch gegen die afghanische r.lonarchie 
im jahr 1973 war die pakistanische Regierung besorgt ge­
wesen, daß Mohammed Daud, der neue afghanische Präsi-

dent, einen Grenzkonnikt (I'aschtunistanfrage; d. Red.) wie­
derbeleben würde. Um sich darauf vOrLubereiten, trainierte 
Pakistan an die 5.000 Afghanen unter Führung lIekmatyars 
und Rabbanis, die dann im jahr 1975 nach Afghanistan 
infiltriert wurden und den Kampf gegen Daud aufnahmen. 

Schon damals riefen Hekmatyar und Rabbani ihre Lands­
leute dazu auf, gegen die neue "gott lose" Regierung zu 
kämpfen. Beide ha~len enge Verbindungen zur MosJembru­
derschaft. Hekmatyar kann besonders gute Qualifikationen 
rur einen "heiligen" Krieg vonveisen: Anfang der 70er jahre 
ermordete er in Kabul einen Studenten, der ihm politisch zu 
links stand. Hekmatyar wurde rechtskräftig verurteilt, muß­
te aber nur mehrere Monate seiner Gefangnisstrafe absitzen 
und ging dann nach Pakistan. 

Von daher rührt seine freundschaft mit der pakistanischen 
Regierung. An dieser Freundschaft änderte auch die Hin­
richtung des ehemaligen I'räsidenten Zulfikar Ali Shutto 
durch den jetzigen Diktator Zia ul-Haq nichts. Hekmatyar 
war nach seiner von Bhullo finanzierten Operation gegen 
Daud im Jahr 1975 (sie wurde von der afghanisehen Armee 
zerschlagen) drei Jahre später wieder bereit, diesmal mit Zia 
ul-Haqs Unterstützung, gegen Afghanistan zu kämpfen. 
Der CIA hatte schon einmal zuvor Pläne geschmiedet, durch 
"Stammesrebellionen" eine afghanisehe Regierung zu Fall 
zu bringen. Leon Poullada, ein ehemaliger US·Sotschafter in 
Kabul, schreibt in dem Fachblatt Middle Eas t Journal, daß 
die amerikanische Botschaft in Kabul Anfang der 50er jahre 
mit pakistanischen Regierungsleuten und konservativen 
Afghanen konspirierte, den von König Zahir Shah ernannten 
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Miniscerpräsidencen Moh:.mmcd Daud (derselbe Mann. der 
dann 1973 gegen den König putschte) aus dem Amt zu 
entfernen. 
Die Begründung: Botschafter Angus Ward und der CIA-Chef 
in Kabul waren über Dauds Politik der engen Zusammenar­
beit mit der Sowjetunion beunruhigt. 
Daud wurde von seinem Geheimdienst über diese Vorgänge 
unterrichtet, und das State Department (US-Außenmini­
sterium; d. Red.) zog Ward und seinen CIA-Boß kur" darauf 
aus Kabul ab. 

Die CIA-I'läne der 70er und 80er jahre. "Stammesrebellio­
nen" gegen die afghanisehe Regierung zu unterstützen, blie­
ben allerdings nicht wie die der öOer jah re im Anfangssta­
dium stecken. Erste Berichte über CIA-Unterstützung für die 
Rebellen kamen schon Anfang 1979 an die Öffentlichkeit, 
vor allem in der indischen Presse. Auch China war zu der 
Zeit schon aktiv: chinesische Spezialisten bildeten die " Frei­
heitskämpfer" in Lagern in Pakistan aus. 

fmagepflege für " islamische Krieger" 

Die US-Rcgierung bestreitet immer noch, daß sie schon zu 
dieser Zeit die afghan ische Konterrevolution unterstützte. 
Auch die Führer der Rebdlen beschweren sich immer noch 
über fehlende Auslandshilfe. Dies trotz zah lreicher Berichte 
von journalisten, die Sympathien gegenüber den "Mujahi­
din" hegen, daß diese über ein gutes und ausreichendes Waf­
fenarsenal verfUgen_ 
Ein Grund rur diese Zurückhaltung ist politisch. j immy Car­
ter (1977-8 1) schärfte seinem Kabine t t ein. nichts über seine 
Hilfe an die Rebellen an die Öffentlich keit dringen zu las­
sen_ Der Kampf der Afghanen sollte ein "islamischer 
Kamp f" bleiben. und Unterstützung aus dem Ausland sollte 
diesen Eindruck nicht verwischen. Das Image des " islami­
schen" Krieges, der um Unabhängigkeit kämpft, ist lange 
von der amerikanischen Regierung und auch den übrigen 
Freunden der "Mujahidin" im Ausland gepnegt worden. Es 
wird behaup tet, daß die Rebellen ihre Waffen von Uberläu­
fern aus der Annee erhalten. daß sie sie erbeuten oder selbst 
herstellen. 

Erst unter Ronald Reagan hat sich das etwas geändert_ 
Schon während des Wahlkampfes (l980;d. Red.) sagte Rea­
gan in Interviews, daß die US-Regierung die "freiheitskämp­
fe r" unters tützen solle. Als Präsident hat Reagan persön lich 
afghanische Rebelknruhrer empfangen; seine Regierung ist 
in engem Kontakt mit den "Mujahidin"-Führern. Vertreter 
der Nationalen Befreiungsfront Afghanistans, einer von dem 
ultrakonservativen Subgatullah Mujaddedi geleiteten Rebel­
lenorganisation, haben sogar in Alexandria, einer Vorstadt 
Washingtons, ihr Büro eingerichtet. 
Aussagen Malangs, eines ehemaligen Kommandanten der 
Islamischen Partei in der Provinz Kabul zufolge, bilden 
Amerikaner nun in Pakistan Afghanen im Gebrauch moder­
ner Waffen aus. Der Besuch von George Shu ltz in Peschawar 
und seine Beteuerungen - "Wir sind mit Euch" - sind ein 
weiteres Anzeichen, daß die Regierung Reagan ihre Unter­
stütwng für die Rebellen auch in Zukunft wc:iternihren will. 
Für Reagan, der in den USA unter Beschuß von seiten eini­
ger Vertreter des extrem rechten Flügels der Republikani­
schen Partei steht, d ient seine Afghanistankampagne auch 
dazu, diesen Kritikern, die ihm vorwerfen, " nicht konser­
vativ genug" (!) zu sein, den Wind aus den Segeln zu neh­
men. 
Die Rebellen sind mit Waffen gut versorgt. Und, wie Malang 
berichtet, sie sind auch im Gebrauch von Waffen ausgebildet 
worden) zu denen sie, bevor die Auslandshilfe einsetzte. 
keinen Zugang hatten. wie zum Beispid an Luftabwehrge­
schossen. 
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Gäbe es die Auslandshilfe nicht. hätten die Rebellen derzeit 
wohl Schwierigkeiten. sich auszurüsten. Die Tage, in denen 
Hunderte und Tausende von afghanisehen Soldaten zu den 
Rebellen überliefen, sind vorüber. (Defektionen fanden 
hauptsächlich von Mitte 1979 bis Anfang 1980 stall.) Vor· 
bei sind auch die Tage, in denen die Rebellen in der Lage 
waren. durch Angriffe auf Kasernen und Armeeposten große 
Mengen von Waffen zu erbeuten. 

Desweiteren sind die Operationen der sowjetischen Truppen 
in Afghanistan effektiver geworden. Die sowjetischen Kom­
mandeure haben sich. anscheinend nach anfanglichen 
Schwierigkeiten, dem Terrain in Afghanistan angepaßt. 
Ohne ihr Hinterland in Pakistan sähe es fUr viele Rebellen· 
verbände wohl schlecht aus; die afghan ischen und sowjeti­
schen Truppen haben es vermieden, die Gefechte nach Paki­
stan hineir.zutragen. 

Die amerikanischen. ägyptischen und chinesischen Waffen­
lieferungen an die Führer der Konterrevolution in Peschawar 
haben auch politische Auswirkungen innerhalb der Rebe!­
lenverbände. Kommandeure der Rebellen. die in Afghani­
stan kämpfen, sind wegen deren Waffenlicferungen auf die 
Führer in Pakistan angewiesen; nur in sehr wenigen Gegen. 
den des Landes scheinen die Rebellen stark genug zu sein, 
unabhängig von Pakistan operieren zu können. 

Die CIA-Unterstützung und die Hilfe aus.jlnderen Ländern 
dient also dazu, die verschiedenen miteinander zers trittenen 
Rebellenorganisationen zusammenzuhalten. Ihre ausländi­
schen Förderer, vor allem der verstorbene ägyptische Präsi­
dent Anwar al-Sadat. haben mehrmals versucht, die Führer 
der Konterrevolution zu einem formellen Zusammenschluß 
zu bringen_ Mit der Ausnahme einiger "Allianzen", die un­
m ittelbar nach ihrer Gründung auseinanderbrachen, ist 
durchaus nichts geworden - die Abhängigkeit der konter­
revolut ionären Führer von ausländischen Geld- und Waffen· 
lieferungen ist zweifellos der wichtigste Faktor, der sie da­
von abhält, sich untereinander noch mehr zu bekämpfen, als 
sie das ohnehin schon tun. 



Ein bedeutender Teil der aushindischen Unterstützung ver­
schwindel auf den Bankkonten der konterrevolutionären 
Führer_ Afghanischc "Flüchtlinge", berichtet The ~liddle 
East im Mai 1983, haben nun in vielen Geschäften in Paki­
stan einen AnteiL Die Preise auf dem Häusermarkt in 
Peschawar und Islamahad seien beträchtlich gestiegen, da 
einige der "Flüchtlinge" viel Geld mit sich brachten und von 
den l:SA und anderen Ländern großzügig unterstützt wer­
den_ (Oie Rede ist hier von den "Hüchtlingen", die unmit­
telbar nach der Revolution nach Pakistan kamen - den 
Großgrundbesit;(ern und den Geschäftsleuten und nicht 
von den Afghancn, die vor dem Krieg nach Pakistan flohe n.) 

Die Regierung Reagan wird, wie Shult;(IBesuch in I'eschawar 

deutlich machte, ihr Unterstützungsprogramm fUr die Kon­
terrevolution weiterführen_ Sprecher der Administration be­
haupten zwar, daß sie die Verhandlungen zwischen Afghani­
stan und Pakistan, in denen u.a. über eine Beendigung dieser 
Operation gesprochcn wird, unterstützen - ihre Handlungen 
sagen jedoch etwas anderes. 
Für die US-Regierung ist die Unterstützung der Rebellen 
eine billige Sache (bei einem Militärhaushalt von ca. 240 
Mrd Dollar im J ahr), und der Propagandaeffekt ist bedeu­
tend. Reagan hofft offensichtlich, daß die sowjetischen 
Truppen noch so lange wie möglich in Afghanistan bleiben 
müssen. Und ohne Auslandshilfe ftir die Konterrevolution 
würden die Rebellenverbände in Afghanistan sicher sehr 
bald an Kraft verlieren, was einen te ilweisen oder vollständi­
gen Abzug der sowjetischen Truppen ermöglichen würde. 
Ägypten, aus dessen Lagern viele der Waffen sowjetischer 
Bauart kommen. die die Rebellen haben, ist der Regierung 
Reagan ein williger Partner. Ägypten wird für Waffen be­
zahlt, die rur das ägyptische Militär nutzlos sind, und kann 
sich als verläßlicher Bundesgenosse der USA profilieren. 
Außerdem ist Ägypten nun so von amerikanischer Militär­
und Wirtschaftshilfe abhängig, daß es ftir Präsident 1I0sni 
Mubarak schlecht möglich wäre, nicht mit dem CIA zusam­
menzuarbeiten_ 
Wie es künftig mit der chinesischen Unterstützung ftir die 
Rebellen aussieht, bleibt noch abzuwarten. Sowje tisch­
chinesische Verhandlungen und Chinas Nervosität und Arger 

über Reagans Taiwan-Politik könnte die chinesische Regie­
rung zu einer Reduzierung oder Einstellung ihrer Hil felei­
stungen bewegen. 

Der pakistanische Diktator Zia ul-Haq hat andere Probleme: 
Anfangs erschien es rur ihn opportun, den Rebellen zu hel­
fen, um die afghanische Revolution, die von vielen in Paki­
stan posiliv aufgenommen wurde, zu Fall zu bringen. Die 
andauernde Präsenz der Rebellen und der "-lüchtlinge in 
Pakistan macht ihm nun aber zu schaffen. Oft verkaufen die 
Rebellen Waffen auf dem schwanen Markt ohne Rücksicht 
darauf, wer ihre Kunden sind_ Und zu den Käufern gehören 
auch Gegner Zias. 
Zudem kommt es mehr und mehr zu Spannungen zwischen 

den Pakistanis und den Afghanen. Oft verdienen die Paki­
stanis weniger Geld, als die Flüchtlinge von den Vereinten 
Nationen und anderen Hilfsorganisa tionen erhalten. Viele 
der ge n ohenen Feudalherren und auch Bauern haben ihre 
Herden mit nach Pakistan gebracht. Streitereien über Weide­
rechte, Wasser und Brennholz sind an der Tagesordnung. 
Zudem haI die pakistanische Regierung Schwierigkeiten, zu 
erklären, warum die afghan ischen Exilparleien offen tätig 
sein dürfen, während alle pakistanischen Parteien verboten 
sind. 
Es scheint, daß Zia ul-Haq genug hat. Gleichzeitig ist er aber 
auch auf die Finanzhilfe aus den USA angewiesen (über 3 
Mrd Dollar in 5 Jahren). Auch will er auf die Militärhilfe 
nicht verzichten, um gegen Indien aufrüsten zu können. Zia 
ist in der Klemme. 
Die Verhandlungen Afghanistan-Pakistan haben zweifellos 
Fortschritte gemacht. Auch mehrere Gespr'.iche des paki­
stanischen Außen ministers in Moskau signalisieren eine ge­
wisse pakistanische Verhandlungsbereitschaft. 
Allerdings: Nur Tage bevor die Verhandlungen Afghanistan­
Pakistan in Genf im Juni d.J. in die dritte Runde gingen, 
wurde vom Weißen Haus bekanntgegeben, daß man dort die 
Unterstützung ftir die " Freiheitskämpfer" verstärkt h abe_ 
Diese Unterstützung kann natürlich nur über Pakistan laufen 
- ein deutlicher Hinweis rur Zia ul-Haq , daß er sich am 
Riemen reißen soll: Ronald Reagan ist an e iner politischen 
Lösung nicht interessiert. 

57 



Obervolta 

Interview mit 
Thomas Sankara 

Das Volk soll und kann 
uns kontrollieren 

Seit ihrer Machtübernahme am 4.8.1983 habe n die linke n 
Militärs um Thomas Sankara die ersl(~ n Sc hritte z ur Errich­
tung revo lut io närer Institutionen in Übervolla getan (siehe : 
AlB 9/ 1983, S. 10-12). Bereits am 24 . August d.] . wurde 
eine neue Regierung gebildet. Ihr ge hören Mitglieder aller 
progressiven Orga nisatio nen, darunter de r Patriotisc hen Liga 
für die Entwicklung (L1PAD) an. 
Bei der Festigung des revolutionären Prozesses stützt sich 
die Regierung Sankara vor allem auf die Komitees z ur Ve r­
teidigung der Revolutio n (COR). Ihre Aufgabe buteht 
darin, auf wirtsc haft lichem , po litischem, sozialem und kul­
ture llem Gebiet e ine Anle itungs- und Kontro llfunktion zu 
übernehmen. Z ur Ver teidigung der Re volutio n ist jedoch 
auc h vorgesehe n, Mitglieder der CDR an de r Waffe auszubil­
den. In dem nac hstehenden Inte rview äuße rt sich de r Präsi· 
dent d es Nationalen Revolutionsrats Obervo ltas, T. Sankara, 
zu den Zielen der Revo lutio n und den Bez iehungen zu 
frankreich und Libye n. 
FR AGE: Was ist das Ziel der obervohaischen Revolution? 
T. SA>l KARA: Sie ist zunächst die angemessene Antwort 
auf eine Reihe von Fragen, die sich das obervohaische Volk 
im Lauf seiner Geschichte gestellt hat. 
Wir versuchen eben, das Glüc k eines Volkes zu verwirkli­
chen. Dies ist verschieden tl ich versucht worden. Der Kampf 
gegen die Kolon ialisten wurde von einer ganzen Re ihe von 
Par teien geftihrt, damals mit dem Verdienst, die Menschen 
gegen einen gemeinsamen und leicht identifizierbaren Feind 
mobilisiert zu haben: die Kolonialisten. Ein Nationalgeftihl 
entwic kelte sich zugunsten dieses Kampfes, der aber sehr 
schnell vom Gegner vereinnahmt wurde. 
Obwohl die Unabhängigkeit erklärt wurde (im August 1960; 
d . Red.), hatte das obervoltaische Volk nicht den Eindruck, 
als seien seine Probleme in angemessener Weise gelöst wor­
den , obwohl die Unabhängigkeit vorher genau als die 
Lösung dieser Probleme erschienen war. 
Die Unabhängigkeit in den afrikanischen Staaten war nich t 
die Antwort, auf d ie wir gewartet hatten , und dies erklärt 
auch die ersten Erschütterungen, die ersten Zusammenstöße 
nach Beginn der 60er jahre. Dies hat bei uns zur Entstehung 
oder En twicklung politischer O rganisationen geführt, die 
damals noch in der Il legalität waren. Auch sie verkörperten 
eine Hoffnung des Volkes. 
Der 3 . j anuar 1966 brach te dann die offene Konfrontation 
mit dem Regime und den Fall des damaligen Präsidenten 
Maurice Yameogo. 
Dies war ein Anfangspunkt: D ie Obervoltaer hatten begrif­
fen, daß weder die Kämpfe der Kolon ialzeit noch die der 
nachkolonialen Periode die Fähigkeit des Volkes zur Vertei­
digung seiner Interessen wirklich entfalten ko nnten. 

58 

Die politischeu Gruppierungen festigten sich dann. Und so 
begann man lU dieser Zeit von einer "O bervoltaischen 
Demokratie'" <:u sprechen . Aber diese I'arttien bewiesen 
klar, daß auch sie unfahig waren, die Probleme des Landes 
zu benennen und zu lösen. Tatsächlich wollten sie das auch 
Ir..!.r nicht. ( ... ) 
FRAGE: Schließen Sie daraus, daß das Mehrparteienprinzip 
Hir Obervolta nicht gut is t? 
T. SANKARA: Nein, das l\ lehrparteienprinzip ist n icht an 
sich schlecht. weil einander entgegengeset<:tc Kräfte ja 
schöpferisches Denken, geistige Kon kurrenz und Ansporn 
hervorbringen können. Wir meinen jedoch, es war diesen 
Parteien aufgrund ihrer politischen Perspektive, aufgrund 
ihres Charakters unmöglich, mehr als die Interessen einer 
Minderheit zu vertreten. ( ... ) 
FRAGE: Einer der Vorwürfe, die Sie gegen die Führer der 
jetlt verbotenen Parteien erhoben haben, ist, sich dem 
Imperialismus unterworfen <:u haben. Was ist das Hir ein 
Im perialismus? 
T . SANKARA: Unter Imperialismus verstehe ich nicht 
Länder im geograph ischen Sinn. Als die Amerikaner um ihre 
Unabhängigkeit kämpften und "Amerika den Amerikanern" 
riefen, schufen sie dam it eine Losung, die wir heute stolz 
aufnehmen, indem wir sagen "Afrika den Afrikanern ", denn 
dies ist eine allgemeingültige Wahrheit. 

Herbe Kritik an Frankreich 

FRAGE.: Aber dieser Imperialismus, war das nicht auch 
Frankreich? 
R. SAN KARA: Sicher, wenn ein Land Truppen sch ickt, um 
Massaker anzurichten, um einem anderen Land eine Ord· 
nung aufzuzwingen, nennen wir das Imperialismus. Alle 
Länder und Regimes, die so etwas tun, betreiben imperia. 
listische Poli tik. 
Dasselbe gilt, wenn man wirtschaftliche Beherrschung zwar 
sehr subtil, aber doch letztendlich wahrnehmbar organisiert, 
um dieses oder jenes Land a uszuplündern. Imperial ismus, 
das ist der Kapita lismus, wenn er Grenzen überschreitet, 
andere Länder besetll, der sich in seinen ursprünglichen 
Grenzen nicht mehr entwickeln kann und gezwungen ist, 
sich andere, schwächere Länder lU unterwerfen. 
Was f rankreich betrifft, so haben wir Beziehungen zu Fran· 
'losen, die wohl sagen, daß sie selbst gegen den Imperia. 
lismus sind. Man muß aber doch feststellen, daß Obervolta 
im j ahr 1983 trotz seines nationalen Revolutionsrau und 
trotz einer linken Regierung Hir Frankreich ein Land ist und 
bleibt, das einem System der Ausbeutung ausgeliefert ist, 
was wir Imperialismus nennen . 



FRAGE: Bedeutet nirht die Tatsarhe, daß Frankreich über· 
\'o[ta eine bedeutende tinanzhilfe gewdhrt, notwendigrr· 
weise ein Abhängigkeitsverhältnis, also Imperialismus? 
T. SANKARA: Die IJilfe, die Frankreirh übervoha gewährt. 
ist nicht lwangsläufig vom Willen :.:ur Ausbeutung und 
einem Paternalismus gepr-<lgl, der dem Neokolonialismus 
ähnelt. Es komnH aber darauf an festzustellen, ob die wah· 
ren Interess .. n des Volkes berilcksichtirlt werden. 

Statistisch läßt sich nachweisen, daß .'rankrc:ich uns in be· 
deutendem Maß unterstutzt. Diese lIilfe erfolgte jedoch im 
allgemeinen lugunsten dieses oder jenes Regimes, "on dem 
bekannt war, daß es von den Vo[ksmassen Obervohas abge. 
[ehnt wurde. ( ... ) 
Wird solche Hilfe da~egen dem Volk gewährt, kann dies zur 
Aufnahme von Beziehungen gegenseitiger Achtung zwischen 
dem französischen Volk und dem Volk von übervolla ruh· 
ren. ( ... ) 

FRAGE: Glauben Sie, daß frankreich sich am 4. August 
(1983: d. Red.) in die inneren Angelegenheiten Ober"o[tas 
eingemischt hOlt? 
'I. SANKARA: Wir wissen, daß frankreich vor dem 4. 
August dem !'rdsidenten Jun·Baptiste Ou<~draogo bedeuten· 
de Mengen an Waffen gel iden hat. Die Zahl der Telefonge· 
spräche hat sich vervielfacht, es gab l'läne. Wir wissen vor 
allem. daß Frankreich in übervoha als Haupturheber des 
Staatsstreichs vom 17. Mai gilt (am 17. ~Iai d.J. kam es zu 
einem Rechtspuuch gegen linke r-.litglieder in der Regierung 
Oufdraogo. siehe AlB 9/1983, S. 10·12; d. Red.). ( ... ) 
FRAGE: Könnte solch ein Verdacht künftig die Beziehun· 
genlwischen J'rankreich und Obervoha beeinträchtigen? 

T. SANKARA: Nein. Wir möchten aber, daß Frankreich 
eine vielleicht harte. aber objekti\'e Kritik akzeptiert. 
Wir werden zu denen in Afrika gehören. die es gewagt ha­
ben, Frankreich zu sagen, was man bei uns von ihm hält. 
Nicht um Frankreich und die Franlosen lU verdammen, 
sondern um klar.t.:umachen, was wir enragen und war wir 
nicht enragen können. 
FRAGt:.: Sie haben den Komitees zur Verteidigung der 
Re"olution die Aufgabe erteilt, dem Volk von Obervolta 
Bewußtsein zu vermineln. Wie weit kann man einem ganzen 
Volk ein Bewußuein einprägen, das es bis dahin nicht ge· 
habt hat? 
T. SANKARA: Offen gesagt, das halte ich rur unmöglich. 
Dagegen ist es möglich. bei einem Volk ein politisches Be· 
wußtsein lU entwickeln, das in Ansätzen bereits vorhanden 
ist. Unsere Aufgabe ist also erri.illbar. Wenn man in Ober­
volta das Konzept des Imperialismus erönert. so wissen die 
Obervohaer, was das bedeutet, wenn auch nicht so genau, 
wie man es sich wUnschen würde. Wenn man "on "Volks· 
feinden" spricht, können sie Namen nennen, Leute nennen, 
die :.:u Reichtum gekommen sind, indem sie sich über die 

Rechtt anderer hinweJ(geset.t.:t haben. 
FRt\GE: Was ist du Unterschied zwischtn Denumiation 
und dem Rat an die Bevölkerung, "Volksfeinde lU entlar· 
Vtn ..... 

T. SANKARA: Die Denunziation hat etwas \'on übler Nach· 
rede, will verletztn, ist oft Verleumdung. Wir ermutigen 
nicht dazu. 
.\ber die Tugend von jemandem. der \'erantwortung trägt, 
iSI. sich durchschauen zu lassen, ist, das Volk als schlechtes 
Gewissen :.:u akzeptieren. foür uns ist es heute unmöglich, 
selbst wenn wir es wollten. uns das Geld des Volkes anlueig. 
nen. dtnn durch die Verpnichtungen die wir eingegangen 
sind. ist es dem Volk möglich. uns zu kontrollieren. ( ... ) 

Ghaddafi ha t beachtliches geleiste t 

FRAGE: In der internatiOnalen I' resse. besonders der fran· 
zösischen. war viel davon die Rede. daß am 4. August ein 
"Pro· Libyer" an die r-.lacht gekommen sind. Welche Art von 
Beziehungen gedenken Sie I.U Libyen zu unterhalten? 
T. SANKARA: Libyen ist ein afrikanisches Land. Oberst 
Ghaddafi in ein afrikanischer Staatschef. Wir wollen lU 
allen afrikanischen Ländern hervorragende Beziehungen 
unterhalten. auch zu Libyen. Wir unterhalten zu diesem 
Land Bel:iehungen, indem wir seine Souveränität, seine Uno 
abhängigkeit und seine Ziele respektieren. 
Andererseits verlangen wir von ihm die Garantie, den ge· 
wählten Weg der Obervoltaer unbedingt lU respektieren. Wir 
meinen, es gibt diese Garantie. Darum beunruhigen wir uns 
nicht. 
Es steht mir nicht zu, die internationale Politik von Oberst 
Ghaddafi zu beurteilen. Doch dieselbe Presse, die ihn als 
Schreckgespenst darstellt. vergißt, daß dieser ~lann sein 
Land sprunghaft qualitativ \'erändert haI. Was er auf der 
Grundlage seiner politischen und ideologischen Uber.t.:eugun. 
gen geleistet hat, ist vom Ergebnis her beachtlich. Die 
Libyer haben heute Straßen. Schulen, Krankenhäuser. Uni· 
versitäten ... 
FRAGE: Ist das ein mögliches Vorbild für Obervolta? 
T. SANKARA: Es ist eine Hoffnung für alle Länder. Gewiß 
"crfügte Libyen mit dem Erdöl. diesem wichtigen Werheug, 
über eine ökonomische Basis. Aber das Erdöl hat nicht 
Oberst Ghaddafi entdeckt. Andere Länder sind auch reich. 
Glauben Sie. Südafrika ist nicht reich? Aber kann das Volk 
"on Südafrika über seineIl Reichtum verfUgen? Unter diesen 
Umständen können wir dines übertriebene Streben nach 
sozialer Gerechtigkeit nur unterstützen. Manche Länder 
fUrchten das Beispiel des Obenten Ghaddafi, weil er ihren 
Völkern ganz einfach leigt. daß man Reichtum auch lum 
Nutzen des Volkes verwenden kann. 
(Quelle: I.e Monde, Paris. 29.9.1983) 

59 



, 

Nigeria 

Bernard Moije 

Wahlen als Augenwischerei 
In einer Anspra<::he an seine Mitbürger am 28.7.1983. kun: 
vor der Präsidentschaftswahl vom 6. August d.J., wies der 
nigerianische Staatschef Alhadji Shchu Shagari - der eiße 
Erneuerung seines Mandats anstrebte - auf diese "Besonder­
heit" des POlilis<::hen Lebens des Landes hin: "Nigeria ist das 
einzige afdkaniKhe Land, das kdnen politischen Gefange­
nen. keinen politischen Exilierten hat. Dies sind einige Bei­
spiele ftir den Kurs dieser Regierung und die Art und Weise. 
wie sie versucht hat, den Dialog und die Harmonie. die Ver­
söhnung und den Foruchritt in unserer offenen Demokratie 
zu fördern. 
[n der Tat ist in der im September 1978 verabschiedeten 
und am I. Oktober 1979 in Kraft getretenen nigerianisl:hen 
Verfassung ein für Afrika seltener politisdler Pluralismus so­
wie ein föderath·es System festgeschrieben, das die Macht 
dezentralisiert und auf 19 Staaten verteilt. 
Ihre Grenzen berücksichtigen die Notwendigkeit, die ethni­
schen, religiösen und lokalen Besonderheiten zu respektie­
ren . ebenso wie sie die Bildung von regionalen Gebilden zu 
vermeiden suchen, welche die nationale Einheit gefahrden 
könnten. Die Erinnerung an die Sezession Biafras (1967;d. 
Red. ) ist noch sehr gegenwärtig ... 
Nach einem knappen Wahlsieg bei den letzten Wahlen im 
Jahre 1979 - den ersten "zivilen" nach dem ersten l\'ilitär­
putsch 1966 - sah sich Präsident Shagari erneut mit seinen 
damaligen Hauptgegnern konfrontiert, die an der Spilze der­
selben politischen Gruppierungen standen. Denn die nigeria­
nisl:he Demokratie ist eine "begrenzte" Demokratie. 
Die Bundeswahlkommission (Fedel:o) . die auch den Ablauf 
des Wahlkampfes sowie die Wahlvorgänge überwacht, be· 
schränkt die Zahl der zugelassenen Parteien auf sechs. Der 
57 Jahre alte Präsident Shagari ist ein Mann aus dem 
mohammedanischen Norden, dessen politische Laufbahn im 
Schatten des Premierministers Sir Abubakar Tafawa Beiawa 
begann, der während des Staatsstreichs von 1966 ermordet 
wurde. Er kam aus dl':rselben Region und stand den feudall':n 
Klassen der Haussa-Stämml': nahe. 

Shagaris "offe n e Demokratie" 

Ebenso hat die Partei Shagaris, die t\ationall': Partei Nigerias 
(NPN), hauptsächlich das Erbl': des ehemaligen Nördlichen 
Volks kongresses von Balewa angetrl':ten, wobei sie ihre An­
hängerschaft allerdings durch die Gewinnung einer neuen 
Klientl':l, darunter zuletzt der ehemalige AnHihrer der Biafra· 
Sezl':ssion, Ojukuwu, vergrößert hat. 
Tatsächlich ist dil': /,\PN unter verschiedenen Bezeichnungen 
Sl:hon länger als. 20 Jahre an der Mal:ht. Mit den multinatio­
nall':n Unternehmen und dem nigerianischen Kapit al verbun· 
dl':n, hat dil': t\'PN alll': Sl:halthl':bel der Wirtschaft und des 
Staates bl':setzt. Währl':nd sie sich offizidl zu I':iner Politik 
des "Weder Ost noch West··, .. Weder Kapitalismus nOl:h 
Sozialismus" bekennt, hat sie sich zum Vorreiter dl':r Öff­
nung rur das Auslandskapital gemal:ht. 
Am 21. J uli d.J. pTäzisil':rte der Kandidat Shagari seine I'oli· 
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tik folgendermaßl':n, als I':r Fragen eines Joumalisten der 
Bunoesrundfunkgesellschaft Nigerias (FRCN) beantwortetI':: 
"Wir haben sowohl den ausländiSl:hen als auch den einheimi­
sl:hen Unternl':hmen jl':dl': erdenklkhe lIilfe zukommen las· 
sen.'· Bei den Wahlen von 1979 konnte die NPN außer 
ihrem lIaupterfolg, nämlich die Wahl ihres Führers zum 
Staatschef, 7 von 19 Staatsgouverneurspostl':n, 36 von 95 
Senatorenposten und 168 von 449 Abgl':ordnl':tI':nsitZe':n ge· 
winnen. 
Um sich eine Regierungsmehrheit zu sichern, war Shagari 
gl':zwungen, sich über einen längl':rl':n Zl':itraum mit Nnamdi 
Azikiwe, I':inl':m seiner größten Rivalen und Führer der 
Volkspartei Nigl':rias (t\' I'P), zu arrangieren. Dl':r 78jährigl': 
"Zik" war 1963 der erstl': Präsident des unabhängigl':n Nige· 
ria. Seine Doktrin der "Neuen Prosperität·', die': als tinl': 
"Misl:hung von Kapitalismus, Sozialismus und ... Prospl':ri­
tät" dargl':stdlt wird, vl':rdeckt nur schll':l:ht dil': Tatsal:he, 
daß sich die NPI' aufgeschlossl':n zeigt Hir Maßnahmen zur 
Senkung der Unternehmenssteuem, zur Zurücknahme der 
Nationalisil':rung der Bergwl':rke und der EIl':ktrizitätswirt· 
sl:haft sowie': zur Förderung ausländischer Investitionl':n. ( ... ) 
Bl':i den Wahlen von 1979 errang die NPP 3 Gouvernl':urs· 
sitZe':, 16 Senatorenposten und 78 Abgl':ordnetcnsitZe':. 

Obafl':mi Awolowo, Führl':r dl':r Einhtitspartei Nigl':rias 
(UPN), der bti dl':n Präsidl':ntschaftswahlen von 1979 von 
den 16 Mio abgl':gl':benl':n Stimmen 800.000 Stimnlen wl':ni· 
ger als Shagari erhil':lt, ist mit sl':inl':n 74 Jahren ein Veteran 
des Kampfes gegl':n den britischl':n Kolonialismus seit den 
30l':r J ahrl':n. 
An der Spitze einer sozial heurogenen l'artti - sie umfaBt 
Kapitalisten und traditiondie StammesHihrer _ , die in den 
südöstlichen Staatl':n mit Voruba-Bevölkerung l':influßreich 
ist, hat Awolowo in stinem Buch "Die Volksrepublik" die 



"Kapitalisten (gegeißelt), die sieh der Kontrolle liber den 
Staatsapparat bedienen, um ihren Geschäften Auftrieb zu 
geben und ihre Profite zu vergrößern." 
Obgleich die UPN für viele nigerianische Wähler als die 
Alternative zur korrupten und bankrotten ]'olitik der NPN 
erscheint, hat sie es nicht geschafft, in den von ihr verwalte­
ten Staaten ihre f ähigkeit zur Lösung der Problem e des 
Landes unter Beweis zu stellen_ Trotz einer "sozialistischen" 
Phraseologie hat die UPN nicht klar und deutlich die Not­
wendigkeit der nationalen Kon trolle über das transnationale 
Kapital hervorgehoben. Bei den Wahlen von 1979 erhielt die 
UI'N 5 Gouverneurs-, 116 Abgeordneten- und 28 Senatoren­
sitze. 

Die bei den letzten Wahlen von 1983 von Hassap. Yusufu 
geruhrte Volksbefreiungspartei (P RP) war durch das kürz­
liche Ableben ihres historischen führers Aminu Kano den 
Wählern gegenüber im Nachteil. Die PR]', deren Programm 
auf dem "wissenschaftlichen Sozialismus" basiert, und die 
strenge Maßnahmen gegen die Spekulation und uner­
schwingliche Mieten fordert, einen verstärkten Kampf gegen 
den Zionismus, die Apartheid und den Imperialismus beruf­
wortet, hatte bei den Wahlen von 19792 Gouverneurspo­
sten, 7 Senatoren- und 49 Abgeordnetensitze erhalten . 
Nach den Wahlen von 19 79 spaltete sich die PR I' jedoch in 
zwei flügel, wobei der eine ftir die Aktionseinheit mit der 
UPt\' von Awolowo und der andere mit der NPN von Shagari 
eintrat! 

Die Großnigerianische Volkspartei (GNPP), die wie im Jahr 
1979 von Alhadji Waziri Ibrahim geführt wird ein ehe­
maliger leitender Angestellter bei Unilever - , ist geschwächt 
durch ihre Spaltungen und die Ähnlichkeit ihrer lIauptfor­
derungen (so das freie Ul)ternehmertum) mit denen der 

NPN von Shagari. 19 79 hatte die GNPI' 2 Staats­
gouverneursposten, 8 Senatoren- und 43 Abgeordnetensitze 
gewonnen. 

1983 ist schließlich eine sechste Panei auf den Plan gelre­
ten. die nach den Wahlen von 1979 von der Fedeco regi­
striert wurde: die Nigerianische Fortschrittspartei (NAP), 
die von Tunji Braithwaite, einem jungen Rechtsanwalt, der 
sozialistische Ideen vertritt, geführt wird_ 

Während des oben erwähnten Radiointerviews. das I'räsident 
Shagari der FRCN gewährte, hatte er gewissermaßen das 
Scheitern der Wirtschaftspolitik zugegeben und seine defen­
sive Argumentation mit folgenden Worten umrissen: 
"Meine Gegner scheinen den Eindruck erwecken zu wollen, 
daß ich der einzige bin, der eine Sparpolitik verfolgt. Dabei 
verstärkt sich diese aufgrund einer Situation, die nicht nur 

ftir Nigeria typisch ist. Es gibt eine weltweite Rezession, die 
alle Teile der Welt trifft und uns noch stärker berührt. ein­
fach weil wir von einem einzigen Produktionszweig abhängig 
si nd. dem Erdöl. Nun sicht es so aus, als gäbe es in dieser 
Rezessio n Erdöl im Obernuß. Dies wirkt sich auf unsere 
Situation in Nigeria und unser ehrgeiziges J'rogramm aus. 
Die wirtschaftliche Rezession kommt in einem Augenblick. 
der rur uns zu den schwierigsten gehört." 
Als größter afrikanischer Erdölproduzent - 1982 wurden 
65 Mio t Rohöl gefördert - erlebte Nigeria einen Rückgang 
seiner Erdölproduktion von 11% gegenüber 1981 und von 
45% gegenüber 1979. Dabei machen die Einnahm en aus dem 
Erdöl 90% der Exponerlöse und 88% seines Haushalts aus. 
Die von der Bundesregierung ergriffenen Maßnahmen haben 
zu einem Rückgang der Importe und folglich der industriel­
len und kommerziellen Aktivitäten beiget ragen. Im Januar 
1983 hat die brutale Vertreibung von hunderttausenden aus­
ländischen Arbeitsimmigranten, von Beninern, Ghanesen, 
Nigeranern (s iehe AlB 4/1983, S_ 36-37; d. Red.) Afrika 
schockiert und die Aufmerksamkeit auf die Arbeitslosigkeit 
und das Elend in den Städten Nigerias gelenkt. 
Die wachsende Korruption ist ebenfalls der Preis ftir eine 
derartige Krisensituation. Was die "grüne Revolution" auf 
dem Land betrifft, so fehlten ihr die Mittel, hat sie keine 
wirkliche "10dernisierung der Landwirtschaft erreicht und 
durch die Landflucht zur Obervölkerung der Städte beige­
tragen. 
Was die im letzten Mai aufgenommenen Verhandlungen mit 
dem Internationalen Währungsfonds (IM F) betrifft, bei 
denen es um die Gewährung eines 2-Mrd-Dollar-Kredits mit 
dreijähriger Laufzeit geht, mit dem die Auslandsschulden 
bezahlt werden sollen (deren Zinsen 1983 1/4 der Erdöl­
exporterlöse ausmachen), so hängt deren Ausgang "von ei­
ner strafferen Leitung der nigerianiSChen Wirtschaft" ab; 
d.h. im Klartext von einer Zunahme der Arbeitslosigkeit 
und von Maßnahmen des Sozialabbaus ... 
Der IM F soll in erster Linie eine Abwertung des Naira, der 
nigerianischen Währung (I DM "" 0,3 Naira. Stand August 
1983; d, Red_), verlangen. 

Der Wahlkampf war auch durch das permanente Wiederauf­
leben eines mitunter ausgeprägten Regionalismus gekenn­
zeichnet. So läßt sich das Wanlergebnis des Kandidaten der 
UPN, der sich im Staat Congola um das Amt des Gouver­
neurs bewarb, Reverend Wilson Sabiya, mit 32,42% der 
Stimmen als eine "Anti-fo'ulani"-Abstimmung der ethnischen 
Minderheiten dieses Staates deuten. 
Die Beziehungen zwischen Ijaws, Jgbos und Ogoni! haben 
eine Rolle bei den Wahlen im Rivers State gespielt. Was den 
Präsidenten Shagari betrifft, so hatte sich dieser im Wahl­
kampf ftir die Schaffung eines vom Staat Kadura abgetTenn-
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tell St;>;Jte' Ka"lna ausgesprochen. Wie hat sich unter die,en 
Bedingungen die nigerianische Wählerschaft entschieden? 
Zunächst einmal. indem sie sich der Stimme enthielt: Von 
deli 65.304.818 registrierten Wählern sind fast 40 Mio bei 
den I'räsidentschafuwahlen vom 6. August d.J. zuhause ge­
blieben. Das bedeutet eille Wahlbeteiligung \'on nur 39%. Sie 
sind in etwas größerer lahl bei den Gouvemeurswahlen \'0111 
13. August :r.u den Wahlurnen gegangen (54%). 
Iki den Prasidentschaftswahlen vom 6. August ist schließ­
lich Präsident Shagari wiedergewähh worden. wobei er 
12.081.471 Stimmen erhielt (das sind 47.46% gegenüber 
33.8% im Jahre 1979). I\wolowo erhielt 1.901.209 Stim­
men. d.h. 31,06% (29,2% 1979): ALikiwe 3.557.113 Stim­
men, d.h. 13.97% (16.7% 1979); Vusufu 1.778.914 Stim­
men, d.h. 6,98% (10.1% 1979); Waziri 652.805 Stimmen, 
d.h. 2.56% (10,2% 1979); und Braithwalte 284.509 Stim­
men.d.h.I,l l%. 
~Iit einer deutlichen Verbesserung seines Wahlergebnisses 
gegenüber den vorhergehenden I'räsidentschafuwahlen 
wurde demnach Shagari der. wie es die Verfassung ver­
langt, mehr als 25% der Stimmen in Zweidrillei der 19 Staa­
ten erhielt _ erneut zum I'r'.i.sidenten Nigerias gewählt; ohne 
allerdings die Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu erhal· 
ten, und mit den Stimmen von lediglich 18.5% der eingetra­
genen Wähler. 
Die Ergebnisse der SenaISwahlen (55 von 85 Sitzen rur die 
NPN) und der Gouverneurswahlen (13 ruf die NPD. 2 für die 
NI'P. 1 rur die PRP. 3 für die UPN) stärken jedoch die 
Position Shagaris, denen Partei große Einbruche in die 
Wahlerschaft der anderen reaktionären Parteien (GNPP und 
NPP) sowie der PRI' erzielt hat. die durch den Tod ihre' 
Führers desorientiert war. 

Die Gewerkschaftsfronl 

Das verbesserte \\Iahlergebnis von Obafemi Awolowo ~ dem 
man das von Braithwaite hinzumgen könnten - ist fre ilich 
ein Zeichen darür, daß sich trotz des begrenzten Charakters 
ihrer Kritik an der Regierung in imlner stärkerem Maße eine 
Oppositio n gegen die von Shagari betriebene Politik heraus­
bildel. 
Es sei noch hltwugerugt, daß zahlreiche Betrügereien das Ab­
schneiden der verschiedenen anderen Parteien außer der 
NPN von Shagari verschlechtert haben ... 
Die Protendemonstrationen, die darauf folgten. kosteten 
Dutzende von Opfern! So bemerkenswert im übrigen die 
nigerianische .. Demokratie" auf dem Kontinent ist. sie iSl 
doch weit davon entfernt ...... irklich frei zu sein. 
So weigerte sich 1979 die Fedeeo. die Sozialistische Partei 
der Werktätigen Nigerias (SWPP) zu registrieren, obwohl sie 
in 13 \'erschiedenen Staaten verankert ist. Die SWPP, die 
Partei der Kommunisten Nigerias, hatte ihren Griindungspar­
teitag im November 1978 abgehalten, wobei sie die Linie 
der Sozialistischen Arbeiter· und Bauemparlei fortsc:tzte, 
die 1963 gegründet und bei dem Militärputsch \'on 1966 
verboten ..... orden war. 
Im gewerkschaftlichen Bereich hatte die nigerianische Arbei­
terklasse damals nur 100.000 organisierte Arbeiter. Heute 
gehören mehr ab 4 Mio Menschen zum Nigerianischen Kon· 
greß der Arbeit, der einzigen Arbeiter"entrale des Landes, 
wo sich trotz aller Repressalien der Regierung eine echte 
Linkstradition gehalten hat. Und während Shagari sich auf 
polit ischer Ebene vor einer Verschärfung seiner SparpoHtik 
gegen jede überraschung abgesichert zu haben scheint, ist 
die Gewerkschaftsfront vielleicht diejenige. wo sich am be­
sten eine im Volk vorhandene Unzufriedenheit ausdrücken 
wird, die durch die Ergebnisse der letzten Wahlen verschlei· 
ert wurde. 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 305/26.9.1983, S. 21.23) 
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• Der Befreiunaskampf der FMlN/FDR 
40 Seiten DM 2,50 



. Weltwirtschaft 

Rainer Falk 

Zur Washingtoner Jahrestagung 
von I und Weltbank 

1m vielbeschworenen "Nord-Süd· Dialog" ist rur die Ent­
wicklungsländer gegenwärtig so gut wie nichts zu holen. 
UNCTAD VI im Juni 1983 und mehr noch die gemeinsame 
Jahrestagung des Internationalen Währungsfonds (IM F) und 
der Weltbank vorn 27.-30. September 1983 demonstrierten: 
Die zur Zeit bestehenden KräftevC'rhältnisse bieten keinen 
Raum ruf eine grundlegende Reform des internationalen 
Währungssystems. rur neue Fonds zur internat ionalen EIlI­
wicklungs finanzierung oder ruf ambitiöse Programme zur 
Stabilisierung der Rohstoffpreise, wie sie die Entwicklungs­
länder seit langem fordern. 
Die Elemente des neuen, mehr und mehr von den führenden 
kapitalistischen Industrieländern bestimmten Schemas im 
"Nord-Süd-Dialog" sind: Schuldenmanagement, " Freihan­
del" zum Nutzen der Starken und "Freiheit" des internatio­
nalen Kapitalverkehrs zum Schaden der Schwachen. Die 
Schlüsselrolle bei der Durchsetzung dieser Ordnung rallt 
ironischerwcise jener Institution zu, die die Entwicklungs­
länder im Rahmen einer Neuen Internationalen Wirtschafts­
ordnung von Grund auf demokratisieren wollten, dem Inter­
nationalen Währungsfonds. 

010 10 höchslYerschuldebon 
staaten derWeIl 

GesamtverschuldlM10 
In Mrd. Dollar 

Argentinien 

I Südkorea 
Venezuela 
I Fblen 

I Indoneslen 

I Ägypten 
I Philippinen 

Chile 

Dabei werden von den Vertretern der herrschenden Meinung 
durchaus die Gefahren wahrgenommen. die von dem enor· 
men Sehuldenberg der Dritten Welt (siehe dazu auch: AlB 
6/1 983, S. 32·34) ausgehen. 
IMF·Direktor Jacques de Larosihe warnte in Washington 
vor unkalkulierbaren Folgen rur die wirtschaftliche und 
finanzielle Stabilität der Weh. wenn die bereits im Frühjahr 
des J ahres 1983 beschlossene Mittelaufstockung rur den 
Fonds um knapp 50% wegen der ablehnenden Haltung des 
US-Kongresses nicht rasch zustandekomme. 1 Und die Wirt· 
schaftswoche sah in der TalSache. daß die Dritte Welt in 
Washington bei den wichtigsten Entscheidungen mit "Nein" 
stimmte, gar den "Beginn des Aufstands". 2 

Der " Beginn des Aufstands" 

Doch die "Aufständischen", um im Bilde zu bleiben, ver­
mgen im I~' I F, wo sieh der Einfluß nach den Kapitaleinlagen 
t"Quoten") bemißt, lediglich über 11,7% der Stimmen. Die 
unangefochtene Pdsition der kapitalistischen Industrieländer 
im I~ I F macht diesen zu einem idealen Instrument zur 
Durchsetzung ihrer Interessen. 

Die Washingtoner E.rgebnisse im einzelnen: 

• Konnten die Mitgliedsländer bislang im Falle von Zahlungsbilanz· 
schwierigkeiten in drei aufcinanderfol~nden Jahren je 150% ihrer 
Kapitaleinbge als K""dit in Anspruch nehmen, so wurde diese 
Kreditobergrenze jetzt auf 102% pro Jahr ~kiin:t; in besonden kras- . 
sen Zahlungsbilanzengpässen können Enlwicklungsländer bis Zu 
125% ihrer Kapitaleinlagen als Kredit erhalten. Ob diese drastische 
Einschränkung der Kreditmöglichkeilen durch die im Frühjahr be· 
schlossene Quotenerhöhung um 47,5% aus~glichen werden kann, ist 
bislang fragwürdig: Bis Ende September hatten erst 48 von 146 IMF· 
Mitgliedern die Erhähung ratifiziert, was einem Quotenanteil von 
etwa 26% enUpricht. Damit die Maßnahme jedoch in Kraft tritt, 
müssen mindestens 70% der Neueinlagen zusammengekommen sein. 
Die künftige FunktiolUfahigkelt des Fonds hängt deshalb davon ab, 
ob die Reagan'Administration den amerikanischen Kongreß doch 
noch zur Bewilligung jener 8,4 Mrd Dollar bewegen kann, die den 
Anteil der USA ausmachen. 

• Auch die 1~1F·Schwesterorganisation Weltbank wird in Zukunft 
mit weni~r Geld auskommen müssen, als manche gehofft hatten. 
Die Weltbank-Unterorganisation IDA (International Deve\opment 
Association), die Niedrigzinskredite an Entwicklungsländer vergibt, 
soll nach den Vorstellun~n von Weltbank-Präsident A.W. Clausen im 
Jahr 1984 16 Mrd Dollar erhalten, während die meisten kapitalisti· 
schen IndustrieHinder lediglich 12 Mrd und die USA gar nur 9 Mrd 
Dollar bewilligen wollen. Die Verhandlungen um die Aufstockung 
der IDA·Mittei gelten daher als vorläufig gescheitert. 
Unler dem Druck der Reagan·Administnl.lion dürfte die Weltbank 
jetzt vor allem den Privatim'estitionen eine größere Bedeutung bei­
messen. Dieser Trend zeigte sich schon im Geschäftsjahr 1983, in 
dem die rur die Förderung pri\'ater Wirtschaftsuntemehmen in Em· 
wicklungsländern zuständige Weltbank·Filiale IFC (International 
Finance Corporation) ihre Kreditvergabe um 38% steigern konnte 
(Weltbankkredile 16%).3 
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• Oie ruf die Entwicklungsländer schmerzlichsten BCKhlüs$( der 
WathinglOner Jah~nagung halten die Hmf gTöRten Kapitalistischen 
Industrieländer (USA, BRD, Großbritannien, Japan, Frankreich) 
IChon zwei Tage vor dem offiziellen KonfcrelUbcginn ge faSt. Darul<;h 
roll der I ~IF, was die Miltclciß!chrJnkun~n verständlich macht, wie­
der auf seine ursprunghchc Rolle als Finanzier uilwciliger Ober­
brückungsbilfcn bei Zahhmgsbi lam:dcfIzitcn zurik~ftihrl werden, 
~so künftig keine dauerhaften Defizite mehr finanzieren. Die um­
strittenen wiruchafupolilischcn Aunagen, die der L\l F an die Vc:r­
gab<: von Krediten km.ipft. ,ollen kiinftig noch wei ter \'c<scharft wer­
dcn.4 

Was bedeutet dies alles? Zunächst muß man sich Ycrgcgcn­
"~,j rtigen, daß \-on den rund 40 Staaten der Dritten Welt, dic 
sich in dcr Vergangenheit gcgcnuber dcm 11\1 F' im Zusam­
menhang mil dcr Inanspruch nahme von Krediten - zu 
dct ai liie rten w irISch afupol i tischen "Sanieru ngsmaßnah­
mcn" verpflichtet hatten, etwa die lIälfte nicht in der LagC' 
war, diese Auflagen einzuhalten. Dies mhrt in der Regel 
dazu, daß der Fonds die Auszahlung weiterer Mittel stoppt , 
wiC' im Fall Brasiliens geschehC'n (siehe Beitrag von j. Küh­
nert). 
In den letzten 2 j ahren mußten fast ebenso viele Entwick­
lungsländer ihre z:u Marktbedingungen aufgenommcnen 
Kredit e ulllschulden wie in den vorausgegangenen 25 jahren 
zusammengenommen. Das insgesamt zur Umschuldung an· 
stehC'nde Krcditvolull1C'n, aus dem dic Verpflichtungen 
durch die Empfängerländer nicht mehr beglichen werdC'n 
können, dürfte 1983 die Rekordhöhe von 37 Mrd Dollar 
erreichen; noch 1980 hatte es bei 3,7 Mrd. 1982 bC'i 10 l\Ird 
Dollar gclegen. 5 

UmschuldungsabkommC'n, die' stC'U unter der Regie des 11\1 F' 
durchgeHihrt werden. bescheren den in t' inanznot geratenen 
Ländern in der Regel verschärfte Auflagen ftir die nationale 
Wirtschaftspolitik. Zudem laufen sie darauf hinaus, daß d;'c 
Rückzahlungslast in die Zukunft vcrlagert und die Zinszah­
lungen insgesamt höher werden. 
Das heißt, daß die Cesamtverschuldung der Entwicklungs­
länder, die heute schon bei über 700 Mrd Dollar liegt, mit­
samt den damit "erbundenC'n Abhingigkeiten, weiler an­
wachst. Und schon heute ist das Schul?envolumen der Drit­
ten Welt durch die Exporte dieser Länder nicht mehr ge­
deckt; allein die mittel- und langfristige Verschuldung stieg 
von 76% der Exportc im jahre 1980 auf 104% im jahre 
1982. 
Die daraus folgenden "Liquiditätsschwierigkcitcn", Zah­
lungsengpässe und sonstigen Konsequenzen flir dic Entwick­
lungsländer flihren ihrC'rseits das gesamtC' kreditflnanzierte 
Wachstums-, Entwicklungs. und IndunrialisiC'rungsmoddl in 
die Sackgasse, und zwar aus folgenden Grunden: 
Die Aunagenpaketc des IMt· umfassen bekanntlich Maßnah ­
men, die sich vordergründig auf die Wiederherstellung der 
Zahlungsbilanzgleichgewichte richten. Dies soll dadurch ge­
schehen, daß u.a. lIaushahsdcfizite verringert, die staat-
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lichen Sozialausgaben und Subventionen (z.B. rur Gnmd­
nahrungsminc1) gestrichen, die Löhne begrenzt oder gesenkt 
und die Importe reduziert werden. Das neoliberalc SJ.nie­
rungskonzept a la fo-riedman vermag zwar kurz fristig lah­
lungsbilanzdefizite zu verringern; die dadurch hC'rbeigcftihr­
tC'n Schaden rur die Produktionsstrukturcn und d ie sozialcn 
Verhältnisse ubertrcffen dicsen "Vorteil" jedoch bei wei· 
tem: Wahrend die sozialen Einschränkungen vor allem die 
verarmte ~Iasse der Bevölkerung trifft und dC'n soz:ialen 
SprengslOff noch wC'iter e rhöht. bringt die \'erordnete Im· 
portdrosselung die industrielle Entwicklung z:um Stillnalld. 
i\'otwendige Vorprodukte können nicht mehr eingeruhrt. 
Kapazitatcn müssen stillgelegt und du industrielle Produk· 
tionsausstoß gesenkt werden. 
Da die ninnenmiirkte infolge der kaufkraflbesehränkC'ndell 
1\laßnahmen und die industriellen Expoftkapa zitäten infolgC' 
der Importeinschränkungen schrump fen, werden gerade die­
jenigen Länder. die in den letzten Jahren als "Schwellenlän­
der" der Dril1en Welt Industrialisierungserfolge aufzuwei!cn 
hatt en, kiinftig wieder verstarkt auf ihre traditionelle Rolle 
ab Rohstoffexporteure >:uruckverwiesen werden. Denn dies 
ist die einzige Domäne, wo Exporterfolge ohne große Vor· 
lci5lungen er>:ieh werden können, vorausgesetzt freilich, die 
Weltmarktnachfrage ist entsprechend günstig. 

An dieser Obcrlegung wird zweicrlei deutlich: Zum einen 
laufen die Ergebnisse der IMt'-Therapie ihrer Cnmdüberle­
gung >:uwider, wonach die Aufnahme \'on Auslandsschulden 
eine exp0rlorientiertes Industrialisierungsprogramm ermög­
liche. I.um anderen bedeutet die absehbare Rtickverwand­
lun J{ selbst der "Schwc1knländer" in bloßC' Rohstoffanhäng­
sel der kapitalistischen Metropolen. daß dercn konjunkturc1-

le Entwicklung - einschließlich der Lösung der Verschul· 
dungsprobleme langfristig fest an die Konjunkturcntwick­
lung in den Metropolen angekoppelt blcibt. 

l:.s kommt also nicht von ungefahr, daß seit dem Westgipfcl 
in Williamsburg vom Mai 1983 wiedC'r verstärkt dic ,.Loko­
motiventheorie" strapaziert wird, wonach die Konjunktur in 
dcn USA das Zugpferd bei der überwindung der Wirt­
schaftskrise in allen nachfolgenden CliedC'rn der kapitalisti­
schen Weltwirtschaft darstelle. 

Diese Doktrin beinhaltet allerdings hinsichtlich der l'erspek­
tiven der VC'TSchuldungskrise der Dritten Welt eine Reihe 
von Fußangeln. Vom InterC'ssenstandpunkt des internatio­
nalen Großkapitals, besonders der USA, ist zwar gegen dic 
beschriebene Reorganisation dC'r internationalen Arbeits­
teilung wenig einzuwendC'n. da sie womöglich liistige Kon­
kurrenz vom lIalse schafft. 
Den Vertretern der internationalen Finam:institutionen. der 
Bankenwelt und andcren westlichen Regierungen hingegen 
bereitet das Krisenmanagement der Verschuldung ernstes 



Kopfzerbrechen. Beispielsweise gesleht der Präsident der 
Bank rur Internationalen Zahlungsausgleich, Fritz Leutwiler, 
ein, daß eine grundlegende Obenvindung der Schuldenpro­
bleme mittelfristig nicht in Sicht sei. 6 

Im Widerspruch dazu bleibt der auf der Washingtoner jah. 
restagung zur Schau gestellte Optimismus auf diesem feld 
an einige fragwürdige Voraussetzungen geknüpft. Das ~lana ­

gement der internationalen Verschuldungskrise könne er­
folgreich sein, so sagt eines dieser favorisierten Szenarios, 
wenn folgende Bedingungen einträfen; ein Wirtschafts­
wachstum der westlichen lIauptländer (OECD) von 2.5-3% 
in den jahren 1984-86; eine kräftige Ausweitung der Expor­
te der Entwicklungsländer; ein Rückgang des Prote ktio­
nismus (Schutzzölle u.ä.) der kapitalistischen Industriestaa­
ten; e ine weitere Absenkung des gegenwärtig mr die Ent­
wicklungsländer unerträglich hohen Zinsniveaus auf dem 
internationalen Kapitalmarkt; und schließlich ein wieder 
steigender fluß bilateraler und multilateraler öffentlicher 
Kredit e zu günstigen Bedingungen. 7 

Die herbeigesehnte Erholung der kapitalistischen Weltwirt­
schaft von ihrer tiefsten Krise seit den 30er Jahren dürfte 
jedoch - nach allen vorliegenden Prognosen - brüchig, un­
gleichgewichtig und niedriger als erwartet bleiben. 
Die augenblickli chen Wachstumsptognosen rur die OECD­
Länder schwanken rur 1984-86 zw ischen jahresdurchschnitt­
lieh 2 und 3%. Es scheint jedoch so, als ob die USA - im 
Vergleich zu ihren Konkurrenten in Westeuropa - mit über­
durchschnittlich starken Wachstumsraten aus der Krise her­
vorgehen würden. 
für die Dritte Welt dürfte demgegenüber im jahr 1983 das 
Pro-Kopf-I;;inkommen zum dritteil Mal in Folge fallen. I--ür 

Lateinamerika ist ein im jahr 1984 weiterer Abfall des Na­
tionaleillkommem vorhergesagt. während Afrika und Asien 
nach einigen Prognosen mit einer zaghaften Erholung ihrer 
Wachstumsraten rechnen können. Dennoch sagt die Welt­
bank rur Afrika voraus, daß dieser K~)fltine llt bis [995 Ilich' 
das I'ro-Kopf-Einkommen von [97U erreicht haben wird. 8 

Während einem kräftigen Exportwachstum der Dritten Welt 
die stärker werdende Zuflucht der Westmächte zum Protek­
tionismus en tgegensteht, sehen alle Prognosen einen weite· 
ren Rückgang des Leihkapitalflusse$ in die Entwicklungslän. 
der voraus. 
Insgesamt ergibt sich so ein Bild, in dem die Entwicklungs­
länder immer stärker an den Rand der Weltwirtschaft ge­
drängt werden. Da sie immer welliger lU verlieren haben, so 
argumentieren einige . könnteIl sie fruhcr oder später zu dem 
Schluß gelangen, daß es besser sei. von sich aus die Regeln 
dieses Systems aufkündigen und z.B. einseitig ein Morato­
rium ihrer Schulden zu vermgen. 
Die Schuldnerkonferenz \'on Caracas Anfang September 

1983 haI jedoch eher gezeigt. daß die Schwachen in Zeiten 
der Krise selbst nach dem geringsten individuellen Vorteil 
greifeIl und die kollektive Solidarität brüchig wird. Das 
Schicksal der meisten herrschenden Klassen der Entwick­
lungsWnder ist schließlich auf Gedeih und Verderb mit dem 
fongang des internationalen f-"inanznusses verkoppelt. 

Anmerkungen: 
[) Vgl. Handelsblatt. 28.9.[983 
2) Wirtschaft",vocbc, NT. 40{30.9 .[983 
3) Daten nach; Newsweek, New York, 10.10.1983; Weltbank-Jah­

resbericht 1983, Washington 1983 
4) Vgl. Wirtschaftswoche, Nr. 40/30.9.1983 
5) Daten nach; Weltbank·Jahresbericht, ... a.O.; Finanzierung und 

Entwicklung, September 1983 
6) Vgl. Handelsb13t1, 28.9.1983 
7) VgI. lnternational Herald Tribune, Paris/Zürich. 22.9.1983 
8) Laut: South, London, Oktober 1983 
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Friedens- und Solidaritätsbewegung 

Herbstaktionen und Dritte Welt 
Sonn, 18. Oktober 1983. Tag des Antimilitarismus und der inter­
nationalen Solidarität im Rahmen der bundesweiten Aktionswoche 
riir den Frieden. Vor dem Büro der Waffenfirona Heekler & Koch in 
der Gon:h·Fock.-Str. I wird eine Gruppe von Menschen mit \'crbun· 
denen Augen vorgeführt. Ein Trupp Soldaten stellt sich auf, legt das 
G.,wchr an und feuert. 
Die Szene ist gestellt, die Gewehre sind Attrappen. Doch das bundes· 
deutsch .. G-3·Gewchr. das eben diese firma herstellt und vertreibt, 
ist heUle in über 40 Ländern, vor allem der Donen Welt, im Einsatz, 
meist in der Hand von Diktaturen reaktionärster Art. 

Szenenwechsel: 21. Oktober 1983, Karl·Marx-AUee, Bonn. Ober 
1.000 Mitglieder von Friedens- und Solidarilätskomitccs blockieren 
fojr drei Stunden du Bundesministerium rur wirtschaftliche Zusam­
menarbeit, BMZ. Werner Rät:t ~om Koordinationskreis Dritte Welt 
zum Verlauf der Aktion: "Die Aktion hat ihr Ziel, eine ganztägige 
lIlockade des BMZ, nicht erreicht. Das hat manche Teilnehmer ent­
täuscht und die bürgerlichen Politiker und Medien ~on einem Schei­
tern sprechen lassen. Ich kann diese Einschätzung nicht teilen. Es 
war un$Cr politisches Anliegen, die Diskussion um die Entwicklungs· 
politik der Bundesregierung zu forcieren. Das ist uns voll gelungen." 

Aufste hn auc h für N ikaraguas Frieden! 

Oie Blockierer erheben Protest gegen die Einordnung der Bonner 
Dritte·Welt·Politik in die GlobalSirategie der Reagan'AdminiSiration, 
die ~on B~IZ-Chef Jürgen Warnke (CSU) propagiert wird. Sie hat 
beispielsweise: seit dem 1.1.1983 zum Auszahlungsstopp der Entwick­
lungshilfe an Nikaragua geführt und soll ab 1984 ihren Niederschlag in 
lIilfnahlungen an das Völkennord·Regime EI Sal~adors finden. 
Deutlich gemacht wurden die$C Ziele in einer sich an die Blockade 
anschließenden Demonstration durch die Bonner Innenstadt, ~orbei 
an Einrichtungen, an denen sich die Dritte·Wclt·Politik der Bundes­
regierung und die Politik reaktion~rer Regimes exemplariKh fest­
machen läßt. 
Erster Zielpunkt war. die Deutsche Bank, die zu den größten Ge· 
schäftemachern mit dem siidafrikanischen Rassistenregime zählt. Bei 
der Deutsch·SüdafrikaniKhen Ge$Cllschaft warfen die DemonHran· 
ten südafrikanische Werbeprospekte aus dem Fenster. Abschließend 
hohen die Demonstranten an der philippinischen Botschaft die 
Nationalflagge ein und verbrannten sie. 

Die beiden Aktionen stehen beispielhaft dafür, wie sich die Solidari· 
tätsbewegung mit ihren Anliegen eigenständig in den .,heißen 
Herbst", die Aktionstage ~om IS.·22.IO.1983 der Friedensbewe· 
gung, eingeschaltet hat. "Eine wachsende Zahl von Menschen", be­
tont Jurgen JaKoby, der die Dritte·Welt-Bewegung im Koordinations· 
ausschuß der Friedensbewegung vertritt, ,,zeigt heute auch, daß sie 
die direkte und indirekte Unterstüuung der US·amerikanischen Polio 
tik gegenüber den Ländern der Dritten Weh dun::h die Bundeuegie· 
ru'lg ablehnen. Sie verurteilen die Ausrüstung von Regimes, die Men· 
schenre.:hte verachten und mit Blut und Terror regieren, mit Waffen 
aus der Bundesrepublik. Sie sehen nicht 'unsere ölintereSKn vertei· 
digt', wenn die Bundesregierung mit der NATO·Arbeitsteilung Ent­
lastung für militärischt' Abenteuer der USA in sog. Krisengebiett'n 
schaff!. Das Nein gegen die Politik der Bundesugierung gegen die 
Stationierung von Pershing 11 und Cruise Missiles wird heute verlJUn· 
den mit dem Ja zur friedlichen Zusammenarbeit, der Gleichberech· 
tigung und Gewaltlosigkeit zwischen den Völkern und der Solidarität 
mit unscr~n ausländischen Mitbürgern." 
Für den 18. Oktober haHe der Koordinationskreis 3. Welt (KK3W), 
d~r di~ Aktivitäten der Solidaritällibewegung mit der Frit'densbewe· 
gung bundesweit koordiniert (in ihm arbeiten mit: AAB, Anti· 
imperialistisches SolidaritäUkomit~e, Arbeitsgemeinschaft der Dritte· 
Welt·l..äd~n, Bundcskongreß entwicldungspolitischer Aktionsgrup· 
pen, Inform3lionsstellen EI Salvador und Guatemala, Infonnations­
büro Nical1lgua und Freundschaftgesellschaft BRD·Kuba), zu einem 
Diskussionsforum über "Frieden und Dritte Welt" nach Bonn einge. 
laden. 
Vertreter von Befreiungsb~wegungen, Aktivisten aus Solidaritäts­
und Dritte·Welt-Gruppen, Politiker und Journalisten informierten 
und diskutierten hier noch einmal über die vieWiltigen inhaltlichen 
Verknüpfungen zwischen der wachsenden Kriegsgefahr in Europa 
und den Dauerkrisen in der Drillen Weh. 

Allen diesen Kriegen, so meinte u.a. Prof. Walter Kreck, der das 
Einlcitungsstatement hielt, lägen auch strukturelle Gewaltul"$ilchen 
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zugrunde. Solange diese fortbestünden, dürfe die Friedensbewegung 
hierzulande nicht in einen "prinzipiellen Pazifismus" verfallen, wenn· 
gleich wichen Auffauungen 31lgesichu der langen Tl1Idition des 
deutschen Militarismus unser Respekt gehühre. Aber gerade hier 
zeige sich, wie die Friedensbewegung von der Solidaritätshewegung 
lernen könne. Kampf Hir den Fried~n und bewaffneter Befreiungs· 
kampf, der Gewalt als letztes Mittel zur Erreichung seiner tegitimt'n 
Ziele einsetzt, seien eben kein Gegensatz. 
Die unmittelbarste gemeinsame Betroffenheit von Friedens· und Soli· 
daritätsbewegung, das zeigte da$ Diskussionsforum, - geht heute von 
der aggressiven Globalstrategie der Reagan·Administration aus. Die 
Raketenstationierung als konzentriertester AusdruCk dieser Strategie 
in Europa wird auch von der Dritten Welt als Bedrohung empfunden, 
sci es, daß die neucn Raketen sich (siehe Stationierung in Sizilien) 
auch unmittelbar gegen den Nahen Osten und Nordafrika (Libyen!) 
richten. sei es, daß sie in Ländern der Dritten Welt selbst stationiert 
werden sollen (Südkorea!), sei es, daß sie als Erstsch!ags· und Em­
hauptungswaffen die sozialistischen Länder bei ihrer Solidaritat mit 
Befreiungsbewegungen in Schach halten sollen, oder sei es, daß sie 
den weltpolitisch~n Spielraum West~uropas ein~ngen, indem sie es 
zur ,.Geisel" in der Atomstrategie der USA machen. 
Es gab also für die Dritte·Wclt·Szene genug Griindt', sich an den 
Herbuaktionen der Friedensbewegung zu beteiligen (mehr ab in die­
sem kur~en Bericht genannt werden konnten!). Eine vorläufige 
Bilanz dieser Beteiligung fallt positiv aus: 
• Ober I S.OOO Friedensinitiati\'en und Solidaritätskomitees beteilig­
ten sich bundesweit am Tag des Antimilitarismus und der internatio· 
nalcn Solidarität unter dem Motto "Unser NEIN zu den Raketen 
heißt: JA zum Widerstand gegen Militarismus - JA zur internatio· 
nalen Solidarität". 
• Die B~IZ-Blockade lenkte die Aufmerksamkeit der öffentlichkeit 
auf die Fragwürdigkeit der Politik dieses Ministeriums. das sich an· 
sonsten gern darum bemüht, .. die Hilfsmaßnahmen so zU kanalisieren 
und darzustellen, daß der humanitäre Charakter im Vordergrund 
SIcht" IKonrad-Adenauer-Stiftung). 

• Der gewaltige Menschenstern zU den 80nner 80uchaften der 
Atommächte am 22. Oktober führte auch zu den Vertretungen Süd­
afrikas und Israels, die Ziel$cheibe spezieller Aktionen von Südafrika­
und Palästina-Solidaritäugruppen waren. 
• Bei allen Volksversammlungen fur den Frieden, die 3m 22. Okto· 
ber mit einger Gcsamtbeteitigung von 1,2 Mio Menschen den Ab· 
schluß und Höhepunkt der bundesweiten Aktionswoche bildeten, 
war das Thema Dritte Welt dun::h Redner aus den 3m meisten von 
der Kriegspolitik der USA und der NATO betroffenen Ländern 
präsent. 

Und: Obwohl dies die gewaltigsten Massenproteste fUr den Frieden in 
der Geschichte der Bundesrcpublik waren, wird es, so versichern Ver­
treter der Friedensbewegung, nach diesen Aktionshöhepunkten kein 
"Loch" geben. Die Bewegung orientiert jetzt für den 21. November 
1983 erneut auf Bonn, den "politiJchen Stationierungsort". Der 
Bundestag soll an diesem Tag, geht es nach dem Willen der Stationie. 
rungsfans, die Aufstellung von Pershing It und Cruise Missiles abseg. 
nen, ganz demokratisch, versteht sich. 



Rückblick 

Saigon 1963: Das Ende des Ngo Dinh Diem 
UFE beschlich eine Art klammheimlicher Freude: "Obwohl die 
USA an dem Coup, der Ngo Dißb Ditro $tunte, unbcteilis:, waren", 
schrieb das US·~laga:tin im Januar 1964, "waren die meisten Ameri­
kaner am Ort ebenso erLeichtert wie das Volk von Saigon, als die 
Junta unter General Duollg Van Minh die Macht ijbemahm.~ F.in 
Marian<:! tells<:h icksal. 

Fast ein Jahrzehnt WaT der 1901 geborene Diem SUdviclnams ,,star­
ker Mann" gewesen. Dann paßle er nicht mehr in Washingtom KOß­

upt. Am t. November 1963 ließ man seine Generäle:: gegen ihn put­
schen und ihn sowie seinen Bruder Ngo Dißh Nbu bei dieser Gelegen­
heit liquidieren. Dabei hatten die USA Diem erst an die Macht.go:' 
bracht. 

1954: Frankreich war von den Viel-minh, den Unabhängigkeiu­
kämpfern des seit 1946 formal unabhängigen Vietnam, geKhlagen­
obwohl die USA mit zuletzt 785 Mio Dollar "praktisch die g<:samten 
Kpsten de r französischen militäri~chen Operationen" übernommen 
hatten (Eisenhower·Berater Sherman Adams). Sogar Zur Intervention 
waren die USA bereit - falls Briten, Thailänder und andere den 
internationalen Anstrich geliefert und Frankreich weitergewollt 
hälte. Die USA, "die offenbar his zum letzten Franzosen kämpfen 
wollten, schlugen eine gemeinsame Offensi~e ~or, die den Einsatz 
nuklearer WafFen ~orsah" (Richard Morrock). 

Die Einmischung der USA war bereits massi~, ab auf der Genfer 
Indochina·Konferenz am 21. Juli 1954 gegen den Willen des Volkes 
die ~orlJufige Teilung Vietnams erlwungen wurde. Ihre Ziele: Ver­
drängung Frankreichs aus der Region; Liquidierung der Befreiungs· 
bewegung und des Kommunismus in Vietnam: "Rückgewinnung~ 
Nordvietn~ms (Demokratische Republik Vietnam - DRV). 

Ngo Dinh niem, Sproß einer alten Mandarin·Sippe, gleichwohl Ange· 
höriger der k~tholischen Minderheit, antifranzösischer Nationalist 
und fanatischer AntikommuniSl, sollte Wa.hingtons hJann in Saigon 
werden. 
Noch ~or Unterzeichnung des Genfer Abkommens setzten die USA 
die Ministerpräsidentschaft niems durch. Ebenso wie sie lehnte er 
dann die Unterzeichnung ab, die u.a. die Wiedervereinigung nach 
freien Wahlen für 1956 '·orsah. Im Oktober 1955 ließ Diem sich die 
Absetzung Bao Dais in einer offenbar geralschten Volksabstimmung 
bestätigen. An die Stelle der abgezogenen Franzosen traten US-Mili· 
tärberater. 

Der "Churchill Asiens:" 

Diem funktionierte weiter im Sinn der US·Strategie. Unter Bruch des 
Genfer Abkommens lehnte er die DurchrUhrung von Wahlen rund· 
heraus ab. Das Eintreten für das Abkommen gah im Süden bald als 
Verbrechen, im Süden verbliebene Viet·minh wurden (gleichfalls un· 
ter Bruch des Abkommens) verfolgt. 
Die USA modeBierten indeuen an ihrem Schaustück "freies Süd· 
vietnam ~ - u.a. mh jährlich 2::.0 Mio Dollar Wiruchafuhilfe, die eine 
Scheinblüte erzeugten, letztlich aber den Ruin der einheimischen 
Wirtschaft durch die einl1;edrungene US·KonkuTTCoz mitbewirkten. 
Df:r "freien Welt" wurde Diem als "Churchill Asiens" vorgeftihrt. 
Df:r Heros der "Prin.,;ipien eine! demokratiKhen Welt" etablierte eine 
korrupte Sippendiktatur um sich und seinen Bruder. 
Stützen de' Regimel waren Militärs, Großgrundbesiu:er, neureiche 
Geschäftemacher sowie der Großteil der Katholiken, .,;u denen im 
Laufe einer von den USA aufwendig finanzierten Fluchtkampagne . 
aus der DRV weitere 800.000 gekommen waren. 

Mit einer Terrorwelle ging das Regime ab 19!J6 geg<:n jegliche Oppo­
~ition vor. Ihre ersten Opfer wurden die starken Sekten, die sich im 
Vorjahr gegen niems Machtamprüche gewandt halten. Dann wurde 
sie gegen jene gelenkt, die rur die Durchführung des Genfer Abkom· 
mens eintraten oder aus anderen Gründen gegen das Regime waren. 
So wurde 19::.6 mit besonderer Grausamkeit eine Kampagne der "Oe' 
nunziation von Kommunisten" namentlich in den alten Kerngebieten 
des Viet·minh durchgeHihrt. Ausnahmegesetze (;t.B. Einkerkerung 
ohne Verfahren) boten Nhu die Handhabe, Zehntausende einsperren, 
foltern und ermorden zu lassen. Schätzungsweise 75.000 MenKhen 
kOllel"n Diems "Säub"rungen" .,;wischen 19::'5 und 1959 das Leben. 
Die 1956/5 7 neu formi"rte Opposition konnte der Terror dennoch 
nicht unterdrücken. So wuchs unter den Bauern der Widerstand, da 
sie Opfer einer "Landreform" wurden, die vor allem die Rückkehr 
der alt"n Großgrundbesit.,;er zum Zid halte . Diems Antwort: ~1atsen' 

deportationen in wg. "Agrostädte" zur besseren Kontrollausübung. 
Die Widerstandsbewegung ihrerseits ging erneut zur bewaffneten Ge· 
genwehr über (auf die Diem mit dem Standrecht reagierte). Im Oe' 
zember 1960 wurde die Nationale Befreiungsfront (FNL) gegründet. 
Auf die raschen Erfolge der FNL reagierten die USA mit der Doktrin 
des "Spezialkrieges" (special war), um zumal nach dem "Verlust" 
Kubas (Revolutionnieg 1959; d. Red.) in der Dritten Welt ein E:<em' 
pel zu statuieren. Diesen "Spe;tialkrieg" umriß der "Staley·Taylor· 
Plan": Die Zusammenpferchung der Landbevölkerung in "Wehrdör· 
fer", um im 10 "ausgetrockneten" Umland mit raschen Schlagen 
mobiler Einheiten die Guerilleros auszuradieren. 
Das Diem·Regime rettete weder dies noch das s<:hnell Clkalierende 
Engagement der US·"Berater" (20.000 berein 1962). Eine Khwere 
Ni"derlage seiner Truppen im Januar 1965 analysierten US·E:<perten 
zutreffend damit, daß eine niedrig" Kampfmoral damr verantwort· 
lieh war - ein Zeichen mangelnden Rückhalts des Diktators in der 
Bevölkerung. Daß dieser auf die auch offen zunehmende Opposition 
mit ~erschärftem Terror antwortete, beschleunigte seinen Nieder· 
g.mg. Im Juni 1963 zwang die SclbsH'Crbrennung deI Buddhisten· 
mönchs Thich Quang·Duc die getäuschte "freie Weh" zu einem näh,,· 
ren Blick hinter die Propagandakulissen. Diems Regime war zu einem 
Hindernis rur die Strategie der USA geworden, den Feldzug letztlich 
gen Norden zu führen. Der Stun Diems kam den USA mithin äußerst 
gelegen. 
Zu gelegen, um die Behauptung von der Nichtbeteiligung glaubhaft 
bleiben zu lassen. 
Dem wahrhaft nicht "antiamerikanischen" Journalisten Hans-Walter 
Berg fid vor Ort auf, daß z.B. die gesamte Informationsarbei! über 
den Putschverlauf in den Händen von US·Militärs lag. Für Berg 
"konnte nicht der geringste Zweifel" an einer Bet"iligung von USo 
Botschaft, CIA und "Beratern" bestehen. 1971 publizierte die New 
York Timel die internen "Pentagon· Papiere": "Wie offizielle Doku· 
mente enthül!en, arbeitete der CIA .0 eng mit den Generälcn zu· 
sammen, daß CT sie sogar mit hochwichtigen Erkenntnisscn über die 
Bewaffnung und Stationierung der pro·Diem·Truppen versorgte, 
nachdem (Botschafter) Lodge der ClA·Teilnahme an der taktischen 
Vorbereitung des Coups zugestimmt hatte." 
Die abschließende Pentagon,Wertung: "Von August 1963 an haben 
wir verschiedentlich die PutKhversuche der vietnamesischen Gene· 
räle autorisiert, gebilligt und ermutigt, und einer Nachfolgeregierung 
volle Unterstützung zugesichert. Im Oktober hab"n wir in brüsk.,. 
Zurückweisung die Hilfe rur Diem eingestellt und den Generälen so 
grünes Licht gegeben. Während der Planung und Durchfuhrung des 
Coups haben wir heimliche Kontakte zu ihnen unterhalten und uns 
bemüht, auf ihre Opcrationsplanung und die vorge!iChene Regierungs· 
zusammensctzung Einfluß zu nehmen." 
Der Austausch der Saigoner Marionetten erwiel sich als nutzlos. On 
vietnamesische Volk war danach keinesweg bereilwilligCT, Wathing· 
tons Krieg zu führen. Im August 1964 wurde er nach einem provo­
zierten "ZwiKhenfall" mit Patrouillenbooten der DRV auch formell 
vollends der Krieg der USA. J.Ostrowsky 
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Rezension 

Reportagen über Chile und Lateinamerika 
Jahrestagl: sind auch willkommene Anbisse rur die Herausgabe von 
Suchern. Zum 10. Jahrestag des Putsches gegen die Regierung Salva­
dor Allende im verg:tngenen September sind gleich drei Buchpublika­
lionen auf den bundesdeutschen Markt gekommen, d;" eines gemein­
sam haben: Sie gehen im Reportagennil der Fngc nach, welchen 
Stand der politische Prozeß in Chile - und darüber hinaus in ganz 
lateinamerika - nach einem Jahrzehnt erreicht haI, das gekenn­
zeichnet war durch eine Abfolge milil.)risch<:r Staatsstreich,,_ die die 
Demokratie in immer mehr Ländern im Blut ertränkten, aber auch 
dun;h hoffnungsvolle ~ichen des Widerstandes: 
• Wilfried lIuismann. Dit~r Augenblick rod.1 näher. Reportagen 
aus Chile, Pahl-RugcMtdn Verlag, Kö ln 1983, 190 5" 14,80 0;'\1 
• Ruth Körner, Chile. Na..,h 10 J ahren Pin<><:het, Fi ilC her Taschen· 
buch VeTiag. fr .. nkrurt /M. 1983,3335., 12,80 D~I 
• Romeo Re)", Zehn J ahre Grausamkeit oder die Erdrosselung 
Lateinameriku, rororo-aktuell ~252, Reinbck 1983, 306 5., 10,80 
ml 
Was diese drei Veröffentlichun~n unterscheidet, könr .e man in kur· 
zen Worten so zusammenfusen: Romeo Reys "Zehr Jahre Grausam· 
keit" weist sicherlich die größte thematische Brei ~ auf. Ruth Kör­
ners Buch ist dem~genüber auf (J,ile beschrän\o-., greift aber bis in 
die Zeit der Unidad·Popular·Regierung zuriick t..nd gibt einen detail· 
lierkn, im Stil eines Ta~buchs vufaSten Oberblick der Entwicklung 
bis zum heutigen Tag. Wilfried Huismann schließlich erreicht - ohne 
cLu Genre der Reportage zu sprengen - die größte analytische Tide 
und bie tet vor allem zur Situation und den Perspektiven des Wider· 
stands das meiste Material an. 
Romeo Rey ist vielen aus seiner Arbeit als Korrespondent ftir die 
Fr .. nkfuner Rundschau und den Züricher Tages·Anzeiger bekannt. 
Oie wichtigsten seiner dort veröffentlichten RepoTiagen, Essays und 
Analysen aus den letzten 10 Jahren hat er jetZt zu einem Buch 
zusammengefügt. 
Neu hinzugeftigt hat der Autor 5Cin politisches Credo: "Lateinameri· 
ka", so Rey, "kann einen Ausweg aus der ~genwä.rtigen Krise fin· 
den, sofern es sich auf 5Cine eigenen Kräfte besinnt und diese sumo 
miert amtau dividiert ... Wu ihm na..,h meiner Beoba..,htung noch 
'eilweise fehlt, ist Motivation und Disziplin." (Ebenda) 
Eine in sich geschlossene Gesamtdnstel1ung der poli tischen, wirt· 
schaftlichen und ge5Clbchaftlichen Stellung des Kontinents läßt sich 
durch das von Romeo Rey gewä.hlte Verfah~n sicherlich nicht er· 
reichen, ..... ohl aber ein facettenreiches Mosaik lateinamerikanischer 
Wirklichkeit. 

II~I-

Dieser 
AJJoenblick 

~ --
Romeo Rey erweist sich als der so ziemlich einzige Auslandskorre· 
spondent im Spektrum der bürgerlichen Tagcsprene hiet4ulande, des· 
sen Reportagen ulld Berichte deutlich ein Engagement rur die Unter· 
drückten Lateinamer;kas spüren lassen. In 14 Kapiteln we~en die 
unterschiedlichsten Aspekle der Innenentwicklung lateinamerikani· 
scher Uinder behandelt. Ausgangspunkt ist der Putsch Pin<><:heu im 
Jahre 1973, wobei Chile lediglich als kras5Cster Fall einer allgemeinen 
politischen Rückentwicklung des Kontinents bis in die zweile Hälfte 
der 70er Jahre erscheinl. 
Der Autor setzt sich u.a. mit der Wirtschaftspolitik der Chicago-Boy' 
ii. la Friedman aU5Cinander, untersuch t und schildert Oiarakter und 
Merkmale der diversen Militärdiktaturen, die "sozialen Kosten" ihrer 
Herrschaft, die Auswirkungen des Sanierungskonzepts des Interna tio· 
nalen Währungsfonds und die wachsende soziale und politiSChe 
Gdrung in den lateinamerikanischen Gesellschaften. 
"Um das kapitalistische System zu bewahren", so R. Reys eindeutige 
Charakterisierung der Funktion der Militärdiklaluren auf dem Kon· 
tinent, "scheute sich das Bürgertum nicht, lCine eigenen Gesetze zu 
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brechen ... Oie Diktatur der Streitkräfte ist daher weniger einer Mili· 
tärdiktatur als vielmehr eine Klassendiklatur, die dem arbeitenden 
Volk schwere Opfer aufzwingt und der (häufig mit dem F~mdkapi· 
tal liierten) Großbourgeoisie zu weiteren Privilegien verhilft." (S.20) 
Wenngleich am Ende des Buches auch Alternativen zu diesem Hort 
deI Reaktion sichtbar gemacht werden (z.B. in der nikaraguanischen 
Revolution, während Kuba in dem Buch nicht vorkommt!), bleibt ab 
beherrschender Eindruck das Agieren der Militärs allzu übergewich· 
tig. Demokratische Gegentendenzen, aber auch die Rolle der USA, 
bleiben zwar nicht auBen vor, erscheinen aber dennoch von unter· 
geordneter Bedeutung für die politische Gcsamtemwicklung. 
Ruth Körner hat entscheidende Phasen der chilenischen Entwicklung 
vor Ort miterlebt: die Vorbereitung und DurchfUhrung des Putsches 
gegen Allende, die Zerschlagung der Errungenschaften de r Unidad 
Popular durch die Pin<><:het·Junta, die Zeit der fan völligen polit;· 
s.;:hen Friedhofsruhe Mine der 70er Jahre sowie die jüngste Phase des 
sich reorganisierenden Widerstands und der offenen Krise der Dikta· 
tur. Die$<! Stationen bilden den Rahmen ihrer tagebuchartigen Auf· 
zeichnungen, die gelTagen sind von Sympathie ftir die Ideale und 
Errungenschaften der Unidad Popular und von einer tiden Zunei· 
gung zu den Menschen Chiles, die in den J ahren gewachsen ist. 
Während R. Körne rs Situationsschilderungen weitgehend deskriptiv 
bleiben und ihr Buch ganz von der Wiedergabe persönlicher Ein· 
drücke lebt, gelingt es Wilrrkd Huismann , die reportagenhafte Dar· 
stellung des chilenischen Alltags und des chilenischen Widerstands 
'mit an.aly lischen Schlußfolgerungen zu verknüpfen. Den Hintergrund 
seines Buches bilden die Erfahrung in der Chilc·Solidaritätsbewegung 
und eincr fünfmonatigen Chilc·ReiR im Jahre 1981, "in der ich 
Schritt für Schritt von der Oberfläche mit ihren vielen Trugbildern 
zur sozialen Bewegung vordringe. Eine Reise von resignativer ~1elan· 
cholie zur Hoffnung und zur Rebellion. Der Leser soll diesc Reise 
von aulkn nach innen nachvollziehen, die Widerspruche miterleben. 
Vieles wird auf scinen Widerspruch stoßen, weil es sorgsam gepflegte 
VorsIellungen in Fra~ stellen könnte." (5.8) 
" Resignative Melancholie" steht für eine Haltung, die angcsichts der 
t.erschla.genen Errungenschaften der Unidad Popular und des perfek· 
tionierten Terrors von $Ci ,en des Regimes Hoffnung nur noch aus der 
Rückbesinnung auf d ie Glanzzeiten der Regierung Allende zu bezie· 
hen vermag. " Rebellion" dagegen ist das Stichwort ftir die neue 
Widerstandsstrategie der chilenischen Linken, die angesichts zahl· 
reicher Rückschläge und unter Auswertung auch anderer Iateinameri· 
kanischer Erfahrungen, vor allem der nikaraguanischen RevQlulion, 
in den lelzten J ahren entWickelt wurde. 
Oie ersten Kapitel des Buches von W. Huismann sind Alltagsschilde· 
rungen: Vom Alltag der Menschen in den Elendquartieren, von der 
alltäglichen Folter, aber auch vom Streikalltag der chilenischen 
Kohlearbeiter und von einer neuen alternativen Kultur erfahrt der 
Leser. Daran schließt sich eine Darstellung der objektiven Kriseufak· 
toren der Diklatur, das Scheitern ihres Wirtschaftsmodells und die 
Suche nach AU5wegen aus der aktuellen Krisc an. 
Wohin und wie der Weg zum Sieg über die Diktatur führen soll, sind 
die eigemlichen Streitfragen, die heute sowohl im bürgerlichen Lager 
als auch umer der Linken lebhaft disku tie rt werden. W. Huismann 
vermittelt einen plastischen Einblick in diese Diskussion. Er Iä.ßt Ver· 
treter der einheimischen Bourgeoisie, der verschiedenen sozialdemo­
krati schen und sozialistischen Parteien und Bewegungen sowie der 
Kommunistischen Parrei und der Bewegung der Revolutioniiren Lin· 
ken (M IR) zu Wort kommen. 
Im Hintergrund steht die Leilfrage, welche O>ancen ein bürgerlich· 
demokratischer oder ein sozialdemokratischer Ausweg nach 10 J ah· 
ren FaKhismus unter chilenischen Bedingungen heute haben kann. 
Und: Welche Voraussetzungen rur einen revolutionären Awweg, wie 
er durch die Strategie der Rebellion vorgezeichnet i5t, noch geschaf· 
fen werd~n müssen. 
Ikides liegt für W. Hui~mann im Bereich des möglicherweise schon 
bald zu erwartenden. Doch eine bürgerlich-demokratische Lösung, so 
Huismann, könne in jedem Falle nur eine des Übergangs sein. "Denn 
das 'chilenische Modell' haI die sozial·ökonomische Basis eines natio· 
nalen Kapitalismus zerstört ... Der Spielraum rur eine Klasscnharmo­
nie hat sich radikal verkleinert. Oie soziale Frage schreit nach Revo­
lution ... " (5.184) Auf der anderen Seite ;Cd<><:h müsse die revolutio· 
näre Linke, um den an sie gestellten Anforderungen ~recht zu wer· 
den, noch eine Reihe von lTindernisRn überwinden, vor allem: ,,Sie 
muß bald ein eigenes alternati\·cs Projekt vorlegen, ein einheitliches 
Programm, eine gemeinsame Führung der Massenkä.mpfe bilden, oder 
sie wird von den Ereignis5Cn überrollI werden." (S. 181) Rudi t'unk 



LlbanonlPalästlna-Solldarftät 

Ein Tr~ rr.:n der Libanon- und PaLiu inll-So ti­
daritilt.!komitecl der BundclTcpubltk fmd am 
24.}25. September dJ. in Stuttgart stan. In 
cincT gemein ... m.:n Erkl;'rung .... urde d; .. Ein­
greifen von N"A TO-Truppc-n im Ubanon und 
die AbliichuukL.rung Washmgtons, US-Trup­
pen auf Dauer dorl 'l:U stationieren, \'Cruncih. 
Sie betonten zugleich, daS mit dem US-Int.:r­
vcnlionl~mu. m N;mou und der Rakc lCnlita­
tionicrung in WC!tcuropa die mlcmatiorulc 
Eskalationsgefahr wachle, die direkte Gefahr 
eines Atomkrieges anslche. 
Die Tcilnchmt'T forderten den soforitgcn Ab­
zug aller US- und NATO-Verbände aus dem 
Nahen Osten SQwic der Be5;tt:r.ungS\Tuppcn 
Israels aus dem Libanon. Die Bundesregie­
rung wu rde au fgefordert. auf den Kohl-Be­
such In Israel zu verliehten, endlich die Palä· 
stinensilche IkfreiunglorpniAtion (PLO) an· 
tuerkennen und sich gegen die Raketenstatio· 
nierung 'Zu wenden. 

Eine f o to·Aun td lung .,Perll)C ktil·en in PaU· 
Jlina". die seit Mille 1982 in \'erlchiedenen 
bundesdeutschen St.'idten gezeig t wurde, 
kann bei der lKA ausgeliehen werden. Sie 
umfaßt etwa 250 FOIOI, die der hollandilche 
Fotograf Osa.r \"on Alphen \'on einer Reise 
dun:h Israel. die beset'Zten Gebiete und den 
Libanon mitbu~hte. Vom 2.·25. Noyember 
dJ . wird die Ausstellung im Karman·Foyer in 
Aachen ge~eiltt. 
Anfr.l.gen 'Zur AUJStellulIi an: IKA. 'Z, lId. J. 
Strempcl. G~tchen$lr. 25,3000 Hannover I, 
TcI.0511·3 19310. 

Kulturabkommen RSA - BRD kündigen! 

Gegen du Kulturllbkommen zwisehen der 
Bunde5republik und Sudafrika richtet lich ein 
Brier dei Komi tcel rur die Kundigung dei 
Kultu rllbkommc:ns "lWiK hen de r ßRD und 
Sudafrika an Aulknmillliter Gcnscher. 
Dal Komit«, dem u.a. 11. Böll. A. Domdcy, 
B. Engelmann, 11. Gollwitzer. U. Lllldenberg, 
Dr, U. Ranke-lIelllemann, E. Runge. D, Solle, 
M. v. T rotta und E. Wulff angehö~n, be'Zieht 
sich auf die internationale Ächtung dei 
Aparthcldregimes und leitet aus den Erfah· 
rongen der deutschen GCSdlichte, der kullur­
feindlichen I'o litik dei F:l.$chismus, eine be· 
sondere Verpflichtung Hir die BRD ab, lieh 
an der yerglc:lchbaren Apartheidpoli tik nicht 
'Zu beteiligen. 

Türtcel - BundesrepublIk 

DIe maui.-en Protute gegen die Ausbnder· 
politik der Bundesregierung und die udflilti· 
gen Solidaritätsaktionen mit den in Ausliefe· 
rungshaft lieh befindenden Asylbcwerbem -
in Killn demonstrierten anl.ißlich dei 3.Jah­
restages des Militarpuuches in der Turkei am 
10. September d.J. 11,000 MenKhen - zeig· 
ten einen ersten Erfolg: 
Oo!. s~it 20 Mona ten in Ablchiebehaft gehal· 
tene Türke Z. Aydindag wurde ah Asrlbewer­
ber anerkanm und auf f.eien Fuß gesetzt. 
Ziel des gcmeinsamen Vorgehell5 aller politi· 
schen und gesellschaftlichen Kräfte bleibt 
aber weite rhin, die Rcchtsunsieherheit flIr 
Asylbewerber ~u beseitigen. 
In 5Cinem jungst "erJb,chiedeten auslander­
politilChen Grondlat<lpapier fordert der DG R 
u.a, eine Versachlichung der Aust.:inderpolitik 
und eine Reform deI Autlandergesctttu. 

Film - und Lesetlps zu EI salvador 

W. BTÖ nner/H.E. G. QH (lIg.). EI Sah-ado r -
di.e unsich tbare F ront. Weltkrc iJ-Verlaa. 
Dortmund 1983, 174 S .• 9.80 D!ot 
In diesem Buch kommen \"or allem Füh~r 
der Alv;tdorianisch~n Ber~iulli$bewegun8 

FML~/FDR, darunter die fünf FMLN·Ober­
kommandie~nden. zu Wort. Di.e Beitra~ . die 
großtei ls erstmals in deutsche. Sprache ver· 
ö rfentlieht werden. analysieren die histori· 
sche Entwicklung des 6cfreiungskampfel und 
den Vereinigungspro'Zeß der FM LN. Mehrere 
Einschätzungen befassen lieh mit den Ver· 
handlungsbemühungen der n U.N/ FDR, der 
Strategie des Befreiungskriegel und dem Auf· 
bau der Volksrnachtorgane in den bdreiten 
Gebieten. Ein Einleitungsbeitrag der lIerauJo 
geber erläutert die aktuelle Situation in EI 
Sal\'ador. 
RC\'olutionä~s t' ilminstitut EI Sal.'adors 
(ICSR) , Der Weg de r F re iheit. 16 mm, t'arbe, 
SO Min .• deut5Che Untertitel . Ve rleih: CON , 
Postfach 106545, 2800 Bremen 
Dieser 'Zweite Film des ICSR informiert vor 
anem über die gesellschaftlichen Veriinderun· 
gen in den kontrollierten Gebieten. Er unter· 
sucht die Funktion der Volksmachtorganc 
und legt einen Schwerpunkt auf die Beteili· 
gung der salvadorianisehen Frau am re\'olu' 
tionaren Pro'Zeß. 
Empfehlenswen sind aucb die folgenden Bro­
schil~n: 
Informationu td"" EI Sah'ador (lIg.). 150 
Jahre Kampf - Die Gewerkschd t5bc:" 'cgung 
in EI Satvador. Miltd amerika·Hcft 3. 1983. 
SO S .• 5 m t 
U. Nicbling/E . Rich ter. EI Salndor 1983 -
Kimpfen und Verhandeln? Mi tld amerika. 
Heft 4 . 1983.64 S ., 4 DM 
Frauen"c~inigulli , 'on EI Saluoor (M.IES), 
Frauen in EI Sa.lvador. Min c!amerika·Hd t 6, 
SOS.,5 ml 

Alle drei Broschuren können beim Mag:azin. 
Verlag (Königsweg 7. 2300 Kiel I) bezogen 
werden. Die Broschure EI Sah'ador 1983 ana· 
lysiert 3m umfa»cnd"en die Enutehullis, 
bedingungen des revolutionä~n Prousle. in 
EI Salvador und d ie Regionalisierong des 
Konfli kts. Sie zeigt die Zusammenhänge auf 
zwischen dem bewaffneten K"mpf. den Ver­
handlungsbemühungen der FMLN/ .·OR, der 
politischen Arbeit de. Bdreiungsbewegung 
und der internat ionalen Solidaritlll. 

Infodienst 

UNO contra Zlrlllmermann 

Bunduinnenminiuer Zimmcnnann sagte die 
fiir den 15. September dJ. geplant~n Gesprii· 
che mit dem UN· Flu.::htlingskommisur Poul 
Ibrtling über die Asylpolitik und Ausliefe· 
rungspraxis Bonns kurzentschlossen ab und 
lieB mitteilen. er sei erst tu einem Gesprich 
bereit. wenn ,,~orher (eine) angemcuene Ge­
spraehsgrundlagc" gclChaffen worden s.ei. 
Grond rur das brüske Verhalten Fried rich 
Zimmermanns war ein interner Berich t des 
UNO-Flik.ht lingskommissarialli, der von 'Zwei 
Mitarbeiterinnen nach dem Besuch von sechs 
bundndeutschen Aiyllagcrn erstellt worden 
war. Darin wird ein schlech ter Zustand der 
Sammelumerkünfte konstatiert sowie die 
Zwanglintcrnierung von Asylbewerbern, ihr~ 
eingeschr'.inkte Freizügigkeit und das Arbeits· 
verbot dargestellt. Viele Asylbewerber litten 
an Ocprelsion~n, bei vielen SCI wachsende 
Verzweiflung spurbar. 
F. Zimmermann warf dem Bericht ,.grobe 
sachliche Unrichtigkeiten und Gnstimmigkei· 
ten" \'or und forderte P. lbrtlilli auf, sich 
von dem Bericht 'Zu distanzieren. D,eser Iah 
dazu keinerlei Anlaß. 'Zumal das Fuit d<:,r 
Bcrichterstatterinnen. namlich die Einfilh· 
nmg .. in Europa einmalige(.) AbsehreckungJo 
maßnahmen gegen A3ylsuchendc". durch 
fakten nur be5lätigt wird. 

NEUERSCHEINUNG 
Texte zu r Unterdrockung 
und zum sozialen Widerstand 
In Sodalrlka 

36 Seilen, DM 3,- gegen Vor· 
ausO berweisung zu bestellen 
bei: 

medico 
international 
Hanauer landstraße 147·149 
6000 Frankfurt/Maln 1 

Stadlsparkasse Frankfurt 
Konto-Nr. 182 
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Kurzinformationen 

Irak-Iran 

Mine Oktober dJ. wurden fUnf französische 
Supcr-Etcndard-Kampffluglcugc an den Irak 
go:licfcrt. Bestückt mit ExO(:ct-Rakclcn, 
könnten sie zu dncm Angriff auf den gTößlcn 
Olhafcn des Iran auf der InM:l Kharg benutzt 
werden. 
Insgesamt werden die französischen Waffen­
lieferungen an den Irak wäh~nd des nun­
mehr dreijährigen Golfkrieges auf etwa 4-5 
Mrd D~ I guchätzt. 
Ah Vcrgcltungsmaßnahme für die franzosi· 
s.::hc Flug:tcuglicfcrung haI der Iran mehrfach 
mit der Vcrminung und Blockade der Straf,(: 
von HOTmuz gedroht. Durch diese Wasser­
straße fließt der Großteil des Ölbedarfs der 
we.'stlkhen Welt (USA: 30,", Wcsteuropa: 
60%, J apan: 75%). Dieses Gebiet war bisber 

dg­
die kritische 

Mo natszeitschriH 
im Gesundheitswesen 

* dg-Report Heft 6183: 
Privatisierung im Kran· 
kenhaus 
Nach den Wäscherei· 
en, dem Putzdienst 
und der Geratewar· 
tung reiBen sich Kran· 
kenhauskonzerne 
mehr und mehr kom· 
plette Betriebe unter 
den Nagel. 

I/nsere Reportagen 1984 
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wegen seiner Entfernung ~ur eigen\lichen 
Front verschont geblieben. 
Die Ausweitung des irakisch·iranischen Kon· 
flikts haben die USA Anfang Oktober dJ. 
genutzt, um einen weiteren Floltenverb3lld 
in den Persischen Golf zu schicken. Der 
Koordinationsrat der s<:chs arabischen Golf· 
monarchien (vgl. AlB 1/198S, S. SS·S8) hat 
vor wenigen Wochen eine eigene, regional 
o\>C'rierende S<::hnclle Eingreiftruppe gehildet 

Tschad 

Die Lage im Tschad (siehe auch; AlB 
10/1983, S. 14-21) war das Ilauptthema des 
10. französisch·afrikanischen Gipfels, der am 
3. und 4. Oktober dJ. in Vittel naHfand. An 
ihm nahmen 20 afrikanische Staatschefs und 
16 Delegationen als Beobachter teil. 
Die Mehrzahl der afrikanischen Delegationen, 
die meist eng mit Frankreich verbunden sind, 
sowie der fran>;ösische Prii.sident Milterrand 
fordenen die Respektierung der territorialen 
Integritat des Tschad. Diese Formulierung 
richtete sich gegen Libyen, das angeblich die 
nördliche Half te des Tschad beset>;t hält. Die 
Organisation rur Afrikanische Einheit (OAU) 
und "alle Söhne des Tschad" wurden aufge· 
fordert, sich um eine friedliche Beilegung des 
Konflikts zu bemühen. 
Der Staatschef des Tschad, Hissene Hab .. !, 
lehnt jedoch weiterhin jeden Kontakt zur 
Ubergangsregierung der Nationalen Einheit 
(GUNT), die den Norden des Landes komrol· 
lien, ab und will nur mit Libytn v<:rhandeln, 
Der Pr.isident der GUNT, Goukouni Oueddei, 
hatte bereits am 21. September d.J. seine Be­
reitschaft bekundet, mit H. Habre zu verhan· 
dein, und seine Forderung nach einem sofor­
tigen Ab7.ug der französischen Truppen als 
Vorbedingung aufgegeben. 

China-USA 

Wahrend eines Besuches in der VR China 
Ende September dJ. machte US-Verteidi· 
gungsmimS1er C. Weinberger an Peking weit· 
reichende Angebote auf dem Gebiet der mili· 
tarischen Zusammenarbeit. So sollen der 
Technologietransfer aus den USA auf moder· 
ne Computerelektronik erweitert und TÜ· 

stungstechnologisch hochentwickelte Waffen 
U.a. zur Flugzeug- und Panzerbekämpfung ge. 
liefert werden. 
Zudem einigten sich Otina und die USA, dtn 
vor 2 Jahren unterbrochenen Militäraus· 
tausch ab 1984 wiederaufzunehmen. Darüber 
hinaus soll Ministerpr.isident Tschao Tsi-jang 
im Januar 1984 den USA einen Besuch ab· 
stallen und US·Präsident Reagan im April 
1984 nach China kommen. Außerdem erhielt 
der chinesische Verteidigungsminister 
Tschang Ai·ping eine Einladung in die USA. 
In de r Taiwanfragc be1tehen auch nach den 
Gesprächen die Meinungsunter5Chiede zwi· 
schen beiden Staaten unverändert fort. 

Argenlinien 

Der Abtritt der ~Iilitars von der politischen 
Biihne des Landes vollzieht sich vor dem Hin· 
tergrund währungs· und finanzpolitischer Uno 
ruhen und wachsender sozialer Auseinander­
setzungen. 
Im Vorfeld der Wahlen am 30. Oktober d.J. 
wurde Anfang des Monats bekannt, daß der 
drittgrößte Schuldner Lateinamerikas am 
Rande der Zahlungsunfahigkeit steht. Wäh· 
rend der Internationale Währungsfonds ah 
Reaktion auf Zahlungsrückstände bei den 
Zinsen auf Auslandskredite die Auszahlung 
neuer Darlehen stoppte, griff die Regierung 
zum Mittel der Devisenkontrolle und sperTle 
alle privaten Dollarkonten. 

Abschied von Wilfred Burchett 

Am 26. September 1983 v<:ntarb in einem 
Sofiot<:r Krankenhaus der australische Jour­
nalist Wilfred Burchetl. Geboren 1911 in 
Melbourne, lebte Bur<:hett seit 1936 in Euro· 
p.a, wo er als Ostasien·Kenner und Korrespon· 
dent u.a. des Londoner Daily ["press, des 
Guardian, der Pariser Le Monde und der Afri­
que Asie von sich reden machte. Wegen seines 
Engagements gegen den US·Vietnamkrieg 
und dessen Unterstützung durch Australien 
verweigerten ihm 1970 die australischen Be· 
hörden die Einreise in sein Ileimatiand. In 
den USA wurde seine Bewegungsfreiheit auf 
den 25·Meilen·Radius der Vereinten Natio­
nen in New Vork beschnitten. 
W. Burehen verfaßte zahlreiche Bücher zu 
Korea, China, Indochina, dem Angolakrieg 
und zuletzt die bislang einzigartige Unter­
suchung über den Widerstand und Volkssitg 
gegen das l'ol·Pot·Regime in Kampuchea (sie· 
he AlB 6.9/1982). Das AlB hat in den letzten 
Jahren viele seiner Veröffentlichungen ins 
Deutsche übersetzt. 
Mit \Vilfred Burchen verlieren wir einen der 
br illantesten Autoren und einen der Engagier­
testen für die Sache der Befreiungsbewegun­
gen der Dritten Welt. 



Ein von den peron;stisch beeinflußten Ge­
werk5chaftcn proklamierter GcncrabtTcik 

gegen unzureichende Lohnerhöhungen legte 
am 4.10.1983 das nationale Leben nahezu 
völlig lahm. Die Peron;'lcn, die die Diktat­
Politik des I~IF gegenüber Argentini<:n scharf 
angreifen, UJlfI die Radikalen gelteIl als aus­
sichtsreichste Bewerber bei den Wahlen zum 
Nationalkongrcß, zu den Provinzparlamenten 
und Gemeinderäten sowie ruf die Gou,'cr­
neUTS' und Bürgcrmcistcrwahlcn. 

Pakistan 

Einen neuen Höhepunkt crrciclllcn die Pro­
teslaktioßcn der Bewegung zur Wiederherstel­
lung der Demokratie (MRD; siche auch AlB 
101198.!!, 5.'19) im September/Oktober d.J. 
Ein zweitägiger Generalstreik und ein Boy­
kott der Kommunalwahlen in den Provinzen 
Sind und Punjab wurden von der Bevölke­
rung weitestgehend befolgt. Der Einsatz von 
Polizei- und Militäreinheiten gegen die Bevöl­
kerung, um die Wahlbeteiligung zu enwin­
gen, kostete über 100 Menschenleben; über 
10.000 wurden verhaftet. 
Ocr immer stärker werdende Druck der 
Opposition zwang das Zia·ul-Haq·Regime in· 
zwischen zum Dialog mit Teilen der seit 4 
Jahren verbotenen Oppositionsparteicn. Un° 
geachtet der zunehmenden Proteste gegen die 
Diktatur, die sich auch gegen die Bevormun· 
dung durch die USA richten. warf US·Vertei· 
digungsminister C. Weinberger zum Abschluß 
seines PakiUans·Besuches Anfang Oktober 
d.J. der Opposition vor, sie würde die UdSSR 
unterstützen. Zugleich sicherte er dem Re­
Ftime in Islamabad weitere Militärhilfe zu. 

EG - AKP-Staaten 

Am 6. Oktober 1983 haben in Briissel die 
Neuverhandlungen zwischen der Europäi· 
schen Gemeinschaft und 63 AKP(Afrika, 
Karibik, Pazifik)·Staaten über das 3. Lome· 
Abkommen begonnen. 
Obwohl Lome 11 erst im Februar 198:' aus· 
läuft, steht heute schon fe$l, daß das einst als 
"Modell" der Zusammenarbeit im "Nord· 
Süd.Dialog" gefeierte Vertragswerk die Er­
wartungen der Entwicklungsländer bei wei· 
tem nicht erfullt hat. Diese Enttäuschung be· 
trifft erstens das System zur Stabilisierung 
der Exporterlöse (Stabex), mit dem ein wei­
terer Verfall der Rohstoffpn:ise nicht aufge· 
halten und lediglich 46% (1980) bzw. 42% 
(198 I) der AnsprUche der AKP·Staaten finan· 
ziert werden konnten; zweitens die Handels· 
politik der EG, die sogar zu einem relati\'en 
Rückgang der AKP·Fertigwarenimporte in die 
EG führte; drittens den finanziellen Gesamt­
rahmen des Abkommens, der innationsbe­
rein4\t noch um 20% hinter den Mitteln von 
Lome I zurückblieb. 
Die AKP-Staaten fordern für Lome 111 u.a. 
eine Ausweitung des Finanzierung$TahmenS, 
die Einrichtung von speziellen Sonderzie­
hungsrc.:hten zur Erleichterung des Schulden­
problems, eine grundlegende Revision des 
Stabu·Systems, einen konsequenten Abbau 
des EG-Protektionismus und eine EG·Agrar­
P<Jlitik, die den Bedürfnissen der Entwick' 
lunS'länder Rechnung trägt . 

Kurzinformationen 

Philippinen 

US,Präsident Ronald Rcagan hat am 3. Okto­
ber dJ. seinen für November geplanten Phi· 
lippinen·Besuch abgesagt. Die Reagan·Admi­
nistration befürchtete offenbar, daß die Mas· 
senaktionen gegen das Regime von Ferdinand 
Marcos, die nach dem Mord an Oppositions­
P<Jlitiker Benigno Aquino am 21. August d.J. 
begonnen hatten, sich stärker gegen die USA 
richten könnten (siehe AlB 10/83, S. 42·43). 
Stit dem Tode B. Aquinos war es zu eIßer 
Kampagne des zivilen Ungehoriams gekom­
men, an der sich Millionen von Menschen be­
te iligten. Sie wurde von der neuen Koalition 
"Gerechtigkeit für Aquino - Gerechtigkeit 
fIlr alle" OA·JA) organisiert, um den Rück' 
tritt von F. Marcos zu erreichen. 
Nachdem dieser erst angedroht hatte, den 
Ausnahmezustand erneut auszurufen, kün­
digte er am 14. Oktober d.]. einige Zuge­
ständnisse an. So soll eine neue Untersu· 
chunS'kommission gegriindet werden, nach­
dem die erste Kommission aufgrund ihrer 
Einseitigkeit von der Opposition abgelehnt 
worden und schließlich zuriickgetn:ten war. 
Außerdem kündigte er eine Veränderung des 
WahlsySlems an. um doch noch eine Beteili· 
gung der Opposition an den für nächstes Jahr 
geplanten Parlamentswah\cn zu ermöglichen. 
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Kommentar: Helmut Kohl auf Nahost·Trip 

Zwischen dem Druck der Israel-Lobby, den Exportinteres­
sen der Rüstl.lngsindustrie und dem Drängen der Sauds, 
Bonn solle endlich grünes Licht ftir die Lieferung von 300 
leopard-li-Panzern geben, sah sich der Bundeskanzler in 
einer echten Zwickmühle:. 1m Monatsabstand wollte lIel­
mut Kohl gleich zweimal in den Nahen Osten reisen (An­
fang September cl.]. nach Israel. Anfang Oktober nach JOT­
dankn, Ägypten und Saudi Arabien) , um auf diese Weise 
die "Ausgewogenheit" der Bonner Politik im Nahostkon­
Oikt unter Beweis zu stellen. 
Doch mindestens in der Reisedeplomatic ließ sich der 50-
wohl-als-auch-Kurs (die POcge "besonderer Beziehungen"' 
zu Israel bei gleichzeitiger "traditioneller "' reundschaft" zu 
den a rabischen Staaten) nicht durchhalten: Der Israel­
Besuch wurde wegen des Begin-Rücktritts abgesagt. 
Und wenn die zweite Reise programmatische Ausgewogen­
heit in Sachen Nahost demonstrierte. dann bestenfalls in 
dem Sinne, daß auch die Nahostpoli tik der Rechtskoali­
tion Kohl /Genscher aus einer in sich widersprüchlichen 
In teresse nlage heraus einem permanenten Balanceakt 
gleicht. Einerseits will die Koalition im Fahrwasser der 
Reagan 'schen Nahostpolitik noch mehr israel- Freundlich­
ke it als ihre Vorgängerin an den Tag legen. Andererseits ist 
sie aus wirtschaftlichen. aber auch aus politisch-strategi­
schen Uberlegungen an guten Beziehungen zum "gemäßig­
ten ", prowestlichen arabischen Lager und an seiner Stär­
kung interessiert. 
Die von Bundeskanzler Kohl in Amman, Kairo und 
Dschidda immer wieder strapazierte Standardnoskel über­
deckt das hie rin begründete Dilemma nur mühsam: Man 
wolle, so Kohl, auf einen Zustand des Friedens im Nahen 
Osten hinwirken, in dem das palästinensische Selbstbestim· 
mungsrecht verwirklicht und das Existenzrecht Israels in 
gesicherten Grenzen anerkannt werde. 
Diese Formel läßt zwar die Anerkennung der Palästinensi· 
schen Befreiungsorganisation (PLO) ebenso außen vor wie 
jede Krit ik an der israelischen Besatzungspolitik auf dem 
Weujordanufer und im Libanon, und fiU t weit hinter be­
reits erreichte EG-Positionen zurück. 

Statt des Leo 11 die ganze Waffenpalette 

Aber dem Regime der Sauds waren Koh ls lippenbekennt­
nisse zum Palästinaproblem vollkommen ausreichend. um 
sich sofort dem entscheidenden Tagesordnungspunkt. der 
gewünschten Lieferung des Leo 11 , zuzuwenden. 
Der Bundeskanzler, der die israelischen "Freunde" beruhi· 
gen und gleichzeitig der Rüstungslobby einen neuen 
Brocken bescheren wollte, sch lug mit seiner vorher getrof. 
fenen Entscheidung, den begehrten Panzer (vorerst?) 
nicht zu liefern, gleich zwei Fliegen mit einer Klappe. Er 
verband damit das Angebot, Saudi Arabien könne mit 
Bonn über den Einkauf der gesamten Palette der bundes­
deutschen Rüstungsproduktion, bis auf den Leo, verhan· 
dein. 
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So find et sich im Kommunique von Dschidda der entschei­
dende Satz, beide Seiten seien übereingekom men, "auch 
Fragen des Verteidigungsbereiches in die Zusammenarbeit 
einzubeziehen ". Die Tragweite dieser Entscheidung läßt 
sich nicht nur dann ermessen, daß Bonn - wie SPD·Vize 
lIans-Jürgen Wischnewski kritisierte - hier erstmals "eine 
Verantwortung im Verteidigungsbereich außerhalb unserer 
Bündnisse " übernommen habe. 
CDU/CSU·Fraktionsvorsitzender Alfred Dregger begrüßte, 
daß Kohl die Lieferung bundesdeutscher Rüstungsgüter an 
Saudi Arabien nicht zum Tabu erklärt habe. Für Dregger 
schreibe man heute 1983 und lebe in "einer ganz anderen 
Zei t" als früher, als man bei der Lieferung von Waffen in 
Spannungsgebiete noch "Zurückhaltung" geübt habe. Bei 
der Definition von Spannungsgebieten seien immer auch 
"deutlche Interessen" zu bedenken - "in jedem nur denk· 
baren Sinne". . 
So könnte denn die Vereinbarung von Dschidda in der Tat 
zum praktischen Auftakt für eine völlige Öffnung der 
Schleusen auf dem Gebiet des bundesdeutschen Waffen· 
exports werden. die die Rechtskoalition ironischerweise im 
Rückgriff auf die noch von ihrer soziallibe ralen Vorgänge. 
rin beschlossenen neuen Bestimmungen rur den Waffen­
export vollzieht. 
Worüber in Bonn jetzt Ende dJ. mit einer saudischen Ex­
pertenkommis.sion Näheres besprochen werden soll , ist u.a. 
die Lieferung des Flakpanzers Gepard, des Flugabwehrra­
ketenpanzers Roland und des Schützenpanzers Marder. 
Und auch die begehrte 120·m m-Glatt rohrkanone des Leo 
wird dabei sein. Die nämlich produziert man in den USA 
in Lizenz für ihren M-I-Panzer, den die Sauds nun anstelle 
rle~ Leo ordern dürften. 




